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Europäische Gemeinschaften
„Süderweiterung“, innen- und außenpolitische Zusammenar 
beit — Festigung des imperialistischen Bündnisses
Erklärtes Ziel der Bundesregierung war 
bei Antritt ihrer Präsidentschaft in der 
EG die Erweiterung der Römischen 
Verträge durch eine Akte, die „eine 
Koordinierung der Mitgliedstaaten in 
den politischen und bestimmten wirt­
schaftlichen Aspekten der Sicherheit“ 
vorsehen sollte. Zu Beginn dieses Jah­
res erklärte Genscher, daß die BRD 
darüberhinaus vier Schwerpunkte set­
zen wolle: 1. der Kampf gegen die Ar­
beitslosigkeit durch Entfaltung der 
„dynamischen Kräfte unserer Volks­
wirtschaften“, 2. die „Aufrechterhal­
tung und der Ausbau des gemeinsamen 
Binnenmarktes“, 3. „die Süderweite­
rung der Gemeinschaft durch den 
gleichzeitigen Beitritt Portugals und 
Spaniens zu vollenden“ und 4. „ent­
schlossenes Handeln im Haushaltsbe­
reich“ durchzusetzen.

Der Konferenz der Regierungschefs 
der EG-Mitgliedstaaten vom 17. bis 22. 
Juni in Stuttgart wird nun die von der 
Bundesregierung und der italienischen 
Regierung vorgeschlagene Akte nicht 
vorliegen. Stattdessen soll eine „feierli­
che Erklärung“ verabschiedet werden, 
in der einige wesentliche Aspekte der 
von der BRD angestrebten Akte ent­
halten sein werden, andere mußten die 
BRD-Imperialisten zunächst fallen las­
sen. Sie wollten die Möglichkeiten er­
weitern, Mehrheitsentscheidungen ge­
gen den Willen einzelner Regierungen 
durchzusetzen. Das EG-Parlament 
sollte sich direkt mit Empfehlungen an 
die Ministerräte, nicht nur wie bislang 
an die Kommission, wenden können. 
Die „feierliche Erklärung“ wird eben­
falls keine Feststellung enthalten, die 
Mehrheitsbeschlüsse der verschiedenen 
Ministerräte zur Regel der Beschluß­
fassung in der EG erklärt - allerdings 
auch keine Feststellung, die solche Be­
schlüsse ausschließt. Vor allem die bri­
tischen Imperialisten haben Einspruch 
erhoben gegen diese Art Erweiterung 
der Befugnisse der Institutionen der 
EG. Trotz des Scheiterns dieser Bemü­
hungen kann keine Rede sein von einer 
„Krise der EG“. Im Gegenteil, in den 
letzten Jahren haben die Imperialisten 
in der EG die Zusammenarbeit im au­
ßen- und innenpolitischen Bereich zü­
gig ausgebaut.

— Im Rahmen der „europäischen 
politischen Zusammenarbeit“ (EPZ) 
ist seit 1981 die Zusammenarbeit der 
Außenminister auch in „sicherheitspo­
litischen Fragen“ ausdrücklich verein­
bart. Die Botschafter der EG-Staaten 
führen in Ländern außerhalb der EG 
und bei den Vereinten Nationen seit 

Mitte 1982 regelmäßige Treffen durch 
und treten zum Teil mit einem Spre­
cher auf. Die Bundesregierung ergänzt 
diese Zusammenarbeit durch regelmä­
ßige Konferenzen mit den Außen- und 
Verteidigungsministern Frankreichs 
und seit Oktober letzten Jahres auch 
mit den jeweiligen Ministern Großbri­
tanniens, Italiens und Spaniens.

- In der „Internationalen Arbeits­
gemeinschaft Terrorismus, Radikalis­
mus, Extremismus, Gewalt“ (TREVI) 
führen die Polizeien der EG-Staaten 
und alle mit der jeweiligen „inneren Si­
cherheit“ befaßten Institutionen regel­
mäßige Konferenzen durch. Die Innen­
minister beraten jährlich über die „in­
nere Sicherheit“ der Mitgliedstaaten. 
Zwei Arbeitsgruppen von TREVI sor­
gen für regelmäßigen Informationsaus­
tausch und gegenseitige Unterstützung 

Vor allem Arbeiter der unteren Lohngruppen in der französischen Automobil­
industrie kämpften in den letzten Monaten gegen die Angriffe der Kapitalisten 
auf Lohn und Arbeitsintensität. (Bild: Streik bei Talbot) Die Kapitalisten ver­
schärfen die Ausbeutung, um u.a. gegenüber VW wieder aufzuholen.

Quelle: Die Gemeinschaft in Zahlen, Statistisches Amt der EG, 1982. Alle Angaben beziehen sich auf 1981.

Staat
Erwerbstä­
tige in Mio.

abh. Besch, 
in Mio.

Erzeugung von:
Elektrizität 

in MWh
Rohstahl 
in 1000 t

PKW 
in 1000

Belgien 3,67 3,05 53,64 12321 195,8
Luxemburg 0,16 0,14 1,12 4619 —
BRD 25,15 21,72 368,77 43 838 3 530,1
Dänemark 2,43 2,05 25,44 734 —
Griechenland 3,36 1,67 22,65 935 —
Frankreich 20,97 17,40 258,08 23172 3 487,6
Irland 1,15 0,85 10,88 2 —
Italien 20,67 14,75 185,74 26501 1445,2
Niederlande 4,92 4,33 64,81 5 272 80,8
Großbritannien 23,05 21,20 284,94 11278 923,7
Portugal 3,97 2,67 15,04 583 —
Spanien 11,25 7,84 110,48 12643 1028,8
EG, Spanien, Portugal 117,40 95,99 1401,58 141898 10692,0
Japan 55,81 40,37 577,52 11,1385 7038,1
USA 100,40 91,11 2480,94 1Ö4036 6375,5

bei der Polizeiausbildung. Innenmini­
ster Zimmermann verwies bei seinem 
Amtsantritt als Präsident der europäi­
schen Innenministerkonferenz stolz 
auf die bisherigen Erfolge dieser Zu­
sammenarbeit.

Dem Beitritt Spaniens und Portugals 
zum 1. Januar 1984, den Genscher als 
eines der wichtigsten Ziele der west­
deutschen Präsidentschaft angesehen 
hatte, steht nichts mehr entgegen. Die 
Imperialisten in der EG haben gegen­
über der spanischen Regierung durch­
gesetzt, daß sie den Abzug der briti­
schen Kolonialherren aus Gibraltar als 
Bedingung für den EG-Beitritt fallen 
ließ. Schon mit der Aufnahme Groß­
britanniens hatten die Imperialisten die 
Souveränität Irlands, das die bestehen­
den europäischen Grenzen nicht aner­
kennt und für ein vereinigtes Irland 
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eintritt, mit Füßen getreten. Mit dem 
Beitritt Spaniens, ohne daß Großbri­
tannien zuvor Gibraltar räumt, ist 
auch völkerrechtlich anerkannter Ko­
lonialbesitz gegenüber Vollmitgliedern 
der EG möglich. So schaffen die Impe­
rialisten eine neue Qualität ,,freier, 
grenzüberwindender Gemeinschaft4 ‘.

Zudem steigern die Imperialisten die 
Schlagkraft der EG durch die Aufnah­
me beider Staaten beträchtlich. Die 
EG-Staaten zusammengenommen sind 
selbst ohne Spanien und Portugal die 
größte Handelsmacht der Welt: Ihre 
Ausfuhren in Länder außerhalb der 
EG betrugen 1981 mit 680 Mrd. DM 
rund ein Viertel mehr, als die USA 
1981 exportierten. Bei den gesamten 
Einfuhren ist das Verhältnis ähnlich. 
Die Zahl der Arbeitskräfte in der EG, 
die den verschiedenen Kapitalisten 
nach dem Beitritt Spaniens und Portu­
gals zur Ausbeutung direkt verfügbar 
ist, wird mit 117 Mio. Erwerbstätigen 
beträchtlich größer sein als die der US- 
Imperialisten mit 100 Mio. Die Impe­
rialisten in der EG verschaffen sich mit 
der Aufnahme beider Länder in weit 
größerem Maße den Zugriff auf ein 
Heer von Arbeitern, die zu Niedrigst­
löhnen ausgebeutet werden, als beim

,,EG-Fortschritt“ beim Beitrittskandi­
daten Türkei: Brutale Unterdrückung 
der Arbeiter und Bauern.

Eintritt Griechenlands (s. Tabelle). 
Spanien und Portugal bringen zudem 
die größten Kupfer- und Bleierzvor­
kommen in die EG ein, nicht zu verges­
sen die Inseln im Atlantik und vor der 
afrikanischen Küste, die ab 1. Januar 
zum Teil als portugiesisches und spani­
sches Staatsgebiet, zum Teil als kolo­
niale Restbesitze dem „EG-Territo­

rium“ einverleibt werden: die Balea­
ren, Kanaren, Azoren und Madeira ge­
hören zum spanischen bzw. portugiesi­
schen Staatsgebiet; Macao, das zur 
Volksrepublik China gehört, ist noch 
in portugiesischer Kolonialverwaltung; 
Spanien hält die marokkanischen In­
seln Ceuta, Melilla und die Presidios 
besetzt. Die BRD-Imperialisten drän­
gen insbesondere auf die Aufnahme 
Spaniens und Portugals, weil sie — wie 
schon zuvor gegenüber den ehemaligen 
Kolonien der anderen Imperialisten in 
der EG — die Verbindungen beider 
Länder zu ihren ehemaligen Kolonien 
in Südamerika und Afrika nutzen wol­
len für ihre eigene Expansion.

Im neuen EG-Haushalt wollen die 
BRD-Imperialisten vor allem eine Er­
höhung der Ausgaben für „Zukunfts­
technologien“ durchsetzen. Schon 
jetzt ist vereinbart, bis 1987 9,7 Mrd. 
DM aus dem EG-Haushalt für die ge­
meinsame Forschung auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung und Informa­
tionstechnik zur Verfügung zu stellen. 
Zum ersten Mal seit Gründung der EG 
führen die vier größten europäischen 
Elektrokonzerne auf Drängen der Re­
gierungen ein gemeinsames For­
schungsvorhaben durch. Insgesamt

Europaparlament: Entschließungen zwecks 
Sammlung von Kriegsgründen
Das Europäische Parlament hat auf 
Antrag unter anderem bundesdeut­
scher Parlamentarier am 17. Mai eine 
„Entschließung zu den Menschen­
rechten in der Welt“ und darüber 
hinaus eine spezielle „Entschließung 
zu den Menschenrechten in der So­
wjetunion“ verabschiedet. Zur Ver­
ständigung der EG-Imperialisten auf 
gemeinsam anzustrebende expansive 
Ziele und für deren ideologische und 
propagandistische Vorbereitung ge­
winnt dieses Parlament zunehmend 
an Bedeutung. Wie es dieser Bedeu­
tung gerecht wird, dokumentieren 
folgende Auszüge aus der „Ent­
schließung zu den Menschenrechten 
in der Sowjetunion“:

,,Das Europäische Parlament, . . .
Im Bewußtsein des außerordentlichen 

Beitrags der Nationen, die jetzt in der So­
wjetunion zusammengeschlossen sind, 
zur europäischen Zivilisation und Kultur, 
und in der Hoffnung, daß diese Nationen 
eines Tages in der Lage sein werden, die 
Mitgliedschaft in der Europäischen Ge­
meinschaft zu beantragen, . . .

verurteilt die systematische Verletzung 
der bürgerlichen, politischen, sozialen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und religiö­
sen Rechte der sowjetischen Bürger durch 
die sowjetische Regierung;

verurteilt die von der sowjetischen Re­
gierung in institutionalisierter Form prak­

tizierte Rassendiskriminierung veschiedener 
nationaler Minderheiten und Bevölkerungs­
gruppen, insbesondere der Krimtataren, der 
Einwohner polnischer, jüdischer und deut­
scher Abstammung; . . .

verurteilt die willkürliche Einmischung 
der sowjetischen Regierung in das Privatle­
ben, die Familie, die häuslichen Angelegen­
heiten und den Briefverkehr ihrer Bürger; 
weist darauf hin, daß diese Einmischung ei­
nen Verstoß gegen Artikel 12 der Allgemei­
nen Menschenrechtserklärung der Verein­
ten Nationen sowie gegen Artikel 17 des In­
ternationalen Paktes über bürgerliche und 
politische Rechte darstellt;

verurteilt die Weigerung der sowjetischen 
Regierung, ihren Bürgern die Artikel 13 der 
Allgemeinen Menschenrechtserklärung der 
Vereinten Nationen und Artikel 12 des In­
ternationalen Paktes über bürgerliche und 
politische Rechte verankerten Rechte zu ge­
währen, nämlich das Recht auf Freizügig­
keit und freie Wahl des Wohnsitzes inner­
halb ihres Territoriums sowie das Recht auf 
Auswanderung aus der Sowjetunion; . . .

ersucht die Regierenden der zehn Mit­
gliedsstaaten, sich in dieser Frage zu kon­
sultieren, die sowjetische Regierung mit al­
len zur Verfügung stehenden Mitteln, so­
wohl informell als auch öffentlich, auf den 
negativen Eindruck hinzuweisen, den dieses 
innenpolitische Vorgehen der Sowjetunion 
in der öffentlichen Meinung der Europäi­

schen Gemeinschaft hinterläßt, und ihr 
die mögliche Beeinträchtigung der Chan­
cen einer wirklichen Entspannung zwi­
schen Ost und West sowie der Gefähr­
dung der Bemühungen um den Erhalt des 
Weltfriedens vor Augen zu führen.“

Die Sammlung der möglichen 
Kriegsgründe gegen die Sowjetunion 
ist fast vollständig: Weil die Sowjet­
union sich nicht freiwillig auflöst, 
hindert sie die in ihr zusammenge­
schlossenen Nationen daran, in den 
Schoß der abendländischen Zivilisa­
tion zurückzukehren. Weil das Pri­
vateigentum an Produktionsmitteln 
nicht garantiert ist, verstößt sie gegen 
wirtschaftliche Grundrechte ihrer 
Bürger und, nicht zu vergessen, der 
EG-Imperialisten. Weil ihre Verfas­
sung keine bürgerliche Gewaltentei­
lung vorsieht, sind die Gerichte nicht 
unabhängig und deshalb die politi­
schen Rechte der Bürger nicht gesi­
chert. Sie gewährt der deutschen 
Minderheit nicht die Rechte von Ko­
lonialherren und verstößt deshalb ge­
gen das „Selbstbestimmungsrecht 
der Völker“. Das Europäische Parla­
ment, dem die meisten bürgerlichen 
Kommentatoren gerne Bedeutungs­
losigkeit bescheinigen, nimmt diese, 
von ihm gesammelten „Menschen­
rechtsverletzungen“ zum Anlaß, um 
ganz unverhohlene Kriegsdrohungen 
auszustoßen.

Quellenhinweis: Entschließung zu den Menschenrech­
ten in der Welt, Entschließung zu den Menschenrechten 
in der Sowjetunion; vom Europäischen Parlament am 
17.5.83 verabschiedet
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52,8 Mio. DM sollen dafür verwandt 
werden, wovon die Hälfte von den 
Konzernen aufgebracht wird und die 
andere Hälfte aus der EG-Kasse. Die 
BRD-Imperialisten sind sich mit den 
anderen imperialistischen Mächten ei­
nig, daß der Förderung der Konkur­
renzfähigkeit der europäischen Mono­
pole gegenüber den US-amerikani­
schen und japanischen Konkurrenten 
mehr Beachtung gezollt werden muß.

Die Wirtschaftsminister haben am 
16.5. die weitere Vereinheitlichung des 
,,Gesellschaftsrechts“ für Kapitalisten 
beschlossen und damit weitere Hinder­
nisse aus dem Weg geräumt, die den 
Kapitalisten in der EG im Wege stan­
den bei der gegenseitigen Übernahme 
von Betrieben und der Beschleunigung 
der Konzentration der Industrien. Die 
BRD betreibt darüberhinaus eifrig die 
Einführung EG-weit gültiger Normen 
für Industrieprodukte. Der Vorteil wä­
re eine erhebliche Beseitigung von 
Schranken der Produktion und der 
Märkte im Inneren der EG. Die BRD- 
Imperialisten erwarten dabei zurecht, 
daß sie in der inneren Konkurrenz den 
größten Brocken erwischen werden.

Ein Jahr vor den Wahlen zum zwei­
ten Europa-Parlament steht die EG 
keineswegs geschwächt da. Die EG- 
Staaten zusammengenommen sind die 
stärkste Wirtschaftsmacht der Welt, 
ihr konventionelles militärisches Po­
tential wird nach dem Eintritt Spaniens 
und Portugals ohne die USA größer 
sein als das des Warschauer Paktes. 
Daß sich die EG auch im bisher vor­
handenen institutionellen Rahmen zu 
einem militärisch nutzbaren Bündnis 
entwickelt hat, haben die Imperialisten 
in der EG bewiesen, als sie die britische 
Aggression gegen Argentinien betrie­
ben und unterstützten.
Quellenhinweis: Bulletin der Bundesregierung, Nr. 2, 4, 9, 
28/83; Statistische Grundzahlen der Gemeinschaft, Aus­
gabe 1982; Europa Archiv Nr. 24/82, 2, 7, 9/83; Kommis­
sion der EG, Die Wettbewerbsfähigkeit der Industrien der 
Gemeinschaft, Luxemburg 1982

i

Seit dem 12. Mai sind die neue Fregatte 
,,Bremen“ und die Zerstörer Lütjens 
(Bild), Coburg und Steigerwald unter­
wegs in Richtung Mittelmeer.

Die westdeutschen Imperialisten haben großes 
Interesse am spanischen EG=Beitritt
Helmut Kohl kam fast ins Schwär­
men. ,,Im kulturellen und wissen­
schaftlich-technischen Austausch so­
wie in der wirtschaftlichen Partner­
schaft haben wir allen Grund, auf 
das bisher Erreichte stolz zu sein“, 
teilte er am 3. Mai dieses Jahres dem 
spanischen Ministerpräsidenten Gon­
zalez bei dessen Besuch in Bonn mit. 
„Die deutsche Wirtschaft hat fast 5 
Milliarden D-Mark in Spanien inve­
stiert ... Deutsche Wissenschaftler 
und Techniker arbeiten in über 20 zu­
kunftsorientierten Forschungspro­
jekten mit ihren spanischen Kollegen 
zusammen.“ Die Bundesregierung 
werde deshalb auch weiterhin größtes 
Gewicht darauf legen, daß der spani­
sche EG-Beitritt reibungslos und ter­
mingerecht zum 1.1.84 stattfinde.

Das Interesse der westdeutschen 
Imperialisten an einem möglichst 
weitgehenden Zugriff auf den spani­
schen Markt für ihre Waren und auf 
die spanischen Arbeiter und Bauern 
zwecks Ausbeutung in westdeutschen 
Fabriken hat Tradition. 1960 schloß 
die Bundesregierung ihr damals er­
stes Anwerbeabkommen zwecks Re­
krutierung ausländischer Lohnab­
hängiger in die BRD mit dem Franco- 
Regime. Versuche des Verteidigungs­
ministers Strauß, den westdeutschen 
Imperialisten schon damals in Anleh­
nung an die alte „Waffenbrüder­
schaft“ der deutschen Faschisten mit 
den Franco-Truppen Stützpunkt­
rechte und große Munitionslager in 
Spanien zu verschaffen, scheiterten 
insbesondere am Einspruch der briti­
schen Regierung. Dafür machten die 
westdeutschen Kapitalisten Spanien 
schon bald zu einem der Schwer­
punkte ihres Kapitalexports. Ende 
1981 hatten insgesamt 553 westdeut­
sche Kapitalisten Fabriken und Nie­
derlassungen in Spanien errichtet und 
beuteten in diesen Werken 94000 
spanische Lohnabhängige aus. Ihr 
gesamtes Vermögen in Spanien belief 
sich auf 14,5 Mrd. DM, wobei weder 
ihr Grundbesitz noch die Kredite 
westdeutscher Banken an spanische 
Kapitalisten und die spanische Regie­
rung darin enthalten sind.

Bei einem EG-Beitritt Spaniens, so 
das Kalkül der BRD-Imperialisten, 
werden diese Kapitalanlagen noch 
ganz andere Renditen abwerfen, wer­
den sie aus den spanischen Arbeitern 
noch ganz andere Profite herauspres­
sen können. So hat die EG-Kommis­
sion schon jetzt unmißverständlich 
erklärt, daß insbesondere die spani­
sche Landwirtschaft „modernisie­
rungsbedürftig“ sei, sprich: daß die 

Vertreibung von Kleinbauern und 
Landarbeitern aus der Landwirt­
schaft entschlossen angepackt werde. 
Den westdeutschen Kapitalisten in 
Spanien wird das neue billige Ar­
beitskräfte zutreiben und den Druck 
auf den spanischen Lohnstandard, 
ohnehin nur etwa halb so hoch wie in 
der BRD, weiter erhöhen. Zudem 
werden die BRD-Imperialisten die 
spanischen Arbeiter künftig für den 
gesamten EG-Markt produzieren las­
sen können, einer neuerlichen Aus­
weitung ihrer Fabriken in Spanien 
stünde also nichts mehr im Wege.

„Im Falle, daß Bündnisinteressen in 
Afrika, Mittelost oder Nahost tan­
giert werden, bietet die Halbinsel Ab­
sprungplätze ... in diese Räume“ 
(ÖMZ 3/83).

„Außerordentlich zufrieden“ zeigten 
sich deshalb auch die westdeutschen 
Kapitalisten, als ihnen Gonzalez bei 
seinem Besuch Anfang Mai zusagte, 
„daß die aus der Franco-Zeit stam­
menden starren Regelungen über 
Entlassung von Arbeitnehmern . . . 
, flexibilisiert4 würden“.

Auch die militärische Zusammen­
arbeit soll intensiviert werden. Der 
spanische Verteidigungsminister ha­
be „Interesse an ,Verteidigungszu­
sammenarbeit4 bekundet“, teilte 
Wörner am 11. Mai in Bonn mit. 
„Dabei gehe es vor allem um Koope­
ration und Lizenzproduktion bei Rü­
stungsgütern.44 Ein Versuch der 
BRD-Imperialisten, die spanische 
Regierung zum Kauf von Tornado- 
Kampfflugzeugen zu erpressen, ist in 
diesen Tagen vorläufig gescheitert. 
Eine Entscheidung über spanische 
Aufträge für Leopard-2-Panzer steht 
dafür noch aus.
Quellenhinweis: VAZ, '7.5.. 10.5. und 11.5.83; Österrei­
chische Militärische Zeitung, Heft 3 1983; Pressemate- 
rial der Bundesregierung zum Gon/älez-Besiich. 3. bis 
5. Mai 1983
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Polizeiüberfall auf türkische Demonstranten
Seit einiger Zeit werden von 
den ,,Grauen Wölfen“ unter 
dem Deckmantel „Türkische 
Förderation der Idealistenver­
eine in Europa“ Propaganda­
veranstaltungen, getarnt als 
Kulturabende, durchgeführt. 
Am 21.5. trafen sich in Han­
nover ca. 200 Demonstranten 
gegen eine solche Veranstal­
tung - überwiegend Türken 
- vor der Glashalle der Stadt­
halle Hannover. Verhandlun­
gen zum Verbot der Veranstal­
tung mit dem Oberbürgermei­
ster, der Stadthallendirektion 
und dem Polizeipräsidenten 
verliefen ergebnislos. Nach 
drei Stunden Ausharren gab 
die Polizei eine halbe Stunde 
vor Veranstaltungsbeginn den 
Einsatzbefehl. Der Einsatzlei­
ter forderte einen schmalen 
Durchgang für ca. 30 ,,Graue 
Wölfe“, obwohl es andere 
Möglichkeiten zum Durchgang 
in den Veranstaltungsraum ge­

Die Heilige Allianz 
zu Williamsburg

„Harte Arbeit mit klaren 
Worten“, werde es geben, 
wußte Kohls Boenisch schon 
vor Beginn des Gipfels aus 
Williamsburg zu berichten. 
Worüber freilich beraten wur­
de und mit welchen Absichten, 
darüber war bis Redaktions­
schluß wenig bis gar nichts zu 
erfahren. Immerhin liegt uns 
aber das Ergebnis der letzten 
Vorbereitungskonferez für den 
Gipfel, der OECD-Ministerta- 
gung Anfang Mai in Paris, in­
zwischen vor. Es läßt ahnen, 
mit welchen Absichten in Wil­
liamsburg verhandelt wurde. 
Erstens: Die imperialistischen 
Regierungen sind sich einig, 
daß das in den vergangenen 
Monaten zu beobachtende Sin­
ken von Energiekosten der 
Voksmassen sofort aufhören 
muß. Die energiepolitische La­
ge sei „weniger als zufrieden­
stellend“, die Energiepreise 
für die Volksmassen müßten 
„die langfristigen Kosten der 
Versorgungssicherung besser 
widerspiegeln“. Zweitens: Die 
auf der UNCTAD-Konferenz 
erneut zu erwartende Forde­
rung der Staaten der Dritten 
Welt nach Minderung ihrer 
drückenden Schuldenlast muß 
abgewehrt werden, stattdessen 
muß jede Möglichkeit genutzt 
werden, um die Märkte dieser 
Staaten den Imperialisten wei­
ter zu öffnen. Es gelte, „bei 

geben hätte. Die Taktik der 
Demonstranten - langsam zu­
rückgehen und Parolen rufen 
— wurde durch den Einsatz 
der Polizei, die sofort mit 
Schlagstöcken und Chemical 
Mace angriff, in eine panikar­
tige Flucht verwandelt. Die 
Polizei nahm sofort und ge­
zielt Türken fest. Als nach ei­
niger Zeit das Kommando 
,,Nachsetzen“ kam, verfolg­
ten Greiftrupps unter Einsatz 
von Hunden die Demonstran­
ten. In einer Seitenstraße zielte 
ein Polizist mit der Dienstpi­
stole auf eine Gruppe. Zwei 
Türken wurden am zwei Kilo­
meter entfernten Hauptbahn­
hof verhaftet, ihnen wird ver­
suchter Todschlag an einem 
Polizisten - der einen Tag 
später das Krankenhaus wieder 
verlassen konnte - vorgewor­
fen, sie sitzen noch in Haft. 
,,Linke und rechte Türken 
prallten aufeinander“, mit Bil­

den internationalen Verschul­
dungsproblemen auf Lösun­
gen hinzuarbeiten, die die Ex­
pansion des Handels . .. för­
dern“ und eine „stärkere Ein­
beziehung“ der Staaten der 
Dritten Welt „in die Weltwirt­
schaft“ bewirkten. Drittens: 
Der Lohn- und Lebensstan­
dard der arbeitenden Klassen 
in den imperialistischen Staa­
ten soll noch bedeutend tiefer 
sinken: „Bei den Tarifver­
handlungen sollte der Notwen­
digkeit Rechnung getragen 
werden, die Investitionen zu 
fördern“, so das präzise Kom­
munique von der Pariser Kon­
ferenz. Bliebe noch ein erstes 
Ergebnis der Konferenz zu 
Williamsburg festzuhalten: 
Mit Japan unterstützt jetzt ei­
ne weitere imperialistische 
Macht, die territoriale Ansprü­
che gegen die Sowjetunion er­
hebt, die Raketenstationierung 
in Westeuropa.

„Verbeamtung“ der 
Anwälte unzulässig

In dem bisher fünf Jahre dau­
ernden Zulassungsverfahren 
des Kieler Anwaltsassessors H. 
P. Drude hat das Bundesver­
fassungsgericht (BVG) die ab­
lehnende Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes (BGH) 
aufgehoben. In jener hatte der 
BGH in - nach Ansicht des 
BVG - unzulässiger Weise bei 
der „Würdigkeitsprüfung“ ge­
mäß der Bundesrechtsanwalts­

dern u.a. „von einem Arsenal 
gefährlicher Hieb- und Stich­
waffen“ und dem Roten Mor­
gen (Zeitung der KPD), so die 
Berichterstattung in der bür­
gerlichen Presse. Jedes gefun­
dene Taschenmesser mußte als 
Waffe „herhalten“. Die Moti­
ve für den brutalen Polizeiein­
satz sind noch nicht klar. So­
wohl die Stadtverwaltung 
Hannover als auch die nieder­
sächsische Landesregierung 
unter Albrecht, die sich bei an­
deren Gelegenheiten nicht 
scheuen, Stellung zu solchen 
Auseinandersetzungen zu neh­
men, hüllen sich in auffallen­
des Schweigen. Bei der Kölner 
Botschaftsbesetzung war ähn­
liches zu beobachten, bekannt­
lich folgte dann das „Dev Sol“- 
und „Halk Der“-Verbot. Fest 
steht: so schafft man Auswei­
sungsgründe. Die Aktionsein­
heit hat ein Flugblatt zu den 
Vorgängen in der Stadt ver­
teilt, eine Informationsschrift 
soll erstellt und verbreitet wer­
den.

ordnung auch „gewertet, daß 
der Beschwerdeführer als (da­
maliges, d. Red.) Mitglied des 
KBW die verfassungsfeindli­
chen Ziele dieser Partei aktiv 
unterstütze“. Gegen die zahl­
reichen Versuche der „Verbe­
amtung“ der Anwälte betont 
das BVG: „Soweit aus Art. 33 
Grundgesetz Grundsätze zur 
politischen Treuepflicht von 
staatlichen Bediensteten herge­
leitet werden . .., sind diese 
für Rechtsanwälte unanwend­
bar“. Ohne darauf einzuge­
hen, „welche öffentlich-recht­
lichen Bindungen der Gesetz­
geber der Anwaltschaft in den 
Grenzen des Art. 12 (Berufs­
freiheit) auferlegen dürfte“, 
stellt das BVG fest, daß sich 
aus geltendem Recht nichts da­
für herleiten lasse, „daß der 
Anwaltsberuf an die Staatsor­
ganisation herangeführt, be­
amtenähnlichen Treuepflich­
ten unterworfen oder berufs­
rechtlich der Stellung von 
Richtern und Staatsanwälten 
angeglichen werden sollte.“ In 
einem über die Entscheidung 
hinausgehenden Sondervotum 
hält der BVG-Richter Dr. Si­
mon dem BGH „Auslegungs­
akrobatik“ vor, da dessen 
Entscheidung auch gegen das 
Diskriminierungsverbot der 
Verfassung, Art. 3 GG, und 
gegen das sogenannte Partei­
enprivileg verstoße. Die BVG- 
Entscheidung bedeute Rück­
kehr zur historischen bewähr­
ten Normalität.

Ausländerpolitik 
mit Tradition

Die Bundesregierung hat in der 
Beantwortung zweier Anfra­
gen am 18. und 19. Mai im 
Bundestag brutal und offen 
deutlich gemacht, nach wel­
chen Kriterien sie die Auslän­
dergesetzgebung weiterent­
wickeln will. Erstens: Gleich 
nach Überschreiten der Grenze 
werden alle Asylsuchenden der 
Kontrolle des Bundesnachrich­
tendienstes und des Verfas­
sungsschutzes unterstellt. Der 
parlamentarische Staatssekre­
tär im Innenministerium Waf- 
fenschmidt bestätigte, was 
schon das Verwaltungsgericht 
Berlin in einem Urteil festge­
halten hatte, daß nämlich die 
Sicherheitsdienste engstens mit 
dem Bundesamt für die Aner­
kennung ausländischer Flücht­
linge Zusammenarbeiten: „Es 
bedarf sicherlich keiner nähe­
ren Darlegung, daß zur Wahr- 
nehmung der Sicherheitsinter­
essen der Bundesrepublik 
Deutschland und ihrer Bevöl­
kerung eine gewisse Überprü­
fung von Asylberwerbern auch 
unter Sicherheitsgesichtspunk­
ten unumgänglich ist.“ Daß 
daraus resultierende Erkennt­
nisse zum Beispiel an den tür­
kischen Geheimdienst weiter 
geleitet werden, mochte Waf- 
fenschmidt auch auf ausdrück­
liches Nachfragen hin nicht de­
mentieren. Zweitens: Auslän­
der, die sich unliebsam poli­
tisch äußern, dürfen gleich gar 
nicht einreisen oder werden 
mit der Einreise verhaftet. 
Staatssekretär Spranger erklär­
te, daß die Bundesregierung 
den türkischen Regisseur Yil­
maz Güney festnehmen lasse, 
wenn er an der Vorführung 
seines Films „Yol“ am 29. Mai 
persönlich teilnehme, „weil 
seine Anwesenheit im Bundes­
gebiet Belange der Bundesre­
publik Deutschland beein­
trächtigen würde ... Ich glau­
be nicht, daß diese Entschei­
dung auf Grund von aus­
schließlich juristischen Grün­
den getroffen worden ist; hier 
waren vielmehr politische 
Gründe maßgebend.“ Wel­
che? Spranger: „Es gibt hier 
politische Äußerungen, die er 
zu verantworten hat.“ Worauf 
sich die Ausländer einzustellen 
haben, demonstrierte der 
Frankfurter Oberbürgermei­
ster Wallmann am 15. Mai den 
Siegern eines Marathonlaufs, 
zwei Türken: Er verweigerte 
ihnen den protokollarischen 
Händedruck. Der Herr hat 
Vorbilder. 1936 verweigerte 
Hitler während der Olympiade 
in Berlin dem Farbigen Jesse 
Owens die Siegerehrung.
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BRD-Kapitalexporte
Kapitalanlagen im Ausland in fünf 
Jahrein mehr als verdoppelt
,, Jeder weiß, daß unsere vitalen Inter­
essen über den NATO-Vertragsbereich 
hinausreichen“, hatte Helmut Kohl am 
4. Mai scheinbar beiläufig in seine Re­
gierungserklärung eingeflochten. Wie 
,,vital“ den BRD-Imperialisten diese 
weltweiten Interessen inzwischen ge­
worden sind, hat jetzt die Deutsche 
Bundesbank neuerlich unterstrichen. 
In ihrem Monatsbericht für Mai veröf­
fentlichte sie die neuesten Daten über 
die ausländischen Kapitalanlagen der 
westdeutschen Kapitalisten.

Danach beliefen sich die offiziellen 
Direktinvestitionen aller westdeut­
schen Kapitalisten Ende 1981 auf die 
stolze Summe von 101,152 Mrd. DM. 
Gegenüber Ende 1976, als ihre Direkt­
investitionen zusammen 48,377 Mrd.

1981 beuteten die BRD-Kapitalisten knapp 600000 Lohnabhängige in der Dritten 
Welt aus. Bild: VW-Montageband in Brasilien

DM erreichten, haben die westdeut­
schen Kapitalisten ihre Auslandanla­
gen damit binnen fünf Jahren mehr als 
verdoppelt. Mehr als 1,7 Millionen 
Lohnabhängige mußten 1981 in diesen 
Auslandswerken schuften.

Kein Wunder, daß die westdeut­
schen Kapitalisten zunehmend ihre 
weltweiten Interessen und Ansprüche 
hervor kehren. Sind 12000 ausländi­
sche Unternehmen etwa kein Grund 
für die Einmischung in die inneren An­
gelegenheiten der mit dieser Sorte 
,,Vertiefung der internationalen Ar­
beitsteilung“ beglückten Länder? Sind 
1,7 Millionen durch westdeutsche Ka­
pitalisten kommandierte Lohnabhän­
gige in diesen Ländern, 234000 davon 
in Brasilien, 94000 in Spanien, 53000 
in Indien, 49000 in Südafrika, 42000 
in Mexiko, 32000 in Nigeria usw. etwa 
kein Anlaß für Ansprüche an die Ge­

werkschaftsgesetze, die Lohn- und 
Steuergesetze, die Gesetzgebung zu 
den Arbeiterschutzrechten in diesen 
Ländern?

Und sind ,,Gefährdungen“ dieser 
Auslandsvermögen etwa keine Inter­
ventionsvorwände? Zumal die tatsäch­
lichen Auslandsvermögen der west­
deutschen Kapitalisten noch bedeutend 
umfangreicher sind, als die Angaben 
über ,,Direktinvestitionen“ vermuten 
lassen. Denn: diese Zahlen geben nur 
das Grundkapital bzw. Eigenkapital 
dieser Auslandsniederlassungen der 
BRD-Imperialisten wieder. Das tat­
sächliche Vermögen, d.h. der Wert der 
Fabriken, der Maschinerie, der Grund­
stücke usw. liegt bedeutend höher. So 
gibt die Bundesbank die „Bilanzver­

mögen“ dieser Auslandsunternehmen 
der westdeutschen Kapitalisten mit zu­
sammen 340 Mrd. DM an. Hinzukom­
men die Kreditforderungen westdeut­
scher Banken, die staatlichen 
,,Entwicklungshilfe“kredite, die ,»pri­
vaten“ Grundstücke usw. usf.

Noch ein weiterer Gesichtspunkt der 
neuesten Angaben der Bundesbank 
verdient Aufmerksamkeit. Erstmals 
hat sich die Bundesbank nämlich auch 
darum bemüht, das Produktionspo­
tential, das die westdeutschen Kapitali­
sten mit diesen Auslandsvermögen ihr 
Eigentum nennen, genauer zu berech­
nen. Wir haben im folgenden die Be­
schäftigtenzahl und die Umsätze - je­
weils nur der ausländischen Werke - 
nach Branchen für 1981 aufgeführt. 
Das Ergebnis ist: In mehreren wichti­
gen Industriebranchen haben sich die 
westdeutschen Kapitalisten inzwischen 

ein Produktionspotential im Ausland 
zugelegt, das großangelegte Streik­
bruchproduktionen in eigenen Aus­
landswerken zuläßt.

Branche Lohnabh. im Umsatz d. Aus- 
Ausland landsbetriebe

Chemie 317000 55,7 Mrd. DM
Elektro 243000 25,8 Mrd. DM
Fahrzeugbau 234000 29,4 Mrd. DM
Masch.-bau 133000 14,6 Mrd. DM
Eisen- und
Stahlerz. 63000 7,5 Mrd. DM

Die Bundesbank selbst folgert aus 
diesen und weiteren Angaben, daß die 
Kapazität z.B. der Auslandswerke der 
Chemiekapitalisten inzwischen ver­
mutlich 75% der Kapazität ihrer inlän­
dischen Werke erreicht hat. Im Stra­
ßenfahrzeugbau schätzt sie die Kapazi­
tät der Auslandswerke auf 35-40% 
der Inlandskapazität, bei der Elektro­
technik auf 20 bis 25%. Ein Grund 
mehr, daß sich die DGB-Gewerkschaf­
ten künftig entschiedener widersetzen. 
Sonst könnten sie in eine Lage kom­
men, wo die Kapitalisten zumindest 
einzelne Streiks durch systematische 
Streikbrecherarbeit in ihren ausländi­
schen Werken empfindlich schwächen, 
wenn nicht sogar für sich entscheiden 
können.
Quellenhinweis: Deutsche Bundesbank, Monatsberichte 
5/1983, 8/1982 und 10/1981, Frankfurt am Main

Öffentlicher Dienst
V erhandlungsergebnis: 
l,8°7o auf zwölf Monate

Am 27. Mai hat die Schlichtungskom­
mission den Tarifparteien im öffentli­
chen Dienst einstimmig einen Vor­
schlag unterbreitet, der nicht nur alle 
Wünsche des öffentlichen Dienstherrn 
erfüllt, sondern auch eine Gefahr für 
das Lohnniveau und die Rentenan­
sprüche der Arbeiter und Angestellten 
in den anderen Branchen darstellt. Ob 
die Große Tarifkommission der ÖTV 
diese Kapitulationsurkunde absegnet, 
steht bei Redaktionsschluß noch nicht 
fest, die bürgerliche Presse macht aber 
dahingehend Stimmung, daß der 
Schlichtungsspruch mit Sicherheit ak­
zeptiert werde. Umso größer ist die Be­
deutung jeder Stimme, die sich in der 
Tarifkommission gegen diesen Ab­
schluß rührt.

Im einzelnen sieht der Schlichtungs­
spruch vor: Für die Monate März, 
April, Mai und Juni 1983 werden Löh­
ne und Gehälter um 2% erhöht; für die 
Monate Juli 1983 bis Februar 1984 
werden sie um weitere 0,5% erhöht 
und für die Monate März bis August 
1984 wird die Erhöhung auf weitere 
0,5% begrenzt. Das Verhandlungsziel,
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die besondere Anhebung der unteren 
Lohngruppen, findet sich in diesem

Die Position der ÖTV, daß die Lauf- CDU Will SClirailkeillOSe AUSbeiltllllg 
zeit des Tarifvertrages zwölf Monate 
nicht übersteigen darf, ist über den 
Haufen geworfen. Die Laufzeit beträgt 
18 Monate und dieser Laufzeit gilt der 
größte Jubel der Reaktionäre. Die 
Stuttgarter Zeitung zitiert den stellver­
tretenden Vorsitzenden der Schlich­
tungskommission Hermann Höcherl 
(CSU): Er „nannte es ein »Phänomen4, 
daß die Arbeitnehmer dem »sensatio-

Nur Pfennige mehr für Knochenarbeit

nellen Vorschlag4 einer Laufzeit von 18 
Monaten zugestimmt haben“ (1). 
Hans Mundorf rechnet im Handels­
blatt vor, daß der Schlichtungsspruch 
auf zwölf Monate umgerechnet ganze 
1,8% wert ist (2). Und die Begrenzung 
der Erhöhung auf 0,5% für die Mona­
te März bis August 1984 ist ein Lohn­
datum, gegen das die Arbeiter und An­
gestellten aller anderen Branchen in 
der nächsten Lohnbewegung ankämp­
fen müssen.

Warum die Verhandlungsdelegation 
der ÖTV darüberhinaus zugestimmt 
hat, daß künftig die Renten für Be­
schäftigte des öffentlichen Dienstes 
,,grundsätzlich“ nicht über 90% des 
letzten Nettogehalts hinausgehen sol­
len, läßt selbst Hans Mundorf rätseln: 
„Hier greifen nämlich die Tarifpar­
teien durch die Kürzung von Anwart­
schaften in erworbene und Vermögens­
werte Individualrechte von Arbeitneh­
mern ein, praktizieren also eine fakti­
sche Enteignung. Es ist im deutschen 
Tarifrecht sehr umstritten, ob ein sol­
cher Sachverhalt durch die Tarifauto­
nomie gedeckt ist“ (2). Auf alle Fälle 
werden durch das Zurückweichen der 
ÖTV die von der Bundesregierung be­
absichtigten allgemeinen Rentenkür­
zungen erleichtert.
(J) Stuttgarter Zeitung v. 28.5.83: (2) Handelsblatt v. 
30.05.83

CDU-Parteitag

jugendlicher Arbeitskraft
Der CDU-Parteitag und diverse Äuße­
rungen in seinem Vorfeld verdeutli­
chen, daß Kohls Versprechen, jedem 
„ausbildungs willigen und -fähigen4 4 
Jugendlichen einen Ausbildungsplatz 
zu verschaffen, keine „nicht ernst ge­
meinte und nicht einlösbare Garantie“ 
(IG Metall) war, sondern eine Drohung 
an die Jugendlichen und die Arbeiter­
klasse insgesamt. Es soll scheinen, als 
nähmen sich die Kapitalisten und die 
CDU/CSU der Probleme der Jugendli­
chen als Sachwalter ihrer Interessen 
an. Was diese Sorte christlich-sozialer 
Nächstenliebe bezweckt, zeigte sich 
schon im November 1982, als die CDU 
eine Kampagne startete mit dem Ziel, 
der „Auflockerung und flexiblen Ge­
staltung des Jugendarbeitsschutzgeset­
zes in der Weise, daß zu den normalen 
Produktions- bzw. Dienstleistungszei­
ten ausgebildet werden kann“. BDI- 
Chef Esser betonte auf dem CDU-Par­
teitag, es habe keinen Zweck, wenn der 
Bäckerlehrling erst komme, wenn die 
Brötchen schon fertig seien.

Wie soll nun die geforderte „Auf­
lockerung“ des Jugendarbeitsschutzes 
aussehen? Verschiedene Vorschläge 
liegen dazu jetzt vor. So forderte die 

I Junge Union auf dem Kölner Parteitag 
in einem Antrag unter anderm das 
„Nutzen ziviler Ausbildungskapazitä­
ten bei der Bundeswehr“, „das aus­
nahmslose Verbot der Sonn- und Fei­
ertagsarbeit branchenspezifisch festzu­
legen“ und „das Überarbeiten ausbil­
dungshemmender Schutzvorschriften“ 
wie Jugendarbeitsschutzgesetz, Schwer­
behindertengesetz und Schutzbestim-

Heizungsmonteurlehrling 
(rechts).

(links) und

mungen für Frauen“. Auf Anfrage 
teilte das Bundesarbeitsministerium 
dazu mit, daß eine Vorlage über den 
„Abbau ausbildungshemmender Vor­
schriften“ am 1.6. im Kabinett beraten 
und am 1.9. 1983 in Kraft treten soll. 
Ihr Inhalt: In Krankenhäusern, Flei­
schereien, im Hotel- und Gaststätten- 
und Baugewerbe soll die bestehende 
Arbeitszeitordnung so geändert wer­
den, daß Jugendliche dann um sechs 
statt um sieben Uhr anfangen müssen 
und erst um 22 Uhr statt um 20 Uhr 
Feierabend haben; bei den Bäckern 
wird der Arbeitsbeginn für Jugendliche 
ab 17 Jahren von fünf auf vier Uhr 
vorverlegt und in Textilbetrieben soll 
die Schichtarbeit von sechs Uhr bis 22 «' 
Uhr erlaubt werden.

Daß gerade in den Bereichen, in de­
nen die Kapitalisten am lautesten nach 
der „Beseitigung ausbildungshemmen­
der Vorschriften“ schreien, die Zu­
wachsraten an „Ausbildungsplätzen“ 
sehr hoch sind, zeigt, daß es den Kapi­
talisten um den Ersatz verbrauchter 
Arbeitskraft durch billigen und fri­
schen Nachwuchs geht. Der DGB do­
kumentiert dazu folgendes: Im Bäcker­
handwerk hat die Zahl der „Ausbil­
dungsplätze“ von 1975 bis 1981 um 
71% zugenommen, im Fleischerhand­
werk um 10%, in kommunalen Kran­
kenanstalten seit 1977 um 16%, und 
die Textilindustrie hat bei ansonsten 
drastischem , »Arbeitsplatzabbau ihr 
Ausbildungsplatzangebot“ erhöht. 
„In Wirklichkeit ist der profitablere 
Einsatz von Jugendlichen als billige

Arbeiterinnen in einer Schuhfabrik



Arbeitskräfte beabsichtigt“, stellt der 
DGB dazu fest.

Die CDU/CSU-Mittelstandsvereini- 
gung forderte ergänzend auf ihrem 
Bundeskongreß: neben der Träger­
schaft überbetrieblicher Ausbildungs­
stätten durch Bund und Länder und 
Steuerfreibeträgen für „Ausbildungs­
betriebe“ drastische Kostensenkun­
gen. Ihrer Kapitalistenlogik entspricht 
es, „daß die Vergütung nur für den 
produktiven Teil der Ausbildung ge­
zahlt wird, nicht jedoch für den Be­
such der Berufsschule und der überbe­
trieblichen Unterweisung“. Oder, wie 
die Junge Union auf dem Parteitag be­
gründete: „Die Forderung an die Un­
ternehmen ... auszubilden, hat zur 
Konsequenz . .. Anspruchsdenken zu­
rückzudrängen und geringere Steige­
rungsraten der Ausbildungsvergütun­
gen in Kauf zu nehmen.“ Denn zur 

. Zeit, so erklärte Geißler, „können wir 
. . . keine Wohltaten verteilen . . . ver­
wöhnt wie wir sind, wird uns das Um- 
denken schwerfallen.“

,, Ausbildungsplatz-Sharing4 4 und 
der „Ausbildungsverbund“ von Fir­
men, die „bisher noch nicht ausgebil­
det haben“ (und welcher Kapitalist 
wollte da grundsätzlich zurückstehen?) 
sind zwei weitere, auf dem CDU-Par­
teitag vorgeschlagene Komponenten 
zur „Ausbildungsplatzbeschaffung44.

Allein die Gedanken an die vollendet 
christlich-soziale Wirkung dieser Ein­
zelmaßnahmen in ihrer Kombination 
erwecken Schaudern. Da wäre dann 
vielleicht ein Heer von jugendlichen 
Textilarbeitern, die um vier des Nachts 
aus dem Bett müssen, durch geförderte 
„Flexibilität und Mobilität“ z.B. 
durch das Münsterland hasten und 
dann ab sechs Uhr im Akkord an der 
Spinnmaschine geknechtet werden; 
wahlweise auch in Spätschicht bis 22 
Uhr. Bei Frauen müßten allerdings 
vorher besondere Schutzbestimmun­
gen fallen, denn „die Praxis hat bewie­
sen, daß zusätzliche Einrichtungen, 
z.B. sanitäre Anlagen, geeignet sind, 
von der Beschäftigung von Frauen ab­
zusehen44 (JU). Oder Klempnerlehrlin­
ge, die je nach Auftragslage der „Aus­
bildungsverbund4‘-Kapitalisten durch 
die Gegend sausen; in Notfällen, z.B. 
bei Abwasseranlagen ein häufiges Pro­
blem, da branchenspezifisch, an Sonn- 
und Feiertagen.

Ilse Brusius, DGB-Bundesvorstand, 
betonte auf dem CDU-Parteitag, der 
DGB sei hinsichtlich solcher Pläne we­
der gesprächs- noch kompromißbereit. 
Schon vorher hatte der DGB zur Vorla­
ge des Arbeitsministeriums erklärt: 
„Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
lehnt die geplante Verordnung nach 
§ 21 Abs. 3 JArbSchG ab. Sie dient 
weder der Schaffung zusätzlicher Aus­
bildungsplätze (zu diesem Zweck wäre 
- wie dargelegt — eine Ausnahmere­

gelung auch nicht zulässig) noch ist sie 
zu einer verbesserten Erreichung des 
Ausbildungszieles erforderlich. Die ge­
richtlich überprüfbaren gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Ausnahmere­
gelung, nämlich Notwendigkeit zur Er­
reichung des Ausbildungszieles und 
keine Besorgnis der Gefährdung der 
Gesundheit der Jugendlichen sind 
nicht erfüllt. Deswegen ist eine Aus­
nahmeregelung nicht zulässig.“
Quellenhinweis: Handelsblatt, 20./21. u. 27.5.83; DGB- 
Info Dienst 8/83; Anträge zum 31. CDU-Parteitag; Geiß­
ler, Parteitagsrede, Wortprotokoll; 28. Bundeskongreß 
der CDU/CSU-Mittelstandsvereinigung, Beschlußvorla­
gen

Türkei
Gewerksch af tsgesetz 
durch - MAN steigt ein

Der Nationale Sicherheitsrat, Gesetz­
gebungsorgan der Militärjunta in der 
Türkei, hat das neue Gewerkschaftsge­
setz verabschiedet. Bis zum Januar 
1984 müssen die bestehenden Gewerk­
schaften, also die Türk-Is-Gewerk- 
schaften, außerordentliche Versamm­
lungen einberufen, eine neue Satzung 
ausarbeiten und sich neu organisieren. 
Andernfalls werden sie aufgelöst. Dem 
DISK wird weiterhin jegliche Aktivität 
verboten, solange die Gewerkschaft 
und die Gewerkschaftsfunktionäre un­
ter Anklage stehen. Alle Gewerkschaf­
ten, denen Verbrechen gegen den Staat 
vorgeworfen werden, sind weiter ver­
boten. Das neue Gewerkschaftsgesetz 
sieht vor: Das Verbot von Streiks mit 
politischen Zielen, von Solidaritäts­
streiks, von Generalstreiks, von Beset­
zungen von Unternehmen, von sponta­
nen Arbeitsniederlegungen und Lang­
samarbeit. Die Gewerkschaften sind 
für die Kosten verantwortlich, die ei­
nem Unternehmen durch Streik entste­
hen. Die Verwaltung und Finanzen der 
Gewerkschaft werden jährlich durch 
das Finanz- und Arbeitsministerium 
geprüft, Organwahlen werden unter 
Aufsicht eines Richters durchgeführt.

Die Bundesregierung ist ausgespro­
chen zufrieden mit der „freiheitlich­
demokratischen“ Entwicklung in der 
Türkei und setzt die Militärjunta unter 
Druck, weiter so zu verfahren. So Bun­
deswirtschaftsminister Lambsdorff in 
der Woche vor Pfingsten zu Juntachef 
Evren: Die Türkei müsse weiterhin den 
„Zeitplan zur Rückkehr zur Demokra­
tie“ einhalten, damit „gewisse politi­
sche Bedenken“ auch bei den anderen 
EG-Ländern ausgeräumt würden, 
dann könne auch die Bundesregierung 
als Vermittler zwischen der Türkei und 
der EG fungieren, und die Gelder, die 
vom Europaparlament 1981 suspen­
diert worden sind, könnten wieder frei­
gegeben werden.

Lambsdorff hat die BRD-Imperiali- 
sten im Rücken, die seit dem Militär­
putsch verstärkt die türkischen und 
kurdischen Lohnabhängigen ausbeu­
ten. Auch MAN will die „derzeitige 
positive wirtschaftliche Entwicklung 
unter General Evren“ nutzen und sich 
den Nutzfahrzeugmarkt für schwere 
LKWs in der Türkei vollständig unter­
werfen. Ende 1984 soll das zweite 
Werk der Gute-Hoffnungshütte-Toch- 
ter in der Türkei anfangen zu produzie­
ren, auf dem gleichen Gelände in An­
kara soll auch ein Motorenwerk gebaut 
werden. Die Investitionen für beide 
Werke betragen mehr als 250 Mio. 
DM. 34% des Stammkapitals wird die 
MAN halten, den Rest die türkische 
Ercan-Gruppe. Jährlich will MAN 
6000 LKWs und Sattelschlepper (bis­
her 2600) bauen lassen und 7000 Die­
selmotoren sollen im Motorenwerk 
vom Band laufen, das auch die Daim­
ler-Benz AG, die in der Türkei Kapital 
in den Bau von leichteren LKWs stek- 
ken will, beliefern soll.

Auch die Zahnradfabrik (ZF) Frie­
drichshafen will in der Türkei in eine 
Getriebefarbrik investieren.
Quellenhinweise: SZ vom 18.5.83; Türkei-Infodienst vom 
23.5.83; FAZ vom 25.5.83

Azania
Gewerkschaften bilden
Dachverband

400 Streiks seit 1982 und über 250 An­
erkennungsverträge zwischen Kapitali­
sten und unabhängigen schwarzen Ge­
werkschaften in den letzten drei Jahren 
sind Ausdruck der Kämpfe und Erfol­
ge der schwarzen Arbeiter und Arbei­
terinnen zur Durchsetzung ihrer ele­
mentaren Rechte. Am Wochenende 
um den 9. April 1983 fand in Cape 
Town eine Versammlung unabhängi­
ger schwarzer Gewerkschaften statt, 
die die Bildung eines Gremiums zur 
Ausarbeitung von Details zur Grün­
dung eines nationalen Gewerkschafts­
bundes beschloß.

Initiiert wurde die Versammlung von 
der GWU (General Workers Union; in 
ihr sind 90% aller Seehafenarbeiter 
und Arbeiter des privaten Speditions­
gewerbes organisiert) und der FOSA- 
TU (Federation of South African Tra- 
de Unions, ein Zusammenschluß von 
14 Einzelgewerkschaften). Sechs der 
zehn anwesenden Verbände, die ca. 
180000 bis 200000 organisierte Arbei­
ter repräsentieren, stimmten dem Be­
schluß zu: die FOSATU, GWU, Food 
and Canning (Gewerkschaft der Le­
bensmittel- und Konservenarbeiter), 
Commercial Union, Catering and Al- 
lied Workers Union und die Cape Mu- 
nicipal Workers Association (Gewerk­
schaft der Gemeindearbeiter). Die vier 

9



Gewerkschaften, die nicht an der Ab­
stimmung teilnahmen, äußerten ihren 
Willen zur Unterstützung des neuen 
Dachverbandes. Ob sie inzwischen die 
Mandate ihrer Mitglieder für eine Teil­
nahme an ihm haben, ist nicht be­
kannt. Käme es zur Gründung des na­
tionalen Gewerkschaftsbundes, wofür 
die Arbeiterklasse Azanias seit Jahren 
kämpft, wäre das ein großer Erfolg, 
denn „wir haben keine andere Wahl, 
es ist das einzige Forum, mit dem wir 
gegen beides, die arbeiterfeindliche Ge­
setzgebung und die Kapitalisten kämp­
fen können“ (Food and Canning).

Die Sorge des Rassistenregimes 
kommentiert Rand Daily Mail: „Falls 
auch nur eine dieser (vier) Gewerk­
schaften, nämlich die CUSA (Council 
of Unions of South Africa), sich ent-

Privatfunk
Die Sender von Albrecht und Späth: frei­
heitlich-demokratisch und großdeutsch
Nach der Konferenz der Ministerpräsi­
denten der Bundesländer am 20. Mai 
erklärte ihr gegenwärtiger Vorsitzender 
Uwe Barschel, da keine für alle Länder 
gemeinsamen Grundsätze über die Zu­
lassung privater Rundfunksender ver­
einbart werden konnten, würde er in 
Schleswig-Holstein im nächsten Jahr 
eben ohne solche Grundlagen ein neues 
Landesrundfunkgesetz verabschieden 
lassen. In Niedersachsen hat die Regie­
rung Albrecht bereits einen Entwurf 
vorgelegt. Auch die bayerische Staats­
regierung erklärte, daß sie rasch Ent­
scheidungen treffen werde, die den Be­
trieb privater Rundfunk- und Fernseh­
sender ermöglichten. In Baden-Würt­
temberg liegt seit März vergangenen 
Jahres dem Landtag der Entwurf für 
ein „Landesmediengesetz“ vor, mit 
dem privater Rundfunk für zulässig er­
klärt werden soll.

Die von CDU oder CSU gestellten 
Länderregierungen sind entschlossen, 
das bisher in Westberlin, Dortmund, 
Ludwigshafen und München als Pilot­
projekt angelaufene oder in Vorberei­
tung befindliche „Kabelfernsehen“ et­
wa ab 1985 rasch auszudehnen, wor­
über dann nicht nur die bereits vorhan­
denen Programme der öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk- und Fernsehan­
stalten verbreitet werden könnten, son­
dern zusätzlich auch von privaten Ge­
sellschaften erstellte Sendungen. Die 
Bundesregierung erklärte ebenfalls, sie 
begrüße „die Initiativen einzelner Bun­
desländer, neue Organisations- und 
Beteiligungsformen für Hörfunk und 
Fernsehen zu schaffen“. Die SPD er­
klärt dagegen, sie sei weiterhin grund­
sätzlich gegen die Zulassung privater 
Sender, weil dadurch „kommerziellen 
Interessen Vorrang vor dem Informa-

scheidet, daran teilzunehmen, wird der 
neue Gewerkschaftsverband die über­
wältigende Mehrheit der organisierten 
Arbeiter in der unabhängigen Gewerk­
schaftsbewegung repräsentieren. ‘ ‘

Im Kampf der schwarzen Bergarbei­
ter gibt es ebenfalls weitere Erfolge: 
Die unter dem Einfluß der Azanian 
Peoples Organisation (AZAPO) ge­
gründete Black Allied Mining and Con- 
struction Workers Union konnte in 
kurzer Zeit 7500 Bergarbeiter organi­
sieren. Unklar ist die Haltung des neu­
en Dachverbandes zur vom Rassisten­
regime verlangten Offenlegung der 
Mitgliedslisten und Finanzen als Vor­
aussetzung zur rechtlichen Anerken­
nung von Gewerkschaften.
Quellenhinweis: ISSA 1, 2/83; Rand Daily Mail, 15.4. und 
18.4.83; The Guardian, 13.4.83

tionsauftrag des Rundfunks“ einge­
räumt würden.

Der heftige Streit um „Rundfunk­
freiheit“ gegen „Kommerzfunk“ wird 
ausgelöst durch Möglichkeiten, die die 
Umwälzung in den Produktionsmitteln 
bietet. Die verbreitete Anwendung der 
elektronischen Datenverarbeitung 
durch die Kapitalisten macht einen

Liebevoll ausgemalte Privatfernsehvisionen des Spiegels: womit die freiheitlich­
demokratische Staatsaufsicht gerechtfertigt wäre.

Ausbau der Verbindungen zur Über­
mittlung von Daten notwendig, wie 
umgekehrt ein weiterer Ausbau dieser 
Verbindungen nötig ist, um die An­
wendung von EDV-Anlagen vielfach 
überhaupt erst profitabel möglich zu 
machen. Daher fordern die Kapitali­
sten einen raschen Ausbau der Kabel­
verbindungen, die der Staatsapparat 
unter seiner Regie führt und zur Verfü­
gung stellt. Daher beginnt die Bundes­

post ab diesem Jahr und mit einer jähr­
lichen Investitionssumme von einer 
Milliarde DM den Aufbau von Orts­
netzen, die z.B. durch die Möglichkeit 
der Bildübertragung das von der Kapa­
zität und Qualität nicht mehr ausrei­
chende Telefonnetz ergänzen werden. 
Ab etwa 1985 soll dann dieses Netz mit 
Glasfaserkabeln ausgestattet werden, 
wodurch sich die Übertragungsmög­
lichkeiten noch einmal erweiterten, so 
wäre dann die Übertragungsgeschwin­
digkeit höher und auch z.B. die Bild­
übertragung über ein Ortsnetz hinaus 
möglich.

Während also die Kabeltechnologie 
den Kapitalisten neue Bereiche zur Ge­
schäfte- und Profitmacherei auftut, er­
öffnet sie zugleich der Bourgeoisie 
Möglichkeiten, ihre propagandistische 
Tätigkeit über Rundfunk und Fernse­
hen wirkungsvoller zu gestalten, ohne 
daß sie ihr Monopol darüber aufgeben 
müßte.

Die derzeitige „Rundfunkfreiheit“ 
besteht darin, daß jede private Person / 
oder Vereinigung „mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren“ und Beschlagnahme 
der Sendeanlage bestraft wird, die 
Fernseh- oder Rundfunkprogramme 
sendet. Die Verbreitung ist den von 
den jeweiligen Bundesländern einge­
richteten Anstalten des öffentlichen 
Rechts vorbehalten, während die tech­
nischen Sendeanlagen Monopol der 
Deutschen Bundespost sind. Die 
Rundfunk- und Fernsehanstalten sind 

durch Rundfunkgesetze auf Pro­
grammgrundsätze verpflichtet: So z.B. 
sind sie „an die verfassungsmäßige 
Ordnung gebunden .. . sollen ... für 
die Einheit Deutschlands in Frieden 
und Freiheit eintreten“ (Staatsvertrag 
über den NDR vom 17.7. 1980). Au­
ßerdem sind sie zur „Ausgewogen­
heit“ in der Programmgestaltung ge­
setzlich angehalten. So kommt auf 
fünf Minuten Kohl vier Minuten Vo­
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gel, auf Breit folgt Esser, auf die ka­
tholische die evangelische Predigt und 
somit verbreitet das Programm der 
Fernsehanstalten jene Langeweile, die 
der Bild-Zeitung seit längerem Stoff 
für den Schrei nach dem Privatfernse­
hen gibt. Über dem ganzen thronen die 
Rundfunkräte, die - aus Landtagsab­
geordneten, Vertretern der vom Land­
tag für bedeutsam erachteten „weltan­
schaulichen und gesellschaftlichen 
Kräfte“ rekrutiert — die „Ausgewo­
genheit“ überwachen sollen.

Diese Rundfunkorganisation ge­
währleistet auf jeden Fall, daß über die 
Sender nichts anderes als fdGo-Propa- 
ganda geht und daß eine rasche Gleich­
schaltung als Notstandsregierungsfunk 
möglich wäre. Will das die CDU/CSU 
jetzt aufs Spiel setzen, um einigen Ver­
lagskapitalisten die Möglichkeit zu ge­
ben, mit Privatfunk ein Geschäft zu 
machen? Und können die Unions-Re­
gierungen das überhaupt? Existieren 
nicht zahlreiche Urteile des Bundesver- 
fassungsgerichts, das bisher alle Grün­
dungen von Privatrundfunk untersag­
te? So zuletzt in einem Urteil vom 16. 
Juni 1981 gegen das saarländische Pri­
vatfunkgesetz: „Der Gesetzgeber hat 
insbesondere Vorkehrungen zu tref­
fen, die sicherstellen, daß der Rund­
funk nicht einer oder einzelnen gesell­
schaftlichen Gruppen ausgeliefert 
wird, daß die in Betracht kommenden 
gesellschaftlichen Kräfte im Gesamt­
programm zu Wort kommen und daß 
die Freiheit der Berichterstattung un­
angetastet bleibt.“

Allerdings haben die Bundesverfas­
sungsrichter in diesem Urteil folgende 
Möglichkeit eröffnet: Private Rund­
funkträger sind zulässig, wenn „das 
Gesamtangebot der inländischen Pro­
gramme der bestehenden Meinungs­
vielfalt auch tatsächlich im wesentli­
chen entspricht“ und diese Unterneh­
men einer „begrenzten Staatsaufsicht“ 
unterstellt werden, denn: „Die Frage, 
wem eine der knappen Möglichkeiten 
zur Programmveranstaltung zugute 
kommen soll, darf nicht dem Zufall 
oder dem freien Spiel der Kräfte an­
heimgegeben werden.“ Somit kann die 
Reaktion an die Gründung von frei­
heitlich-demokratischen Propaganda­
sendern gehen, wie im folgenden an 
den Rundfunkgesetzentwürfen von Al­
brecht und Späth zu sehen.

Der „öffentlich-rechtliche“ Rund­
funk bleibt bestehen. „Private Veran­
stalter von Hörfunk- oder Fernsehpro­
grammen bedürfen einer Zulassung“ 
(§ 15, Mediengesetzentwurf Baden-
Württemberg). Zur Erprobung, wie 
nun gewährleistet werden kann, daß 
künftig Hetzsender gegen die Arbeiter­
bewegung möglich sind, ohne daß un­
erwünschte Kräfte zu Sendelizenzen 
kommen, sind verschiedene Modelle 
ausgearbeitet. Albrecht schließt in dem 
Gesetzentwurf für Niedersachsen „po-

Demonstration der Gewerkschaft 
RFFU gegen Albrechts Privatsender­
pläne im Jahr 1979

litische Parteien und von ihnen abhän­
gige Unternehmen, Personen und Ver­
einigungen“ ausdrücklich als Privat­
funkveranstalter aus. So blieben neben 
den Kirchen vor allem Bertelsmann, 
Springer und andere große Verlagska­
pitale, die ihre Politik in die Kabelnet­
ze verströmen könnten. Der Entwurf 
aus dem Hause Späth dagegen läßt 
auch politische Organisationen als Ver­
anstalter zu, die aber wie alle Veran­
stalter folgenden Programmgrundsät­
zen unterworfen wären:

„Alle Sendungen sind an die verfas­
sungsmäßige Ordnung gebunden. Sie 
haben die Würde des Menschen sowie 
die Überzeugungen anderer zu achten. 
Sie dürfen sich nicht gegen die Völker­
verständigung und die Herstellung der 
Einheit Deutschlands in Frieden und 
Freiheit richten.“ Albrecht geht in sei­
nem Entwurf noch weiter und verlangt 
von jedem Veranstalter, daß er positiv 
die Wiederherstellung großdeutscher 
Herrlichkeit zu propagieren hat: „Die 
Programme sollen ... für die Einheit 
Deutschlands in Frieden und Freiheit 
eintreten.“

Über dieses nun so freiheitlich-de­
mokratisch eingehegte Senderspek­
trum wacht eine „Landesanstalt für 
Kommunikation“ bzw. ein „Landes­
rundfunkausschuß“. In Baden-Würt­
temberg vom Landtag entsprechend 
den Fraktionsstärken gewählt, in Nie­
dersachsen noch ergänzt durch „gesell­
schaftlich bedeutsame Organisationen 
und Gruppen“ von Kirchen bis zu den 
Vertriebenenverbänden, erteilen sie die 
Zulassung, können sie widerrufen und 
überwachen die Programme.

Diese weitgehende Festlegung jour­
nalistischer und publizistischer Tätig­
keit, die weit über das hinausgeht, was 
ein Zeitungsverlag oder -redakteur an 
straf- und presserechtliche Bestimmun­
gen zu beachten hat, mit der Verpflich­
tung zur positiven Propaganda der 
Verfassung, dabei noch einmal im be­
sonderen zur Propaganda der Wieder­
vereinigungs-Expansion des BRD-lm- 

perialismus und die Unterwerfung un­
ter „öffentlich-rechtliche“ Aufsicht, 
dieser Vorgang, der einer „Gleich­
schaltung“ tatsächlich nahekommt, ist 
von Seiten der sozialdemokratischen 
Partei kaum kritisiert worden.

Stattdessen wurde von der SPD ge­
gen die Privatfunkpläne der Unions­
parteien stets nur eingewandt, daß da­
mit einige geschäftstüchtige Kapitali­
sten durch Verbreitung von zumindest 
die Jugend gefährdenden Programmen 
hohe Einschaltquoten und damit Wer­
beeinnahmen ergattern wollten. Und 
auf die augenzwinkernden Bemerkun­
gen der Bild-Zeitung, daß mit dem Pri­
vatfernsehen die Zeit der „tollen“ Fil­
me anbräche, folgten die ernsten Mah­
nungen Helmut Schmidts von den sitt­
lichen Gefährdungen, die dem Fern­
sehzuschauer zunehmend drohen. Da­
bei ist sich Ernst Albrecht mit Helmut 
Schmidt längst völlig einig: „Porno­
graphische Sendungen . . . sind verbo­
ten“ - aber auf jeden Fall muß Rund­
funk und Fernsehen unter die Kontrol­
le fdGo-verpflichteter Sittenwächter. 
So hat die Kampagne der SPD gegen 
den „Kommerzfunk“ die Privatfunk­
pläne der Reaktion geradezu beför­
dert: Sender, die sich nicht aufs Wohl 
der Kapitalisten und die Staatsordnung 
verpflichten, sind verboten. Erlaubt 
und gefördert, mit unter Staatsaufsicht 
gestellten und an die Verfassung geket­
teten Journalisten sind dagegen künf­
tig neben den „öffentlich-rechtli­
chen“, der „Ausgewogenheit“ ver­
pflichteten Sendeanstalten auch Hetz- 
und Propagandasender der Monopol­
bourgeoisie.
Quellenhinweis: Entwurf Niedersächsisches Landesrund­
funkgesetz, Fassung Mai 1983, in Funk-Korrespondenz 
19/1983; Entwurf für ein Landesmediengesetz vom 16. 
März 1982, in Rundfunk und Fernsehen 2/82; Lothar 
Späth, Das Kabel - Anschluß an die Zukunft. Bonn 1981

AEG
Sanierung für Banken 
befriedigend

Mit der Verlautbarung, bei AEG liefe 
alles „nach Plan“ und er erwarte ein 
„annähernd ausgeglichenes“ Ergebnis 
für 1983, stellte der Vorstands-Vorsit- 
zende Dürr am 15. Mai den Geschäfts­
bericht 1982 der Presse vor. Federfüh­
rend durch ein Konsortium aus Deut­
scher Bank, Dresdner Bank und Com­
merzbank wurde 1982 nach dem dro­
henden Zusammenbruch des Konzerns 
ein Sanierungskonzept erstellt - als 
Grundlage für die Gewährung von 
Krediten in Höhe von 2,8 Mrd. DM, 
von denen 1,7 Mrd. DM aus Bundes­
mitteln gedeckt sind.

Einschließlich der ausländischen 
Töchter wurden die Bereiche Verkehrs­
technik, Industriemotoren-, Mittel­
und Großmaschinenproduktion, Un-
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terhaltungselektronik (Telefunken zu 
75% an Thompson-Brand), Aino, 
Küppersbusch, Zänker und Neff ver­
kauft. Die Konsumgüterproduktion 
von AEG-Marken wurde in der 
,,AEG-Konsum AG“ neu gegliedert. 
Sie hat mit 28%, entsprechend 3,7 
Mrd. DM, einen relativ geringen Anteil 
am Gesamtumsatz. Den Hauptteil von 
72%, entsprechend 9,5 Mrd. DM, 
trägt die ,,AEG-Technik AG“, in der 

Heinz Dürr: „Die AEG bahnt sich ihren Weg nach oben durch eine steinig 
Schlucht mit viel Dornen und Gestrüpp.“

die Bereiche Bürotechnik, Anlagen-, i 
Kommunikations- und Serienprodukte 
zusammengefaßt wurden. Entspre­
chend werden auch der Großteil der 
400 Mio. DM Sachinvestitionen 1983 
in den Bereich „Technik“ fließen, al­
lein der Ausbau der Bahn-Technik 
(135 Mio.) und der Leistungselektronik 
(45 Mio.) in Berlin kosten 180 Mio. 
DM.

> Die andere Seite der Sanierung wa­
ren 1982 drastischer Personalabbau 
um 7260 auf 92730 Beschäftigte und 
die Kürzung der Ansprüche auf Be­
triebsrenten, Pensionen etc. auf 40% 
der ursprünglichen Summe von 3,67 
Mrd. DM; d.h. Raub von 2,2 Mrd. 
DM an Geldern der Altersversiche­
rung. Dazu vermerkt der Geschäftsbe­
richt: „Im Oktober wurde ein neuer 
Zentraler Sozialplan abgeschlossen, 
dessen Leistungen wesentlich unter de­
nen des 1980 abgeschlossenen .. . lie­
gen . .. Eingriffe in die noch verbliebe­
nen freiwilligen Leistungen (wurden) 
notwendig, z.B. bei Zuschlägen . ..“ 

1982 wurden 18% der Beschäftigten 
im Ausland ausgebeutet; weltweit stei­
gerte AEG „die Wertschöpfung je 
Mitarbeiter“ um 8%. Der Personalab­
bau wurde 1983 noch forciert: Allein in 
den ersten drei Monaten wurde die 
Zahl der Beschäftigten um weitere 
9500 verringert. Zwecks „Anpassung 
an den Bedarf der Zukunft“ sollen bis 
Ende 1983 weitere 5 730 Beschäftigte 
„abgebaut“ werden. Infolge momen­
taner Kurzarbeit in der Automations­
technik, der E-Herde-Produktion und 
dem Anlagenbau für die Stromversor

gung werden dort zusätzliche „Anpas­
sungen erwogen“.

In der Bilanzsumme werden neben 
dem Eigenkapital von 0,9 Mrd. Schul­
den in Höhe von 8,4 Mrd. DM ausge­
wiesen. Bei einer Zinsbelastung von ca. 
12% macht das für die Banken einen 
jährlichen Zinsgewinn von ca. 1 Mrd. 
DM. Die Rückzahlung dieser Gelder 
scheint ihnen gesichert. Also kann das 
„Handelsblatt“ vermelden: „Liquidi­

tätsschwierigkeiten gibt es bei AE^ 
nicht. Zum Zeitpunkt der Vergleichser­
füllung wollen die Konsortialbanken 
neue Kredite in Höhe der Vergleichsquo­
ten bereitstellen.“ Das wären dann 
weitere 1,4 Mrd. DM, die AEG kredi­
tiert bekäme. In Erwartung der fetten 
Pfründe für die Aktionäre stieg der 
Kurs der 50 DM-Aktie vom Höchst­
stand 1982 von 43 DM auf 83 DM am 
11. Mai und zur Zeit pendelt er um 80 
DM. „AEG“ saniert? Allenfalls deren 
Besitzer.
Quellenhinweis: Handelsblati, 13. 14.5.83; AEG-Ge- 
.chaftsbericht 1982

Groß bri tann ien
,,Eigentumsförderung4 ‘ 
der Konservativen

Ein Beispiel für die Wahlkampfmetho­
den der Tory-Partei Margaret That­
chers kam durch empörte Kranken­
hausbeschäftigte vorletzte Woche ans 
Licht: Um einen Fernsehspot über die 
großartigen Leistungen für die Ge­
sundheitsversorgung zu drehen, kam 
eine von der Partei bestellte Filmmann­
schaft ins Ostlondoner Mildmay Kran­
kenhaus. Die Werbeleute hatten Bet­
ten, medizinische Geräte, als Ärzte 
und Patienten hergerichtete Schauspie­
ler dabei. Aus „Kostengründen“ hatte 
eben diese Regierung das Krankenhaus 
im Januar für Patienten schließen las­
sen und will es im Sommer endgültig 
Stillegen. Zur gleichen Zeit werben in 

London private Firmen für eine teure 
Sonderversicherung, mit der „Sie je­
derzeit einen Arzt bekommen, wenn 
Sie einen brauchen“ — der staatliche 
Gesundheitsdienst kann das nicht 
mehr sicherstellen.

Viel von den Wahlkampfbehauptun­
gen und -Versprechungen der Regie­
rungspartei ist direkte Lüge und Be­
trug. Aber das kann die weiterhin vor­
handene Unterstützung für Margaret 
Thatcher nicht erklären, auch nicht al­
lein der „Falklands-Factor“. Inzwi­
schen fordern selbst Teile der Tory- 
Partei Verhandlungen mit Argenti­
nien, weil sich herausstellt, daß die 
Garnison auf den Inseln 1,6 Mrd. DM 
im Jahr kosten wird.

Die Unterstützung für Margaret 
Thatcher hat handfestere Gründe. Die 
Wochenzeitung „Economist“ ließ letz­
te Woche von Bausparkassen und Ge­
meinden ausrechnen, wie sich Mieten 
und Hypotheken entwickelt haben. 
Danach zahlt ein verheirateter Mann 
ohne Kinder im Jahr 1983 im Monat <* 
162,50 Pfund (600 DM) für sein Haus 
an Hypothekenrückzahlung - 245
DM weniger als 1980, sogar noch 8 
DM weniger als 1978. Sinkende Zinsen 
und höhere Steuerfreibeträge für 
Hausbesitzer sind der Hauptgrund. 
Ein vergleichbarer Mann, der eine ge­
meindeeigene Wohnung (und das sind 
fast die einzigen Mietwohnungen) mie­
tet, zahlt in diesem Beispiel 62,40 
Pfund (235 DM) - mehr als doppelt 
soviel w'e 1979.

Das ist die Basis für Thatchers 
„Volkskapitalismus“, den sie lauthals 
herausposaunt. Steuererleichterungen 
für alle Einkommen, die über dem 
Durchschnittseinkommen liegen. Steu­
erbefreiung für Firmenwagen und ähn­
liche „Anreize“, die britische Firmen 
ihren mittleren Angestellten gönnen. 
Auf der anderen Seite werden die Ge­
meinden finanziell ausgeblutet, werden 
sie per Gesetz gezwungen, Wohnungen 
zu verkaufen, wird das Arbeitslosen­
geld und Sozialhilfe gekürzt. Mit dieser 
Politik hat sich Thatcher die Unter­
stützung der Angestellten und Beam­
ten gesichert, die Politiker wie Wilson 
und Callaghan vor zehn Jahren für die 
Labour-Partei gewonnen hatten.

Die Kritik der Labour-Partei an der 
Regierung bleibt ohne nachhaltigen 
Eindruck. Denn im Kern will sie That­
cher chauvinistisch überholen und den 
Beweis führen, daß ihre Politik „for 
Britain“ den Ruin bedeutet, während 
Labours Maßnahmen „unsere Indu­
strie“ wieder auf die Beine bringen 
würden. Thatcher dort zu überholen, 
ist aber fast unmöglich. Bei diesem ge­
nerellen Wahlkampfkonzept sind auch 
Forderungen wie Austritt aus der EG 
nur Ausführungen chauvinistischer 
Grundgedanken.
Quellenhinweis: Guardian, Financial Times, verseh. Aus-

I gaben; Militant, 20.5.; Economist, 21.5.
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,,17. Juni”
Die BRD ist berufen, das „Provisorium“ DDR zu überwinden 
— soll zor gesetzlich geschützten Staatsreligion werden!

Die letztjährige ,,17. Juni“-Bundes- 
tagsfestrede hielt ein Sozialdemokrat, 
der frühere Hamburger Oberbürger­
meister Weichmann. Einmütigkeit 
pflegt bei solchen Anlässen immer zu 
herrschen, aber diesmal hatte sich im 
Hohen Hause regelrecht Begeisterung 
breitgemacht, und das Protokoll ver­
merkt zum Schluß: „Die Anwesenden 
erheben sich - Langanhaltender leb­
hafter Beifall“. Die SPD hatte die Ge­
legenheit des „Tags der deutschen Ein­
heit“ wahrgenommen, um durch einen 
ihrer alten Männer ihren durch und 
durch staatstragenden Charakter unter 
Beweis zu stellen.

Zu diesem Zeitpunkt nämlich war 
die Ablösung der SPD aus der Regie­
rung in vollem Gange. Die SPD/FDP- 
Regierung hatte kurz zuvor den Haus­
haltsentwurf für 1983 verabschiedet, 
der der Arbeiterbevölkerung zusätzli­
che „Opfer“ für die imperialistische 
Expansion und Aufrüstung in Höhe 
von 8 Mrd. DM verordnete, den For­
derungen der Kapitalistenverbände 
und der CDU/CSU aber bei weitem 
nicht genügte. Umgekehrt hatte sich 
der DGB-Bundeskongreß Ende Mai 
mit zahlreichen Anträgen befassen 
müssen, die die Bereitschaft von größe­
ren Teilen der Arbeiterbewegung zum 
Ausdruck brachten, sich ohne Rück­
sicht auf das Wohl der Nation weitere 
Reallohnsenkungen und staatliche Op­
ferprogramme nicht mehr kampflos 
gefallen zu lassen. Der vorgesehene Re­
gierungswechsel würde für die Bour­
geoisie völlig sinnlos, ja ein unkalku­
lierbares Risiko werden, wenn die 
SPD, in die Opposition geworfen, sich 
dazu entschließen würde, den Wider­
standsabsichten Anhaltspunkte und so 
dem Klassenkampf Impulse zu liefern. 
Diese Sorge der Reaktion räumte der 
Sozialdemokrat Weichmann mit seiner 
vielgefeierten Rede am „17. Juni“ aus 
dem Wege. Er legte die SPD in der er­
warteten Opposition auf die Unterstüt­
zung der Ziele fest, die mit dem Regie­
rungsantritt der offenen Reaktion 
durchgesetzt werden sollten:

- Die Bourgeoisie will, um ihre 
Konkurrenzvorteile auf dem Welt­
markt noch zu steigern, die Kosten der 
Arbeitskraft durch deutliche Lohnsen­
kungen und weitgehende Streichung 
aller Ansprüche der Arbeiterbevölke­
rung an den Staat rabiat senken? 
Weichmann begründete die sozialde­
mokratische Mithilfe: „Der mündige 
Bürger, von dem wir reden, benutzt 
seinen Mund vielfach nur, um Forde­
rungen an die öffentliche Hand zu stel­

len, und offenbart keine innere Stim­
me, mit dem er sich selbst die Aufgabe 
zuweist. Er will bedient werden, nicht 
dienen.“

- Die Bourgeoisie, die ihr Expan­
sionsziel gegen Osten als „Wiederver­
einigung in Freiheit“ formuliert hat, 
will dieses Expansionsziel als Kriegsziel 
popularisieren und durchsetzen? 
Weichmann versprach die Schützenhil­
fe bei der Kriegsmobilisierung: Das 
„Gut der Freiheit“ müsse wieder als 
„missionarische Aufgabe“ verstanden 
werden! Denn leider: „Wir genießen 
die Freiheit, aber es ist eine Freiheit oh­
ne Sendungsbewußtsein, die es kaum 
erstrebt und jedenfalls nicht erreicht, 
ihre Stimme auch über jene Mauer hin­
wegspringen zu lassen, die das deut­
sche Volk in zwei Hälften teilt.“

- Die Bourgeoisie will für die welt­
weite Durchsetzung der „Sicherheit“ 
der Nation im Innern die schwarz-rot- 
goldene Volksgemeinschaft, in der 
schon die Propaganda von Klassenin­
teressen und Klassenkampf unter­
drückt wird? Weichmann versprach 
die Solidarität der Demokraten, denn: 
Die Vertretung von „Sonderinteres­
sen, denen sehr wohl andere Interessen 
oder das Gemeinwohl entgegenstehen 
mögen“, könne sehr leicht zur „Ge­
fährdung des fruchtbaren, legalen Ent­
scheidungsprozesses“ und erst recht 
der „Freiheit“ werden. „Darum ist 
auch hier an jene demokratische Ge­
sinnung zu appellieren . . ., bei der 
Freiheit auch Beschränkung bedeutet“ 

Deutsche Panzer sollen „Frieden und Freiheit“ nach Osten bringen

- womit er zugleich auch festgestellt 
hätte, woran’s denn dem „Sendungs­
bewußtsein der Freiheit“ fehlt: am 
„Dienen“-Wollen, an der nötigen 
„Beschränkung“, am „Bewußtsein 
(der) Pflicht, an das Wohl der Gemein­
schaft zu denken“.

Nur einen Punkt deutete Weich­
mann an, an dem die Sozialdemokratie 
zum Konflikt mit der Reaktion bereit 
sei. Sie ist ausdrücklich nicht gegen 
„Law and Order“, „Recht und Ord­
nung“, sondern unbedingt dafür, daß 
„der Staat eben die notwendige Auto­
rität besitzt und sie auch auszuüben 
vermag“ und auch ausübt — solange 
die Unterdrückung des Klassenkamp­
fes und jeglichen Widerstandes streng 
gesetzlich, rechtsstaatlich passiert. Al­
lerdings: Falls das Finanzkapital Ver­
zicht auf rechtsstaatliche Unter­
drückung für angemessen und die Ent­
fesselung faschistischen Terrors für 
unumgänglich hält, wird es den Kon­
flikt mit der SPD nicht scheuen, son­
dern die SPD verbieten, wie man ja 
weiß. Aber das nur am Rande.

Inzwischen ist der Regierungswech­
sel planmäßig über die Bühne gelau­
fen. Die SPD in der Opposition äußert 
keine Anzeichen von auch nur halb­
wegs ernster Opposition und hat somit 
den Weg dazu freigemacht, daß die 
Ziele der Reaktion zur uneinge­
schränkt herrschenden, gesetzlich ge­
schützten Staatsreligion werden kön­
nen. Diese Ziele liegen in der Neuauf­
teilung der Welt: vor allem in der Er-

13



Bundesverfassungsrichter fordern die 
Abschaffung der zweiten Instanz
Der Präsident des Bundesverfas­
sungsgerichtes Benda und der Vize­
präsident des Gerichtes Zeidler treten 
in den letzten Wochen in der Öffent­
lichkeit für die Abschaffung sämtli­
cher Berufungsmöglichkeiten im 
westdeutschen Prozeßrecht ein. Nur 
die erste Instanz soll entscheiden 
können und endgültiges Recht spre­
chen. Dies ist ein neuer Höhepunkt 
in den Planungen der herrschenden 
Klasse, die staatliche Unterdrückung 
zu verstärken. Vizepräsident Zeidler 
erklärte in seiner Rede vor dem Deut­
schen Richtertag am 25. April in 
München zusammenfassend:

,,Im soeben erschienenen Hand­
buch des Verfassungsrechts hat Emst 
Benda das Kapitel über das Rechts­
staatsprinzip mit der Übrschrift ein­
geleitet ,Vom formalen zum materia­
len Rechtsstaat4. Die damit angespro­
chene Ausrichtung des Rechtsstaats­
prinzips auf materielle Rechtswerte 
wie Gerechtigkeit und Gleichheit er­
fordert nun auch eine entsprechende 
Anpassung der Mechanismen der 
Rechtsgewährung dahin, daß die hi­
storisch bedingte Bevorzugung for­
maler Elemente zugunsten der realen 
Verwirklichung von Sachzielen zu­
rücktritt. Die knapp gewordenen 
Kräfte müssen auf die vorrangigen 
Aufgaben konzentriert und entspre­
chend das rechtsstaatliche Leistungs­
angebot in weniger wichtigen Berei­
chen drastisch gekürzt werden.44

Für die Entwicklung der angespo- 
chenen ,,materiellen Rechtswerte“ 
wurde mit der Verabschiedung des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes  am 
1.2. 1951 gegen die Stimmen der kom­
munistischen Bundestagsfraktion ein 
weitreichender Schritt getan. Das 
Bundesverfassungsgericht ging un­
verzüglich dazu über, die in der Ver­
fassung enthaltenen unumstößlichen 
Grundwerte auszuformulieren: „Die 
Grundwerte bilden die freiheitliche 
demokratische Grundordnung, die 
das Grundgesetz innerhalb der staat­
lichen Gesamtordnung - der »ver­
fassungsgemäßen Ordnung4 - als 
fundamental ansieht“. (1)

Im Zusammenhang der Parteiver­
bote, vor allem der KPD, erklärte das 
Bundesverfassungsgericht, die beson­
dere Bedeutung von Parteien recht­
fertige ihr Verbot nicht erst dann, 
wenn sie gegen einzelne Vorschriften, 
ja selbst ganze Institutionen der Ver­
fassung mit legalen Mitteln kämpf­
ten, sondern bereits zum Zeitpunkt, 
wenn sie die Grundwerte „erschüt­
tern wollen44.

Zu den über dreißig Jahren Verfas­
sungsinterpretation mit dem Erschei­
nen von über 50 Bänden Verfassungs­
rechtsprechung erklärte Ernst Benda in 
dem bereits erwähnten Handbuch des 
Verfassungsrechts:

„Entscheidend ist die Verpflichtung 
zur Wahrung und Verwirklichung der 
Grundrechte. Durch sie werden staatli­
che Entscheidungen nicht nur be­
grenzt, sondern auch in ihrer Richtung 
beeinflußt. Wesentlichster Orientie­
rungspunkt ist das »materiale Grund­
prinzip4 der Garantie der Menschen­
würde“. (2)

Die Bundesrepublik Deutschland 
wurde durch die immer weiter interpre­
tierte Verfassungsrechtsprechung vom 
„formalen zum materialen“ Rechts­
staat. Die freiheitliche demokratische 
Grundordnung darf nicht mehr nur 
nicht erschüttert werden, sondern ver­
langt die Verpflichtung auf Verwirkli­
chung.

Warum erwägen die Verfassungs­
richter jetzt eine weitreichende Ände­
rung des Prozeßrechts und streben eine 
„materiale Rechtsgewährung“ an? 
Das Verbot der Mehrfachverteidigung,

Ernst Benda, Präsident des Bundesver­
fassungsgerichts
Durchsuchung von Rechtsanwälten 
und auch das Kontaktsperregesetz wa­
ren bereits Unterdrückungsmaßnah­
men in dieser Richtung. Warum wer­
den jetzt hohe Verfahrensanfälle zur 
Begründung der Abschaffung weiterer 
Instanzen angeführt, obwohl bereits 
seit Anfang der siebziger Jahre, also 
vor zehn Jahren, die Zahl der Prozesse 
rasch anstieg? Die Bundesverfassungs­
richter gehen von einer unweigerlichen 
Verschärfung der Klassenauseinander­
setzungen aus. Zeidler erklärte in sei­
nem Vortrag:

„Auf diesem Boden erwächst auch 
die Hypertrophie (übermäßige Vergrö­
ßerung d.Red.) eines Individualismus, 
der in eine diffuse Anti-Haltung gegen­
über dem modernen Staat schlechthin 
mündet. Die Hand, von der man die 
tägliche Fütterung erwartet und ver­
langt, wird ebenso regelmäßig gebissen

Die für alle gleiche Bindung an das 
Gesetz, die Endgültigkeit von rechts­
kräftigen Gerichtsentscheidungen und 
das Gewaltmonopol des Staates wer­
den ebenso in Frage gestellt wie das de­
mokratische Grundprinzip der Ver­
bindlichkeit von Mehrheitsentschei­
dungen. Was vor etwa anderthalb 
Jahrzehnten gedacht war mit dem Lo­
sungswort »Mehr Demokratie wagen4 
mündet ein in eine auf Abschaffung 
der demokratischen Staatsform gerich­
tete Strömung ... So wird der kollekti­
ve Gebrauch von Grundrechten zur 
Fortsetzung der Politik mit anderen 
Mitteln.“ f

Richter Zeidler greift den „Miß­
brauch sozialer Leistungen44 an und 
kritisiert, daß „jedermann also sein ge­
brochenes Bein oder seine Lungenent­
zündung selbstverständlich bestens be­
handelt bekommt“. Seine brutale Geg­
nerschaft gegenüber den Lohnabhän­
gigen ist deutlich, und wenn er „staat­
liche Hilflosigkeit“ auch bei der „zur 
Regel gewordenen Übung der Polizei, 
tatenlos zuzusehen“ beklagt, sind seine 
Vorstellungen zur Unterdrückung der 
Lohnabhängigen sehr konkret:

„Der Weg zur inneren Rationalisie­
rung des Rechtsstaates, wie sie zur Er­
haltung - oder besser schon jetzt ge­
sagt: der Wiedergewinnung — seiner 
Funktionstüchtigkeit erforderlich ist, 
wird über kurz oder lang von dieser 
Maxime seinen Ausgang nehmen müs­
sen. Die Anforderung an den Rechts­
staat werden in absehbarer Zukunft im 
Vergleich zu heute nämlich nicht ab­
nehmen, sondern sich steigern. Der 
Grad der Arbeitsteilung des Berufs­
und Wirtschaftslebens wird voraus­
sichtlich weiter zunehmen und damit 
der Umfang potentieller Konfliktstoffe 
wachsen; die Entwicklung der Technik 
wird, wie schon an der bisherigen Ent­
wicklung ersichtlich, ständig neue Pro­
blemfelder des sozialen Zusammenle­
bens schaffen.“

Zeidlers „innere Rationalisierung 
des Rechtsstaates“ soll in der Abschaf­
fung aller zweiter und dritter Instanzen 
bestehen. Jedwedes Rechtsmittel soll 
von einer Entscheidung eines Rechts­
mittelgerichtes abhängig gemacht wer­
den. Zwar waren die obersten Ge 
richtsinstanzen historisch zur Durch­
setzung der Interessen der Feudalher­
ren entstanden, dieser Zweck hat sich 
aber mit der Zeit geändert. In vielen 
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Fällen sind heute weitere Instanzen 
und die Anberufung höherer Gerich­
te ,,Ventil für politische Spannun­
gen“ in sozialen und politischen 
Konflikten für die herrschende Klas­
se und letztes, oft aussichtsloses Mit­
tel für die Lohnabhängigen und de­
ren Interessensverbände. Sicher wäre 
die rechtliche Stärkung der Schöffen 
z.B. bei den Amtsgerichten interes­
sant, aber genau das Entgegengesetz­
te sind Bendas und Zeidlers Absich­
ten.

Vor allem der Einfluß des Richters 
soll gestärkt werden. Zeidler denkt 
an die Rolle eines „Sozialinge­
nieurs“, die der Richter einnehmen 
soll. Der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung entsprechend und mit 
dem Schwung der „richterlichen Au­
torität“ soll wieder Recht und Ord­
nung herrschen. Zeidler sehr inbrün­
stig:

„Falls es in unserem Beruf über­
haupt so etwas wie menschliche Er­

folgerlebnisse geben sollte, würde ich 
sie für mich am ehesten suchen in den 
nachmittäglichen Einzelrichtersitzun­
gen als Mitglied einer Zivilkammer, 
wo in breit hinfließendem Sach- und 
Rechtsgespräch mit beiden Parteien 
es vielleicht wirklich einige Male ge­
glückt sein könnte, aus den Fugen ge­
ratenes menschliches Leben wieder 
zurechtzurücken . . . Freilich gehört 
dazu ein Richter, der sich nicht eng 
an die richterlichen Katergorien der 
Entscheidungserheblichkeit des vor­
getragenen Stoffes klammert, son­
dern der geduldig und aufmerksam 
dem zuzuhören versteht, was eine 
Partei als ihre persönliche Beschwer 
empfindet. Das stimmt nicht immer 
mit der rechtlichen Erkenntnis aus 
dem vorbereitenden Aktenstudium 
überein, aber das Erlebnis der per­
sönlichen Zuwendung eines Richters, 
die seelische Entlastungswirkung ei­
ner offenen Aussprache über den 
Sach- und Streitstoff hat meist mehr 
Rechtsfrieden stiftenden Wirkung als 
lange Zitatenketten.“

Damit sich Richter voll verausga­
ben können und dabei keine Spuren 
hinterlassen, sollen die „hergebrach­
ten Urteilsstils“ abgeschafft werden 
und von einer umfänglichen Wieder­
gabe des Sachverhaltes und des Par­
teivortrages abgesehen werden. Da­
mit wäre die jetzige „formale“ 
Rechtsgewährung durch hemmungs­
lose unterdrückende Richter ersetzt 
und zu einer bisher nicht bekannten 
Anwendung der freiheitlich-demo­
kratischen Grundordnung geführt.
(l)BVerfGE Bd. 2, SRP-Urteil; (2) Benda, Maihofer, 
Vogel, Handbuch des Verfassungsrechts, S. 480, West­
berlin 1983, Verlag de Gruyter; weiterer Quellenhin­
weis: Prof. Dr. W. Zeidler, Festvortrag anläßlich des 
Deutschen Richtertages 1983, am 25.04.83 in München; 
BWK, Arbeitsmaterialien I der DK-Arbeitsgruppen 
1982 

Weiterung der souveränen strategischen 
Basis des BRD-Imperialismus im Ge­
wände der „deutschen Wiedervereini­
gung“ mindestens „in den Grenzen 
von 1937“ und in der Ausbreitung der 
Kapitalordnung nach Osten überhaupt 
unter dem Kriegsruf „Sicherung von 
Frieden und Freiheit“.

Zwei Bemerkungen sind an dieser 
Stelle nötig: Erstens soll nicht bestrit­
ten werden, daß die sozialliberale 
„Entspannungspolitik“ eine Politik 
der wirtschaftlichen und ideologischen 
Aggression gegen die Länder des War­
schauer Paktes war bzw. ist und eine 
Vorbereitung offener militärischer Ag­
gression. Die „Deutschland“- und 
„Ostpolitik“ von CDU/CSU und SPD 
sind demselben Ziel verpflichtet und 
ohne prinzipiellen Unterschied. Für die 
direkte Kriegsmobilisierung im Innern 
allerdings ist eine Politik, die den 
„Wandel durch Annäherung“ propa­
giert, nicht richtig brauchbar, da ohne 
scharfes Feindbild. Und daß die sozial­
liberalen Regierungen die „Rechtsan­
sprüche“ der BRD auf halb Osteuropa 
aus guten Gründen dezent behandel­
ten, nährte wohl Illusionen über die 
Friedfertigkeit des BRD-Imperialis- 
mus, trug aber zur Popularisierung sei­
ner Kriegsziele nicht besonders bei und 
ist deshalb in Vorkriegszeiten für die 
Bourgeoisie nicht mehr tragbar.

Zweitens ist der „deutschlandpoliti­
sche“ Kurs der CDU/CSU, die laut- 
halse Propaganda der „Rechtsansprü­
che“, die unverhüllte Feindpropagan­
da gegen die DDR, öffentliche Erwä­
gungen über die Beseitigung der „Un­
rechtsregimes“ in Osteuropa etc., sach­
lich nichts Neues. Die Begründung der 
„deutschen Frage“ als „Friedensfra­
ge“, die etwa der CDU-Politiker A. 
Mertes, heute Staatsminister im Aus­
wärtigen Amt, vor einem Jahr formu­
lierte, ist ziemlich ausgefeilt, entspricht 
aber der Linie der CDU/CSU seit der 
ersten Adenauer-Regierung. Er 
schrieb:

„Da immer wieder ... die Inakzeptabili­
tät des sowjetischen Herrschaftssystems zu­
tage tritt, da es sich immer wieder zeigt, daß 
die eigentliche Ursache für Unfrieden und 
Spannung in Europa die mangelnde politi­
sche Legitimität der Systeme im sowjeti­
schen Machtbereich ist, ist die gesamteuro­
päische Frage offen. Damit ist auch die 
deutsche Frage offen.“

Doch es macht einen erheblichen 
Unterschied, ob solche Positionen in 
die öffentliche Debatte eingebracht 
werden — oder ob sie z.B. per Erlaß 
zum Bestandteil des Lehrplans an den 
Schulen werden, dem sich kein Lehrer 
oder Schüler entziehen kann. (Und 
selbst in Bundesländern, in denen die 
Union schon länger die Regierung in­
nehat, sind auf diesem Gebiet seit dem 
Regierungsantritt in Bonn einige Ver­
schärfungen zu beobachten, so bei der 
Durchführung des diesjährigen „17. 
Juni“ an den Schulen.) Es macht einen 

erheblichen Unterschied, ob die 
CDU/CSU als Opposition versucht, 
die „deutsche Frage“ in der öffentli­
chen Meinung „offenzuhalten“ — 
oder ob die Reaktion z.B. die Beam­
ten, die öffentlich-rechtlichen Medien 
etc. gesetzlich verpflichtet, aktiv für 
die „Einheit Deutschlands in Frieden 
und Freiheit“ einzutreten.

Der schon zitierte Mertes (CDU) 
antwortete auf die Frage, ob denn 
nicht für die Soldaten ideologisch sehr 
schwer zu verkraften sei, daß sie ihr 
Leben eventuell für ein „Provisorium“ 
- gemeint war das „westliche 
Deutschland“ vor der „Wiedervereini­
gung“, also die BRD - in die Schanze 
werfen müßten:

„Der Eid des deutschen Soldaten gilt 
übrigens dem Wohl des deutschen Volkes 
insgesamt. Wir müssen den jungen Men­
schen sagen, daß der heutige Machtzustand 
in Europa provisorischer, vorläufiger Natur 
ist ... Man muß den jungen Menschen heu­
te sagen, daß es nicht wie früher nur um das 
Vaterland als allgemeinen Begriff geht, als 
Erde, als Heimat, die man verteidigte, son­
dern seit unseren Erfahrungen mit dem Na­
tionalsozialismus und dem Kommunismus 
kann vom nationalen Interesse nicht mehr 
die Substanz Freiheit oder Nichtfreiheit ge­
trennt werden. Und deshalb kann man 
schon sagen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland nicht in provisorischer, son­
dern in endgültiger Form ... die Freiheit, 
die Menschenrechte, Selbstbestimmung rea-

,,Volkseigener Betrieb“ der DDR - 
ohne Privateigentum keine Freiheit

lisiert . .. Ich würde nicht sagen, daß die 
BRD ein Provisorium ist. Vorläufig und 
provisorisch ist die Verweigerung der Men­
schenrechte für 17 Millionen Deutsche in 
der DDR und die Verweigerung von Men­
schenrechten für unsere ost-europäischen 
Nachbarvölker ... die Überwindung dieses 
Provisoriums ist eine verfassungsmäßige 
Berufung auch der Bundesrepublik.“

Tatsächlich hat die Reaktion auch 
gerade deshalb zur Regierungsmacht 
gedrängt, um „die Überwindung dieses 
Provisoriums“ samt Begründung zur 
gesetzlich geschützten Staatsreligion 
werden zu lassen. Wenn sie in den ver­
gangenen Jahren die „deutsche Frage“
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Familienförderndes gegen Lohnstandard aus dem 
Zentralkomitee der Katholiken
Unmittelbar vor Abgabe der Regie­
rungserklärung meldete sich das Zen­
tralkomitee der deutschen Katholi­
ken noch einmal zu Wort, um in ei­
nem ,,Bericht zur Lage“ an die be­
sondere Bedeutung der Familienpoli­
tik zu erinnern. Die Wahl hat „den 
hohen Vertrauensvorschuß der Bür­
ger in unseren freiheitlichen Verfas­
sungsstaat sichtbar gemacht. Er muß 
ihn jetzt nutzen für überzeugende po­
litische Lösungen, durch die der 
Wert einer Ordnung der Freiheit er­
fahrbar wird.“ Warum die an Ver­
fassungsgrundsätze erinnernde Mah­
nung der im politischen Geschäft er­
fahrenen katholischen Laien?

Der Präsident des Zentralkomitees 
Hans Maier, zugleich bayerischer 
Kultusminister, äußert sich besorgt: 
„Viele Familien sind nun durch die 
kumulativen Wirkungen infolge der 
wirtschaftlichen Situation und der 
Einsparungen bei den öffentlichen 
Haushalten noch mehr unter Druck 
geraten.“ Nun wäre die wirtschaftli­
che Situation der Arbeiterfamilien 
rasch besser, wenn die Kapitalisten 
zu höheren Lohnzahlungen gezwun­

gen werden. Das Zentralkomitee der 
Katholiken erteilt Ratschläge, wie die­
ser Gottseibeiuns zu meiden wäre: Die 
Regierung solle das „System des Fami­
lienlastenausgleichs dem Bürger wieder 
verständlicher“ machen. Dabei sei der 
Grundsatz zu beachten: „Die Aufwen­
dungen der Eltern für die Pflege und 
Erziehung ihrer Kinder müssen wegen 
der Bedeutung dieser Leistungen für 
die Zukunft der Gesellschaft insgesamt 
von allen Bürgern solidarisch mitgetra­
gen werden.“

Statt Anspruch gegenüber dem Ka­
pitalisten auf vollständige Bezahlung 
der Arbeitskraft, also einschließlich 
der Kosten, die das Großziehen von 
Kindern verursacht, hätte nun der Ar­
beiter, sofern er Kinder hat, Ansprü­
che gegenüber denen, die — kinderlos 
- der gesellschaftlichen Zukunfts­
pflicht nicht nachgekommen sind. Da­
mit daraus keinerlei Mißverständnisse 
entstehen - etwa, daß die Kapitali­
sten, wenn sie schon so niedrige Löhne 
zahlen, daß kaum ein Einzelner davon 
leben kann, sie wenigsten bei diesem 
„Solidarbeitrag“ zu den Kosten der 
Kindererziehung in besonderem Um­

fang haftbar gemacht werden sollen 
-, hält das Zentralkomitee der deut­
schen Katholiken fest: „Familienpoli­
tik ist keine Fürsorgepolitik. Die sozia­
le Gerechtigkeit verlangt, daß auch ein 
Ausgleich zwischen Einkommensbezie­
hern der gleichen sozialen Schicht mit 
Kindern und ohne Kinder erfolgt.“

Wie nun soll nach Meinung des Zen­
tralkomitees der deutschen Katholiken 
den vielen Familien geholfen werden, 
die bald nicht mehr wissen, wie sie ihre 
Kinder großziehen sollen, wenn die Ka­
pitalisten dafür weder über die Lohn­
zahlung noch über Kindergeldkassen, 
die sie zu finanzieren hätten, aufkom­
men sollen? „Wir sehen in der Ankün­
digung der Bundesregierung, ein Fami­
liensplitting einzuführen und damit Fa­
milien mit Kindern zukünftig steuer­
lich stärker zu entlasten als bisher, ei­
nen ersten Schritt, die Nachteile und 
Ungerechtigkeiten der Familienförde­
rung zu beseitigen und den Familienla­
stenausgleich gerechter zu gestalten.“ <

Wir erinnern noch einmal an die 
Wirkungen einer ,»familienfreundli­
chen Ausgestaltung des Steuertarifs“ 
durch ein Familiensplitting (s. Pol. 
Ber. 4/83, S. 39): Prämiert würde nicht 
nur wie bisher die Ehe mit nichtarbei­
tender Hausfrau, sondern der Steuerta­
rif würde gestaffelt je nach Anzahl der

in der Debatte hielt, dann tat sie das, 
um auf die öffentliche Meinungsbil­
dung einzuwirken. Wenn sie heute als 
Regierungspartei die „deutsche Frage“ 
offensiv aufwirft, dann nur, um Dis­
kussionen tatsächlich zu unterbinden. 
Es gehört nicht viel dazu vorauszuse­
hen, daß „Gegenargumente“, die Geg­
nerschaft zur „deutschen Frage“ und 
ihrer „Lösung“ strafbar werden sol­
len. Wer z.B. gegen die „deutsche 
Wiedervereinigung“ ist und für die 
Anerkennung der DDR, der bestreitet 
doch oder bezweifelt zumindest, daß 
die DDR wegen „Verweigerung der 
Menschenrechte“ „vorläufig und pro­
visorisch“ und „illegitim“ ist und die 
BRD wegen der „Freiheit und Men­
schenrechte“ nicht nur „legitim“ und 
„endgültig“, sondern auch zur „Über­
windung des Provisoriums“ im Osten 
„berufen“ ist. Der macht sich doch ei­
gentlich des Landesverrats schuldig 
oder der Wehrkraftzersetzung oder . . . 
- die passenden Strafparagrafen wer­
den sich in jedem Fall finden lassen.

Und das wird zunehmend für alle 
gelten, die mit der herrschenden 
Staatsreligion in Konflikt geraten. Für 
die, die durch Verfolgung von „Son­
derinteressen4 ‘ dem „Gemeinwohl“ 
Schaden zufügen; für die, die unter 
„Frieden“ nicht „Frieden in 
Freiheit“, also das Ziel des nächsten 
Krieges verstehen; und erst recht und 
sowieso schon für die, die an der BRD 

nichts für „endgültig“ halten, und 
zwar gerade wegen dem, was die Bour­
geoisie unter „Freiheit und Menschen­
rechten“ versteht: wegen der Herr­
schaft des Privateigentums.

Für den BRD-Imperialismus sind die 
Verhältnisse „drüben“ ,, inakzepta-
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bei“ und „illegitim“, weil das Privat­
eigentum nicht herrscht, sondern ver­
boten ist. Die Kampagne zur „Herstel­
lung von Freiheit und Menschenrech­
ten“ ist eine Kampagne zur Wiederher­
stellung der Herrschaft des Privatei­
gentums. (Denn seit den ersten Men­
schenrechtserklärungen, der amerika­
nischen „Bill of Rights of Virginia“ 
von 1776 oder der der französischen 
„Erklärung der Menschen- und Bür­
gerrechte“ von 1789, ist klar, daß 
die erste Freiheit und das erste Men­
schenrecht eben das Eigentum ist.) 
Diese Kampagne begründet zugleich 
im Innern die Unterdrückung aller 
„Feinde der Freiheit“. Und in diesem 
Sinne zu „Feinden der Freiheit“ wer­
den zusehends alle erklärt, die auf dem 
Altar der gesetzlich geschützten Staats­
religion, der „Wiedervereinigung in 
Frieden und Freiheit“, ihre sozialen 
und politischen Interessen nicht opfern 
lassen wollen.

Die Marxistische Gruppe und der 
Bund Westdeutscher Kommunisten ru­
fen für den 17. Juni, den Großkampf­
tag des deutschen Nationalismus und 
Chauvinismus, zur Demonstration in 
Bonn auf: „Gegen den BRD-Imperia­
lismus! Gegen die gewaltsame deutsche 
Wiedervereinigung im NATO-Welt- 
krieg!“ Der Aufruf richtet sich an „al­
le, denen zwei Weltkriege reichen und 
die gemerkt haben, was der imperiali­
stische Friede sie kostet“.
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Kinder. Im Vergleich zum jetzigen 
Steuertarif wäre eine Steuerentla­
stung bei niedrigen und mittleren Ein­
kommen kaum spürbar, dagegen bei 
höheren Einkommen beträchtlich 
und würde dort durchaus die Höhe 
der tatsächlichen Kosten für die Kin­
dererziehung erreichen. Zugleich 
würde das Kindergeld entfallen und 
die Steuerlast für die ledigen Arbeiter 
oder Arbeiterhaushalte ohne Kinder 
steigen. Die offene Bezuschussung 
der Familien der Reichen läßt sich al­
lerdings kaum als Akt der ,,sozialen 
Gerechtigkeit“ mit ,,Ausgleich zwi­
schen Einkommensbeziehern der glei­
chen sozialen Schicht“ in der Öffent­
lichkeit behaupten. So schlägt das 
Zentralkomitee der Katholiken vor, 
„daß diejenigen Familien, die wenig 
oder gar keine Lohn- und Einkom­
menssteuer zahlen und daher keine 
oder nur eine geringe Entlastung 
durch das Familiensplitting erhalten, 
eine Mindestleistung entsprechend 
dem heutigen Kindergeld garantiert 
bekommen.“ Statt Anspruch auf 
Lohnzahlung, die Kindererziehen 
möglich macht, gegenüber den Kapi­
talisten zu erheben, sollen sich die Ar­
beiterhaushalte mit Mutterschafts­
prämien zufrieden geben.
Quellenhinweis: Zentralkomitee der deutschen Katholi­
ken, Bericht zur Lage, 29./30. April 1983

Die MLPD nun wirft den Veranstal­
tern vor, „dem Bonner Rechtsblock 
beim Versuch, die Friedensbewegung 
zu spalten, auch noch Vorschub (zu 
leisten)“. Sicher versucht die Reak­
tion, die Friedensbewegung zu spalten: 
in solche nämlich, die für „ein bißchen 
Frieden“ die Staatsreligion „Wieder­
vereinigung in Frieden und Freiheit“ 
schlucken, und solche, die nicht. Mit 
letzteren wird sie, sobald sie kann, kur­
zen Prozeß zu machen versuchen. Von 
großer Bedeutung wird dabei sein, ob 
die GRÜNEN zu Mitbetern dieser 
Staatsreligion werden oder nicht. Im­
merhin fühlten sich ein paar aus ihrer 
Bundestagsfraktion schon berufen, in 
der DDR für die Entwaffnung der 
DDR zu demonstrieren. Die freiheit­
lich-demokratisch-großdeutsche 
Staatsreligion mitzubeten, wird allen 
dafür Anfälligen aber um so schwerer 
gemacht, je kräftiger der Widerstand 
dagegen sich regt.

So sind tatsächlich alle, die gegen die 
„deutsche Wiedervereinigung in Frie­
den und Freiheit“ sind, aufgefordert, 
erstens, ihre Position in der öffentli­
chen Auseinandersetzung mit der Re­
aktion geltend zu machen, und zwei­
tens, ihren Protest auf der Demonstra­
tion am 17. Juni in Bonn anzumelden.
Quellenhinweis: Deutscher Bundestag, Sitzung am 
17.6.82, Stenographischer Bericht; Alois Mertes, Wie of­
fen ist die deutsche Frage, in: Politik und Kultur, 4/82; 
Rote Fahne, Zentralorgan der Marxistisch-leninischen 
Partei Deutschlands, Nr. 10/83

„Wenn sich aber dieses Volk ermannt ... “ 
Ein neudeutscher Patriot am Werk
Dr. Wolfgang Venohr ist einer der 
Publizisten, die schon seit mehreren 
Jahren im Gewände des „linken Pa­
triotismus“ wirken. Jetzt hat der Ull­
stein-Verlag seine „Dokumente 
Deutschen Daseins 1445 - 1945“ ver­
öffentlicht, eine Taschenbuchausga­
be der gleichnamigen Fernsehserie, 
die der Verfasser 1977 bis 1979 mit 
Unterstützung der „Stern tv“ und 
von Leuten wie Sebastian Haffner 
und dem ansonsten in NPD-Kreisen 
als Referenten tätigen Prof. Diwald 
hatte senden lassen. Man kann die 
„Dokumente ...“ mit Fug und 
Recht einen weiteren Versuch nen­
nen, faschistische Geschichtsschrei­
bung in „linkem“ Gewand neuerlich 
zu popularisieren und so den Expan­
sionsplänen der westdeutschen Impe­
rialisten eine geschichtlich weit zu­
rückreichende Legitimation zu ver­
schaffen. Das Strickmuster dieser Le­
gendenbildung ist: Dem „deutschen 
Volk“, den „Arbeitern und Bauern“ 
ging es noch stets dann und deshalb 
gut, wenn und weil ihre „Nation“, 
ihr „Nationalstaat“ stark und groß 
war. Umgekehrt: Wann immer die 
Lage der Arbeiter und Bauern elend 
war, so lag dies am „nationalen Ver­
rat“ oder der Gleichgültigkeit der be­
sitzenden Klassen, der Reichen, der 
Fürsten usw. gegenüber der „natio­
nalen Sache“.

Das geht nicht? Das widerspricht 
allen geschichtlichen Erfahrungen? 
Venohr: Die Bauernkriege waren eine 
„nationale Revolution der Deut­
schen“, eine völkische zudem, ge­
richtet gegen den „Eigennutz“ der 
Fürsten und für den „allgemeinen 
Nutzen“ aller „Deutschen“. Und so 
geht das weiter, über den 30-jährigen 
Krieg, dieses „deutsche Vietnam“, in 
dem das „deutsche Volk ... der in­
ternationalen Soldateska und ihren 
Kriegsverbrechen preisgegeben war“ 
und der mit der „Zerstückelung 
Deutschlands“ endete, ganz ähnlich 
wie heute nach 1945. Bis endlich in 
Preußen unter der „volksfreundli­
chen Arbeitsmonarchie“ Friedrichs 
des Großen („Preußen, das war 
Selbstverwirklichung der Deutschen 
in den nördlichen und östlichen 
Kolonisationsgebieten“) der nationa­
le Wiederaufstieg begann. Der währ­
te leider nur kurz, Napoleon eroberte 
das immer noch „zersplitterte Deut­
sche Reich“. Prompt beginnen die 
„Tiroler Bauern“ den deutschen 
„Freiheitskampf gegen Napoleon 
und die Franzosen“, der bald von 
„linken Nationalrevolutionären“ wie 
dem preußischen Freiherrn von Stein 

und Konsorten angeführt wird, wäh­
rend Fichte sich schon damals ,gegen 
die kollektivistische Vermassung“ 
wendet. Und wieder verraten die Für­
sten den nationalen Aufstand und er­
richten - alle Zitate Original Ve­
nohr! - die „volksfremde Konstruk­
tion“ der Heiligen Allianz.

Am Ende des Buchs wird der Leser 
dann belehrt, daß auch Hitler nur 
„die Maske des Nationalisten“ trug, 
in Wirklichkeit schon immer „Impe­
rialist“ war, ähnlich wie die bekannt­
lich schon immer „supranationalen“ 
Großbourgeoisien die wahren Schul­
digen am 1. Weltkrieg waren. Weiter,

Der Autor wünscht, „daß diese Publi­
kation der revolutionären SACHE 
DES DEUTSCHEN VOLKES, sprich: 
der Einheit Deutschlands diene.“ 

daß erst der Überfall auf „fremdvöl­
kische“ Gebiete den Anfang vom 
Ende des nationalsozialistischen 
Deutschlands bedeutete, wo sich 
noch 1934/35 „die Deutschen“ erst­
mals als „eine neue Art von aufrecht 
gehenden Menschen ... fühlten“. 
Und schließlich, daß die faschistische 
Wehrmacht am Ende des Krieges als 
„echte Volksarmee der Arbeiter und 
Bauern“ noch monatelang einer „er­
drückenden Übermacht“ in heroi­
scher ,, V aterlands Verteidigung ‘ ‘
standhielt.

So hofft der neudeutsche Patriot 
Venohr, die Arbeiter und Bauern für 
einen nationalen Aufmarsch zu ge­
winnen, zumindest ihren Widerstand 
gegen einen neuerlichen „deutschen 
Befreiungskampf“ zu isolieren, einen 
„Befreiungskampf“, zu dessen Si­
cherung die Kriegsgerichte schon vor­
bereitet sind. Kriegsgerichte, die ga­
rantiert national sein werden und rein 
deutsch.
Quellenhinweis: Wolfgang Venohr, Dokumente Deut­
schen Daseins 1445- 1945, Frankfurt 1983.
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung
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Die Streikfront der 
Klempner steht fest

Hamburg. Nach drei Wochen 
Streik steht die Streikfront im 
Sanitärhandwerk fester denn 
je. 90% der Großbetriebe in 
Hamburg werden bestreikt. 
Das Verstärken der Streikpo­
sten durch Kollegen anderer 
Betriebe klappt hervorragend. 
Auch die Bauhandwerker soli­
darisieren sich zunehmend und 
versuchen, Streikbruch auf 
den Baustellen zu verhindern. 
Man muß damit rechnen, daß 
der Streik noch länger dauern 
wird. Wichtig ist deshalb die 
Unterstützung und Solidarität 
aus anderen Betrieben. Die 
Streikleitung ist im Gewerk­
schaftshaus (Besenbinderhof) 
unter der Tel. Nr. (040) 
248765 17 zu erreichen.

Freilassung des 
Lehrers S. Bilgin!

Köln. DGB und GEW führten 
am 19.5. eine Veranstaltung 
mit 200 Teilnehmern durch: 
,,1933 Zerschlagung der Ge­
werkschaften in Deutschland 
- 1983 Verbot der Gewerk­
schaften in der Türkei“. Die 
Veranstaltung unterstützte den 
türkischen Lehrer S. Bilgin aus 
Köln, der in der Türkei wegen 
gewerkschaftlicher und politi- 

Unter dem Druck zunehmender Arbeitslosigkeit bei gleichzeitiger 
Senkung der Beschäftigtenzahl ist es zu großer Unruhe unter den 
Beschäftigten der britischen Arbeits- und Sozialämter gekom­
men. So streikten die Beschäftigten der Arbeitsämter der Londo­
ner Stadtteile Hackney, Kings Cross und Westminster mehrere 
Wochen gegen die Aussperrung von 67 ihrer Kollegen, die sich ge­
weigert hatten, kürzere Meldeperioden für Arbeitslose mitzuma­
chen. Die Arbeitslosen sollen nach dem Willen der Regierung 
Thatcher sich mindestens wöchentlich statt bisher meist vierzehn­
tägig melden, eine reine Schikanemaßnahme, die für die Beschäf­
tigten Mehrarbeit bedeutet. Im Sozialamt Brixton (London) 
streikten die Beschäftigten am 13. Mai gegen die Streichung von 
17 Stellen. „Die Situation ist kurz vor dem Überkochen. Die Be­
schäftigten haben ganz einfach die Nase voll. Vielleicht würde 
Margret Thatcher sich einmal mit einem verzweifelten und schrei­
enden Besucher auseinandersetzen - sie hat sie schließlich hier­
hin gebracht", berichtet ein Angestellter.

Am 19.5. ist die 4. Tarifver­
handlungsrunde für die 
285000 Beschäftigten im 
Großhandel NRW gescheitert: 
Die Kapitalisten hatten jede 
Erhöhung der Lehrlingslöhne 
abgelehnt und 3,2% bei einer 
Laufzeit von 13 Monaten 
gleich 2,95% angeboten. 
Warnstreiks in Hagen (s. Bild, 
Warnstreik bei Westfalen-Pro­
kurator), Lennetal, Wuppertal 
und Protestveranstaltungen in 
Köln und Düsseldorf sollten 
die Forderung nach einem Ab­
schluß von mindestens 3,2% 
auf zwölf Monate und einer 
gleichen Erhöhung der Lehr­
lingslöhne unterstützen.

scher Tätigkeit in der Bundes­
republik verhaftet worden ist. 
Die GEW hat 5000 Unter­
schriften für die sofortige Frei­
lassung von Bilgin an die türki­
sche und an die Bundesregie­
rung geschickt und sammelt 
Geld zur Unterstützung seiner 
Familie. Das NRW-Kultusmi­
nisterium hat die weitere Zah­
lung des Gehaltes wegen 
,,nichtgenehmigter Überzie­
hung des Urlaubs“ verweigert. 
Auf der Veranstaltung forder­
te Prof. Fabian die Einstellung 
jeglicher Unterstützung der 
türkischen Militärregierung 
durch die Bundesregierung.

Kein ungestörtes 
Schlagetergedenken

Lörrach. Nachdem das Antifa- 
Komitee Lörrach angekündigt 
hatte, wieder eine Kundgebung 
gegen die Pfingst-Feier der Fa­
schisten am Grabe A.L. Schla- 
geters durchzuführen, hatte 
das Landratsamt verbreiten 
lassen, die Feier sei eine Wo­
che später geplant. Das Anti­
fa-Komitee hatte daraufhin zu 
einer Kundgebung am 28.5 
und einer Mahnwache am 
Schönauer Friedhof an Pfing­
sten aufgerufen. Am Pfingst­
sonntag versammelten sich ca. 
90 Faschisten in einer nahege­
legenen Gaststätte. Das wohl­
informierte Landratsamt hat­
te rechtzeitig für Polizeischutz 
u.a. mit Hundestaffel am 
Friedhof gesorgt. Das Antifa- 
Komitee führte dagegen den 
ganzen Tag mit 30 Teilnehmern 
Kundgebungen durch. Darauf­
hin ließ die Polizei abends je­
weils nur Fünfergruppen der 
Faschisten zur Kranzniederle­
gung auf der Friedhof, eine 
Kundgebung konnten sie dort 
nicht durchführen.

Skelettregister zur 
,,Zigeunererfassung“

Heidelberg. In einer Presseer­
klärung wendet sich der Zen­
tralrat der Roma und Sinti ge­
gen die Pläne des Frankfurter 
Gerichtsmediziners, Prof. 
Gerchow, ein Skelettregister 
„aller Gruppen der Zigeuner“ 
anzulegen. Gerchow will aus 
„Vergleichen des wahren Le­
bensalters mit den Standard­
werten des Skelettalters bei Zi­
geunern“ die Strafmündigkeit 
(14 Jahre) feststellen. Bereits 
1980 hatten Prof. Gerchow 
und Dr. Elsner ein „Altersgut­
achten“ über einen 13-jähri­
gen Roma-Jungen erstellt und 

ihn als „wahrscheinlich 16 und 
mindestens 14 Lebensjahre 
alt“ bestimmt. Unter Mißach­
tung von Geburtsurkun/ 
Paß und Bezeugung der Mut­
ter nahm die Staatsanwalt­
schaft dieses Altersgutachten 
zum Anlaß, das Kind in Ein­
zelhaft festzuhalten. Eine Ak­
tionsgruppe „Auschwitzerlaß 
1943“ greift die faschistische 
Wurzel dieser Maßnahmen an 
und charakterisiert sie durch 
Aufschriften am Gerichtsme­
dizinischen Institut: „Hitler- 
schädel“, „Rassenknorpel“ 
und „minderwertiger Hitler- 
hoden“. Die Frankfurter 
Staatsanwaltschaft weist den 
Vorwurf des Rassismus zu­
rück: Skelettaufnahmen wür­
den auch bei einigen Türken­
kindern zur Feststellung ihres 
Alters praktiziert.

3,2% nur auf 
Tariflohn

München. Eine erste Übersicht 
über die Lohn- und Gehalts­
auszahlungen für April zeigt: 
die Zahl der Metallkonzerne, 
die die Tariferhöhung von 
3,2% nur auf tarifierte Lohn­
bestandteile auszahlen oder so­
gar gegen außertarifliche (AT) 
Zulagen verrechnen, hat sich 
eher noch vergrößert. MAN 
Augsburg streicht eine AT-Zu- 
lage von 15 Pfg./Std., die Ef­
fektivlohnerhöhung auf den 
Ecklohn sinkt so auf 1,7%. 
Signalbau Huber, München, 
kürzt die AT-Zulage um den 
Streichungsbetrag der tarifli­
chen Leistungszulage. Die ef­
fektive Erhöhung sinkt so un­
ter 3%. Bei den Schweinfurter 
Wälzlagerkonzernen SKF und 
FAG Kugelfischer, bei BMW 
und MAN in München werden 
die AT-Zulagen nicht mit er­
höht, bei MAN möglicherwei­
se gekürzt.
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Hochrhein-Bahnausbau
Bahnausbau für die Kapitalisten: Ge- 
meinden, Kreise und Land sollen zahlen
Lörrach. Bisher einmalig in der BRD 
soll der zweigleisige Ausbau der 
Bundesbahnstrecke entlang des Hoch­
rheins von Basel nach Waldshut fast 
ausschließlich vom Land Baden-Würt­
temberg (ca. 30 Mio. DM), den Land­
kreisen Lörrach und Waldshut (je 5 
Mio. DM) und den Gemeinden Grenz- 
ach-Wyhlen, Rheinfelden und Schwör­
stadt (zusammen ca. 1 Mio. DM) fi­
nanziert werden.

Dieses neue Konzept, regionale In­
frastrukturmaßnahmen durch Gemein­
den und Landkreise mitfinanzieren zu 
lassen, soll Schule machen: Schon ist 
derselbe Dreh für den Ausbau des 
Rheinhafens in Weil/Rhein geplant 
und durchgeführt. Das Finanzmini­
sterium von Baden-Württemberg hat 
der Rheinhafengesellschaft empfohlen,

Arbeit im Stellwerk: Durch Zusam­
menlegung Ausweitung des Arbeitsfel­
des.
,,aufgrund der prekären Finanzlage 
des Landes“ dem Landkreis Lörrach 
„den Einstieg vorzuschlagen.“ Dieser 
beteiligt sich jetzt mit 300000 DM am 
7,7 Millionen-Projekt. Weiterhin er­
klärt sich die Landesregierung bereit, 
„einzelne Bahnlinien zu überneh­
men“, welche die Bundesbahn aus 
Kostengründen schließen möchte und 
wird für die Elektrifizierung der Hoch­
rheinstrecke ein ähnliches Finanzie­
rungsmodell wie für den Ausbau dis­
kutiert.

Von den täglich über 80 Zugverbin­
dungen sind fast die Hälfte Güterzüge. 
Der letzte Personenzug fährt zwischen 
19.30 Uhr und ca. 21 Uhr, je nach Rich­
tung, und daran wird sich nach dem 
jetzt vorgelegten vorläufigen Fahrplan 
auch nichts ändern. Nach Ausbau der 
Strecke sind bei einer Kapazität von 

200 Zugverbindungen gerade 52 Perso­
nenzüge geplant. Die 70-prozentige 
Steigerung des Schienenverkehrs be­
steht somit nahezu ausschließlich aus 
Güterzügen. Gleichzeitig plant die 
Bundesbahn eine Senkung des Busver­
kehrs zwischen 20 und 36%, je nach 
Teilstrecke.

Die Forderungen der Gemeinden 
nach einer „nachhaltigen Verbesse­
rung des Personenverkehrs und der Er­
haltung aller DB-Bahnhöfe“ haben 
keinen Eingang in den Vertrag zwi­
schen DB, Land, Landkreisen und Ge­
meinden gefunden. Dagegen sollen die 
Gemeinden für Defizite im Busverkehr 
zur Kasse gebeten werden: „Aus­
gleichszahlungen werden fällig, wenn 
die vorgesehenen Leistungsverringe­
rungen beim parallelen Busverkehr, die 
das Land bzw. Gebietskörperschaften 
zu vertreten haben, nicht realisiert wer­
den können.“ (Vertragsentwurf) Bis 
zu 500000 DM kann die Bahn darüber 
jährlich kassieren.

Der Ausbau ist ganz auf den Güter­
transport der Industrie und auf den 
Personennahverkehr zu Stoßzeiten 
ausgelegt. Die Region am Hochrhein 
ist sehr stark industrialisiert. Zwar 
weist sie auf 1000 Einwohner mit 315 
Beschäftigten (Land 364, Bund 335) ei­
ne unterdurchschnittliche Arbeits­
platzzahl auf, jedoch sind überdurch­
schnittlich viele beschäftigt in Industrie 
und Handwerk (Region 59,4%, Land 
58,4%). 20% der Beschäftigten arbei­
ten in der Textilindustrie (Land 6,6%), 
14,2% in der Chemie (4,2%) und 13% 
im Maschinenbau (17,5%). Dabei sind 
insbesondere hohe Anteile an energie-, 
rohstoff-, transportkosten- und emis­
sionsintensiven Grundstoffindustrien 
vertreten, die sich entlang des Hoch­
rheins konzentrieren.

Die Kapitalisten sollen nun vom 
Ausbau der Bahnstrecke gleich mehr­
fachen Nutzen haben: Sie zahlen 
nichts, die Bahn zahlt (fast) nichts, 
weshalb die Ausbaukosten somit auch 
nicht in ihre Kosten eingehen, Perso­
nen- und Warentransport werden be­
schleunigt, was den Einzugsbereich für 
Pendler vergrößert und den Warenum­
schlag beschleunigt. So wurde das Vor­
haben dann auch vom (inzwischen aus­
gewechselten) Bundesminister Offer- 
geld als „ein Vorhaben, das für die 
Verbesserung der Verkehrsbedingun­
gen und die Wirtschaftskapazität die­
ses Landkreises von hoher Bedeutung 
ist“, gepriesen.

Forderungen der Gemeinden nach 
einem S-Bahn Ringsystem Basel - 

Waldshut - Schopfheim - Lörrach 
- Basel wurden von der DB ebenso 
abgelehnt, wie die Weiterführung der 
Züge vom Hochrhein über Basel hin­
aus zur Kreisstadt Lörrach. Ebenso 
wird es weiterhin keinen D-Zug-Ver­
kehr geben in Richtung Bodensee und 
München.

Während die Gemeinden für Defizi­
te im Bus verkehr gerade stehen sollen, 
erhofft sich die DB durch den Ausbau 
erhebliche Rationalisierungseffekte: 
Der zweigleisige Betrieb reduziert dra­
stisch die Arbeit in Stellwerken und 
soll einhergehen mit der Reduzierung 
bzw. Automatisierung des Schranken­
dienstes. Gleichzeitig ergeben sich 
durch die höheren Fahrgeschwindig­
keiten (Eilzüge bis 140 km/h) eine ef­
fektivere Auslastung der Zugeinheiten 
und Arbeitsintensivierungen für Lok- 
und Zugführer.

In den Gemeinden, insbesondere 
den kleineren, wenig industrialisierten 
Gemeinden, regt sich inzwischen Wi­
derstand gegen diese Politik. Die Ge­
meindekassen sind leer, nicht zuletzt 
durch die ständig gesenkten Gewerbe­
steuern, die Landkreise haben die 
Kreisumlage um einen Punkt angeho­
ben. Allein für den Landkreis Lörrach 
sind das knapp 2 Mio. DM, die die Ge­
meinden mehr abführen müssen. Die 
Kritik an diesen Maßnahmen geht bis­
her nicht gegen die Kapitalisten, z.B. 
mit der Forderung, daß sie selbst den 
Ausbau über eine Arbeitsplatzabgabe 
bezahlen sollen.

Weitere Lohnsenkungen 
geplant

Hamburg. Die Vereinigten Aluminium 
Werke (VAW) haben in ihrem Kon­
zern beschlossen, die Tariflohnerhö­
hung von 3,2% (Chemische Industrie) 
auf die übertariflichen Zulagen anzu­
rechnen. Bereits 1982 hatte VAW 2% 
angerechnet. Die VAW, die mit 33% 
an den Hamburger Aluminium Wer­
ken (HAW) beteiligt sind, wollen 
durchsetzen, daß auch bei HAW ange­
rechnet wird.

Über diese Maßnahme ist unter den 
bei HAW beteiligten Konzernen (außer 
VAW: Reynolds und Ranshofener Me­
tallgesellschaft je 33%) ein Streit ent­
standen, der bis Redaktionsschluß die­
ses Artikels (30.5.) nicht beendet war. 
Ganz offensichtlich besteht Uneinig­
keit über die Frage, wie stark der Wi­
derstand in der Belegschaft einge­
schätzt werden muß. Der Betriebsrat 
hat in der Belegschaft folgende Argu­
mente gegen die Anrechnung in Um­
lauf gebracht:

1. Die Anrechnung der Tariflohner­
höhung würde ca. 1000 DM brutto im 
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Jahr ausmachen. Zusammen mit den 
sogenannten Sparmaßnahmen des letz­
ten Jahres (Streichung beim Fahrgeld­
zuschuß, Kaffeegeld und Kantinenzu­
schuß) macht das eine durchschnittli­
che Lohnsenkung von 5% auf den 
Bruttolohn gerechnet.

2. HAW hat im letzten Jahr bei Pro­
duktionserhöhung die Belegschaft um 
16 Arbeiter verringert und in den ver­
schiedenen Abteilungen den Arbeitstag 
verdichtet.

3. Wird die Anrechnung nicht ver­
hindert, haben die HAW-Kapitalisten 
einen wichtigen Schritt gewonnen, um 
die Löhne auf den nackten Tariflohn 
zu drücken. Derzeit liegen die überta­
riflichen Zulagen noch zwischen 8 und 
15% des Gesamtlohns.

4. Die Profite von HAW werden 
durch den niedrigen Strompreis von 
2,8 KWh durch den Preis für Haus­
haltsstrom subventioniert.

In der Belegschaft werden Maßnah­
men diskutiert. Auf Lohnsenkungen 
müßte mit Senkung der Arbeitsleistung

Schulliteratur
In Beweisnot mit allgemeinem Wieder­
vereinigungsaufstand
Stuttgart. In der Mai-Nummer von 
,,Schulintern“, dem Informationsblatt 
des Kultusministeriums für Lehrer, 
wird erstmals zugegeben, daß die letzt­
jährige 17-Juni-Aktion Mayer-Vorfel- 
ders an den Schulen keinen Widerhall 
fand. Am 5.5. 1982 hatte dieser in ei­
nem Schreiben an alle Schulleiter auf­
gerufen, „daß auch die Schule einen 
Beitrag zur Vertiefung des Wissens um 
die Ereignisse des 17. Juni 1953 und 
zur Förderung eines deutschen Be­
wußtseins vermitteln muß und kann.“ 
Er habe bei Besuchen in der DDR den 
Eindruck gewonnen, daß sich bei vie­
len Jugendlichen in der DDR „ein Ge­
fühl der Enttäuschung, der Bitterkeit 
und der Verlassenheit mit uns und von 
uns verbreiten und es von da an nicht 
mehr weit sei zu dem Vorwurf, wir 
hätten die Deutschen in der DDR ,ab­
geschrieben4.“ Dem soll entgegenge­
wirkt werden. In einer im Januar 1983 
herausgegebenen verbindlichen Ver­
waltungsvorschrift werden die Schulen 
angewiesen, den 17. Juni 1953, durch­
aus auf Kosten anderen Lehrstoffs, in 
„hervorgehobener Weise zu behan­
deln“. In den revidierten Lehrplänen 
werden hierzu eindeutige Lernziele ge­
stellt: „Die Schüler sollen sich die Pro­
blematik der deutschen Nation als ge­
wichtigen Aspekt ihrer eigenen Identi­
tät bewußt machen.“ (Lehrplan Ge­
schichte, Gymnasium 13. Klasse). 

reagiert werden. Langsam arbeiten, 
strikte Einhaltung der Sicherheitsvor­
schriften. Der Betriebsrat hat für den 
2.6. zur einer Sprechstunde von 7 bis 
15.30 Uhr eingeladen. Dort sollen sich 
die Kollegen informieren und es kann 
eine eingehende Besprechung stattfin­
den. In einigen Abteilungen sind be­
reits Auswirkungen spürbar. Stapler 
werden häufiger zur Reparatur ge­
bracht. Dort werden sie genauer als 
sonst überprüft.

Der Betriebsrat hat als erste Reak­
tion Überstundenanträge, die den Ver­
sand betreffen, abgelehnt. Stockungen 
treten auf. Zudem gab der Betriebsrat 
in einem Aushang zu verstehen, daß 
seine Bereitschaft, in den Sommermo­
naten Überstunden zu genehmigen, 
durch eine Anrechnung der Tariferhö­
hung nicht gerade erhöht wird.

Dies verschärft den Streit unter den 
bei HAW beteiligten Kapitalisten, so 
daß sie bereits über eine Woche tagen, 
ohne zu einer Entscheidung zu kom­
men.

jedoch auf, daß die Ereignisse knapp, 
summarisch wertend, ohne Dokumen­
te und — von Ausnahmen abgesehen 
— Bildern dargestellt werden. Stellver­
tretend „Zeiten und Menschen“ 
(Schroedel, 1978): „Als 1953 die Ver­
sorgungslage besonders schlecht war, 
die SED-Funktionäre aber trotzdem ei­
ne ,Normenerhöhung4 befahlen, d.h. 
höhere Arbeitsleistung bei gleicher Be­
zahlung, begann unter Ostberliner 
Bauarbeitern ein Proteststreik, aus 
dem sich am 17.6. 1953 im Sowjetsek­
tor von Berlin und in vielen Gebieten 
der DDR ein Volksaufstand entwickel­

te. Die Bevölkerung demonstrierte für 
die Befreiung von diktatorischem 
Druck ...“

Ohne Belege wird auch in anderen 
Schulbüchern ein Volksaufstand der 
Bevölkerung behauptet. Verschwiegen 
wird die tätige Rolle westdeutscher 
Agentennetze wie z.B. der „Kampf­
gruppe gegen die Unmenschlichkeit“, 
deren Mitglieder am 17.6. 1953 v.a. in 
Ostberlin Flugblätter verteilten, die 
zum Sturz der Regierung der DDR auf­
riefen und sich mit Schildern „Freie 
Wahlen“ oder schwarz-rot-goldenen 
Fahnen an die Spitze von Demonstra­
tionen setzten. Politisches Hauptziel 
dieser Organisation, die hauptsächlich 
vom Bundesministerium für gesamt­
deutsche Fragen und dem Berliner Rat 
finanziert wurde, war die „Unterstüt­
zung aller sich mit politischen Mitteln 
gegen das in Mitteldeutschland herr­
schende Terrorsystem auflehnenden 
Kreise“.

Hinweise auf diese Subversionstätig­
keit finden sich selbst in den Bildern 
der Dokumentation des Ministeriums 
für gesamtdeutsche Fragen zum 17.6. 
1953: Keine Betriebsgruppen, sondern 
Einzelpersonen, die in großen Men­
schenmengen alleine stehen, tragen 
Schilder „Freie Wahlen“, von den 
Umstehenden erstaunt betrachtet. Die 
Seminarmaterialien zum 17. Juni für 
Lehrer vom Gesamtdeutschen Institut 
tun sich ebenfalls schwer mit der Kon­
struktion eines allgemeinen Volksauf­
stands: „Am nächsten Tag stand die 
DDR in Flammen. Nach unseren Stati­
stiken waren es 6,9% der Arbeitneh­
mer (östliche Quellen: 5,5%), die im 
Aufstand waren. Oberes waren die seit 
Generationen organisierten Arbeiter 
der großen Industriereviere Deutsch­
lands, des Raums Berlin, des Raums 
Leuna, des Raums Magdeburg, der 
sächsischen Großstädte. Die sozialen 
Parolen wichen von Stunde zu Stunde 
nationalen Forderungen. Nicht die 

Bei der Behandlung des 17. Juni in 
neueren Geschichtsschulbüchern fällt
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Wiedervereinigung wurde gefordert 
(daß das so ohne weiteres nicht mög­
lich war, wußten auch die Arbeiter), 
sondern »freie und geheime Wahlen4 
(was am Ende auf dasselbe hinausge­
kommen wäre).“

Zur Aufbesserung der Position wird 
Bertolt Brecht mißbraucht, der in ei­
nem Gedicht die Haltung des Schrift­
stellerverbands kritisierte, weil dieser 
die Arbeiter aufforderte, sich ihres 
Streiks zu schämen. Tatsächlich nahm 
Brecht am 23.6.53 im ,»Neuen 
Deutschland“ wie folgt Stellung: „Die 
Demonstrationen des 17. Juni zeigten 
die Unzufriedenheit eines beträchtli­
chen Teils der Berliner Arbeiterschaft 
mit einer Reihe verfehlter wirtschaftli­
cher Maßnahmen. Organisierte faschi­
stische Elemente versuchten, diese Un­
zufriedenheit für ihre blutigen Zwecke 
zu mißbrauchen . . . Ich hoffe jetzt, 
daß die Provokateure isoliert und ihre 
Verbindungsnetze zerstört werden, die 
Arbeiter aber, die in berechtigter Un- 

- Zufriedenheit demonstriert haben, 
nicht mit den Provokateuren auf eine 
Stufe gestellt werden, damit nicht die 
so nötige große Aussprache über die 
allseitig gemachten Fehler von vorn­
herein gestört wird.“
Quellenhinweis: Karl Heinz Roth, Invasionsziel DDR, 
Konkret Verlag Hamburg 1971; Juni-Aufstand, Doku­
mente und Berichte, hrg. Bundesministerium f. ges.-deut­
sche Fragen, 1954; Bertolt Brecht, Schriften zu Politik 
und Gesellschaft 1919—1956, Suhrkamp 1977.

BASF AG
Kapitalisten wollen 
Saisonarbeiter

Ludwigshafen. Die BASF-Geschäfts- 
leitung hat den Betriebsrat darüber in­
formiert, daß sie in der Urlaubszeit 
keine Studenten, sondern ca. 200 Ar­
beitslose als Ferienhelfer einstellen 

Mit Ausländern, Überstunden und Fremdfirmenbeschäftigten gleichen die Kapi 
talisten Umsatzschwankungen aus.

will. Das Arbeitsamt Ludwigshafen 
hat seine Unterstützung zugesagt. Der 
Betriebsrat hat die (mitbestimmungs­
pflichtigen) Pläne der Kapitalisten ab­
gelehnt. Im vergangenen Jahr haben 
die Kapitalisten 1300 Abgänge nicht 
ersetzt; in diesem Jahr sollen 220 von 
720 Lehrlingen nicht übernommen 
werden. Der Betriebsrat verlangt gegen 
die Personalengpässe und die entspre­
chende Steigerung der Arbeitshetze 
Neueinstellungen auf Dauerarbeits­
plätze und die Übernahme aller Lehr­
linge. Er wendet sich gegen die Schaf­
fung von industriellen Saisonarbeitern 
und die schrittweise Beseitigung der 
Kündigungsschutz- und Mitbestim­
mungsrechte. Ebenso wird die zuneh­
mende Unsicherheit über die Rechts­
stellung von Arbeitslosen gegenüber 
der Arbeitslosenversicherung angegrif­
fen.

Die Kapitalisten haben an der Schaf­
fung einer zusätzlichen Masse kurzfri­
stig mobiler Arbeitskräfte ein großes 
Interesse, um kurzfristige Produk­
tionsschwankungen ausgleichen zu 
können, ohne irgendwelche Schutz­
schranken der Belegschaften berück­
sichtigen zu müssen. In den Jahren 
1972 bis 1981 hat die Zahl der BASF- 
Beschäftigten zwischen 54300 und 
60800 geschwankt. Dabei ist die 
Stammbelegschaft, d.h. fast alle Ange­
stellten und die meisten Handwerker 
sowie die Stammbesatzungen der Anla­
gen, praktisch gleichgeblieben. Spitzen 
haben die Kapitalisten durch kurzfri­
stige Einstellungen und den „Abbau“ 
von ausländischen, in der Regel unge­
lernten Beschäftigten, durch Überstun­
den und durch „Fremdfirmenbeschäf­
tigte“, d.h. Leiharbeiter und Dienstlei­
stungsbetriebe, abgedeckt. Im „Che­
mieboomjahr“ 1974 z.B. stieg die Zahl 
der Beschäftigten (ohne Lehrlinge) ge­
genüber 1972 um 6500, die Stammbe­
legschaft jedoch nur um 2150.

Uniklinik Würzburg
Wiedereinführung der 
5,5-Tage-Woche geplant

Würzburg. Durch Änderung der Ar­
beitszeiten sollen an der Universitäts­
klinik Würzburg Rationalisierungen 
und Stellenkürzungen erreicht werden. 
Angesetzt werden soll dabei in den Kli­
niken und Abteilungen, die im Schicht­
dienst arbeiten und die 5-Tage-Wo- 
che durchgesetzt haben. Das betrifft 
die Frauenklinik, die neurologische 
und neurochirurgische Klinik, teilweise 
die Chirurgie und den hauswirtschaftli­
chen Bereich.

Durch die Wiedereinführung der 
5,5-Tage-Woche, wie z.B. in der Frau­
enklinik beantragt, rechnet sich die 
Verwaltung aus, pro Station minde­
stens eine Planstelle streichen zu kön­
nen. Dies durch kürzere Überlap­
pungszeiten bei der Stationsübergabe 
zwischen zwei Schichten und zwei frei­
en Tagen im Monat weniger durch die 
täglich kürzeren Arbeitszeiten.

So sind die Schichtzeiten bei der 5- 
Tage-Woche von 6.00 bis 14.30 Uhr im 
Frühdienst und von 11.45 bis 20.15 
Uhr im Spätdienst, also eine Über­
schneidung der beiden Schichten von 
fast drei Stunden. Bei der 5,5-Tage- 
Woche ist nur noch eine halbstündige 
Übergabe geplant, der Frühdienst soll 
von 6.00 bis 13.30 Uhr festgelegt wer­
den, Spätschicht von 13.00 bis 20.30 
Uhr.

In einer Unterschriftensammlung an 
die Klinikoberin haben sich die Schwe­
stern der Frauenklinik gegen die Ar­
beitszeitänderung ausgesprochen. Zum 
einen befürchten sie, die Patientenver­
sorgung nicht mehr entsprechend ge­
währleisten zu können. Denn gerade 
während der Überlappungszeiten der 
beiden Schichten werden Arbeiten, die 
bei weniger Personal nicht gemacht 
werden können, durchgeführt.

Gleichzeitig erklären die Beschäftig­
ten in ihrem Brief, daß sie nicht bereit 
sind, die Einführung der 5,5-Tage-Wo­
che hinzunehmen und dadurch weniger 
Freizeit, vermehrte Fahrtkosten und 
Fahrtzeit durch mehr Arbeitstage und 
längeren Dienst am Wochenende. Sie 
befürchten eine Verschärfung der Ar­
beitshetze, z.B. daß, wie an anderen 
Kliniken üblich, Pausen nicht mehr ge­
nommen werden können.

Auf einer Personalversammlung An­
fang Mai bekräftigten die Beschäftig­
ten einstimmig ihren Beschluß gegen 
die 5,5-Tage-Woche und sprachen sich 
gegen Stellenstreichungen aus. Der 
Personalrat und die ÖTV unterstützen 
die Beschäftigten in dieser Auseinan­
dersetzung.
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Verfaßte Studentenschaft
Allgemeiner Studentenausschuß soll 
mundtot gemacht werden
Göttingen. Die Reaktion hat sich die 
Aufgabe gestellt: Entweder gelingt es 
den CDU-Studenten, Burschenschaf­
ten und anderen reaktionären Organi­
sationen, bei den nächsten Wahlen den 
AStA zu übernehmen, oder er wird per 
Gesetz zerschlagen. Bis dahin werden 
politische Äußerungen des fortschritt­
lichen AStA kriminalisiert. Der Präsi­
dent der Universität, Kamp, hat für je­
de politische Äußerung des AStA 
Zwangsgelder von 5000 DM festge­
setzt. Die Staatsanwaltschaft hat zwei­
mal im April den AStA nach Beweis­
mitteln solcher politischen Äußerun­
gen durchsucht. Ermittelt wird wegen 
,,Veruntreuung“. Wenn die Reaktion 
ihre Absichten glatt durchziehen kann, 
drohen den AStA-Mitgliedern der letz­
ten drei Jahre Zwangs- und Strafgelder 
von ca. 100000 DM.

In dieser Situation hat sich der DGB 
mit dem AStA solidarisiert. Der DGB-

Burschen der Akademischen Vereinigung Palatia beim Festkommers

Landesbezirk Niedersachsen beurteilt 
die Hausdurchsuchungen als Versuche, 
den AStA als Sprachrohr studentischer 
Interessen mundtot zu machen und be­
kräftigt einen Beschluß seines Hoch­
schulpolitischen Arbeitskreises vom 
25. März 1982: ,,Rapide Verschlechte­
rungen der ökonomischen Basis der 
Studenten, wie BAFöG-Kürzungen, 
Mensapreiserhöhungen etc., sowie im­
mer stärkere Orientierung von Wissen­
schaft und Lehre auf scheinbare Wert­
freiheit, losgelöst von gesellschaftli­
chen Zusammenhängen, erfordern ge­
rade jetzt eine breite umfassende örtli­
che und überregionale Interessenwahr­
nehmung der Studenten. Hierzu gehö­
ren nach Auffassung des Hochschul­

politischen Arbeitskreises selbstver­
ständlich auch Äußerungen, die über 
den unmittelbaren Hochschulbezug 
hinausgehen.“ Dies bekräftigte auch 
Detlef Hensche (Vorstand IG Drupa) 
als 1.Mai-Redner. Insgesamt stand der 
diesjährige 1. Mai deutlich im Zeichen 
der Empörung über die Machenschaf­
ten von Staatsanwalt und Präsident der 
Universität. Die örtliche bürgerliche 
Presse brachte es fertig, weder über die 
Resolution des DGB-Landesbezirks 
noch über die Solidarität mit dem 
AStA am 1. Mai auch nur ein Wort zu 
berichten. Die Funkstille zeigt, daß sie 
sich getroffen fühlen und hoffen, die 
Gewerkschaften nehmen sich der fort­
schrittlichen Studentenbewegung nicht 
weiter an. Unter Gewerkschaftsmit­
gliedern wächst die Befürchtung, daß 
die Studenten aus nichtbesitzenden 
Klassen auf der Strecke bleiben und re­
aktionäre und faschistische Kräfte die

Oberhand an den Universitäten gewin­
nen.

An der Herausbildung einer solchen 
reaktionären und faschistischen Elite 
wird kräftig gearbeitet. Neben dem 
RCDS (Studentenorganisation der 
CDU) werden vor allem die Burschen­
schaften als Garanten wasserdichter re­
aktionärer Politk hofiert: Ende Fe­
bruar erklärte Unipräsident Kamp in 
einer Unterredung mit Burschenschaf­
tern eine Vereinbarung für überholt, 
wonach den Burschenschaften das Far­
bentragen an der Universität verboten 
war. Nach 1945 wurden die Burschen­
schaften, die 1935 NS-Kameradschaf- 
ten geworden waren, durch den Aliier- 
ten Kontrollrat als nazistische Organi­

sationen verboten. Fast genau auf den 
50. Jahrestag der Bücherverbrennun­
gen, die von den Burschenschaften 
mitorganisiert waren, nahm der Uni­
präsident die letzten Makel von ihnen 
und ermutigte sie zu verstärktem öf­
fentlichen Auftritt. Dieser erfolgte 
prompt: 50 Burschen versuchten, de­
monstrativ in der Mensa zu essen, und 
wurden rausgeworfen.

In den Burschenschaften geben sich 
die bürgerlichen Politiker ein Stelldich­
ein der ideologischen Erneuerung. 
Z.B. hält Justizminister Walter Rem- 
mers im Hause des Corps Hildeso- 
Guestphalia einen Vortrag über ,,De­
mokratische Strategien gegen die Ge­
fahren von rechts und links“. Die Er­
gänzung des Strafgesetzbuches mit ei­
ner Bestimmung, wonach die Billi­
gung, Leugnung oder Verharmlosung 
nationalsozialistischer Verbrechen 
(z.B. ,,Auschwitz-Lüge“) strafbar ist, 
sei abzulehnen, dagegen müsse erkannt 
werden, daß „in jedem Menschen ein 
hohes Potential an Verführbarkeit zur 
Gewalt und zum Quälen stecke, das 
unbedingt gesenkt werden müsse“. Als 
verantwortliche Elite sind die Bur­
schenschafter dazu aufgerufen.

Die Burschenschafter sind in mehr­
facher Hinsicht geeignet, Speerspitze 
der Reaktion an den Hochschulen und 
Kristallisationspunkt der Elitebildung 
zu sein. Zum einen stellen sie ein Sam­
melbecken von fdGo-demokratischen 
bis einschließlich faschistischen Bestre­
bungen dar. Im ,,Deutschen 
Anzeiger“ vom 7.11.80 hat die deut­
sche Burschenschaft ihre Einstellung 
bekräftigt, wonach es „nur ein deut­
sches Volk gibt“, zu dem auch die 
„Deutschen“ in Österreich gehören. 
1979 wurde auf dem Burschenschafts­
tag ein Ausschlußantrag gegen eine 
Burschenschaft gestellt, die beantragt 
hatte, einen Unvereinbarkeitsbeschluß 
zur NPD zu fassen. Dem kam die Bur­
schenschaft durch ihren Austritt zu­
vor. Zum anderen hat das Gerede von 
der „echten Gemeinschaft“ und dem 
„Gefühl der Zusammengehörigkeit“ 
einen handfesten Kern: die enge Ver­
bindung zwischen farbentragenden 
Studenten und ihren „Alten Herren“ 
sichert eine sorgfältige ideologische 
Ausrichtung bei späterer Karrierega­
rantie. Aus Burschenschaftern werden 
nie und nimmer arbeitslose Akademi­
ker.

Zum 100. Stiftungsfest der Bur­
schenschaft Palatia haben jetzt auch 
der Oberbürgermeister und der Ober­
stadtdirektor neue Töne angeschlagen: 
Sie luden sie zum Empfang ins histori­
sche alte Rathaus, eine Ehre, die der 
SPD zum 110. Jubiläum des Ortsve­
reins versagt blieb. Der AStA hatte zur 
Kundgebung aufgerufen. Die Bur­
schenschafter wurden mit Eiern und 
Farbbeuteln eingedeckt.
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100 Jahre Burschen­
schaft Palatia
1883: „Seit etwa 1878 war in der 
deutschen Studentenschaft der aus 
antisemitischer Strömung an den 
Universitäten geborene nationale 
Gedanke besonders erstarkt, die 
Begeisterung der Studentenschaft 
für Kaiser und Reich allgemein ... 
Schließlich reifte in uns der kühne 
Entschluß, unverzüglich zur Grün­
dung einer CV-Verbindung zu 
schreiten.“
1918/19: „Vom Rathaus in Göttin­
gen wehte lange Zeit die rote Fahne 
... Zwar waren zahlreiche Studen­
ten zurückgekehrt, aber die Unru­
hen hielten an. Daher traten die 
Studenten, auch die Palaten, in die 
Zeitfreiwilligen-Bataillone ein, die 
die Ordnung wiederherstellen hal­
fen. Als es einige Tote gegeben hat­
te, wurde die Lage ruhiger ... An 
Farbentragen war zunächst nicht zu 
denken; Versuche dazu mußten 
bald wieder aufgegeben werden. Ei­
ne Kneipe fehlte.“
1920: Die Palatia beteiligte sich am 
Kapp-Putsch und half mit bei der 
Ermordung von zwei Personen in 
Göttingen.
1933: ,,... das Eiserne Kreuz gilt 
wieder etwas. Wer in deutschen 
Reihen gekämpft und sich ausge­
zeichnet hat, gehört zu uns. Vollauf 
unser Cartellbruder Schlageter, der 
erst durch die nationale Revolution 
von ganz Deutschland anerkannt 
wird. Feinde stehen ringsum ... 
Wir aber wollen sein ein einig Volk. 
Deutschland muß leben, auch wenn 
wir sterben müssen.“
1953: Bis 1951 blieb Palatia verbo­
ten. 1953 beteiligten sie sich in vol­
lem Wichs an einer Demonstration 
zur Tausendjahrfeier Göttingens. 
Der Rektor hatte die Demonstra­
tion verboten, weil er in ihr eine 
Provokation sah. Es kam zu Schlä­
gereien mit nichtkorporierten Stu­
denten. Deshalb wurde die Palatia 
für ein weiteres Jahr verboten.
1983: Redner beim Festkommers 
war Bernhard Vogel (CDU, Mini­
sterpräsident von Rheinland- 
Pfalz). „Er wies insbesondere auch 
darauf hin, wie wichtig es sei, sich 
für den Mitmenschen einzusetzen. 
Zuvor hatte ein ,Alter Herr* der Pa­
latia in einer Ansprache das Versor­
gungsdenken vieler Bundesbürger 
kritisiert. Er hatte dazu aufgerufen, 
beim Urteil über eine Staatsver­
drossenheit vieler Menschen in der 
Bundesrepublik die korporierten 
Studenten auszunehmen.“
Quellenhinweis: Festschriften zum 50. und 75. Stif­
tungsfest der Palatia Göttingen, 1933, 1957; Göttin­
ger Tageblatt v. 24.5.83

Kirchliche Friedensgruppen
Kriegsziele der BRD 
werden nicht angegriffen

Hannover. Nicht allein die Verfechter 
der offiziellen Verteidigungslinie soll­
ten auf dem kommenden Kirchentag in 
Hannover kritisch befragt werden, 
sondern auch diejenigen, „die meinen, 
Alternativen zu den bestehenden Ver­
teidigungsprinzipien zu haben“. So er­
öffnete der amtierende Kirchentags­
präsident Erhard Eppler laut „Hanno­
verscher Allgemeine Zeitung“ das Feu­
er auf die Friedensgruppen in der EKD

Wir rufen auf zur

UMKEHR
ZUMrhLEBEN

Die Zeit ist da für ein NEIN ohne jedes Ja 
zu Massenvernichtungswaffen

Friedensgruppen in der EKD - Gegen 
den Krieg wegen der schrecklichen 
Waffen. Die Kriegsziele könnten schon 
gerecht sein.

(Evangelische Kirche Deutschland), die 
zum Zeichen ihrer Ablehnung von 
Massenvernichtungswaffen während 
des Kirchentages violette Halstücher 
tragen wollen. Gemeint sind besonders 
die Aktion „Ohne Rüstung leben“ und 
die Aktion Sühnezeichen/Friedens- 
dienste e.V. („Frieden schaffen ohne 
Waffen“).

Beide begründen die Ablehnung des 
Krieges und der militärischen Rüstung 
ausschließlich mit der Gefährlichkeit 
und Vernichtungskraft der Atomwaf­
fen. „Ich bin bereit, ohne den Schutz 
militärischer Rüstung zu leben. Ich will 
in unserem Staat dafür eintreten, daß 
der Frieden ohne Waffen politisch ent­
wickelt wird“ (1), lautet der zentrale 
Satz der Aktion „Ohne Rüstung le­
ben“. Die Kriegsziele der BRD werden 
überhaupt nicht in Frage gestellt, im 
Gegenteil enthält der Nachsatz die ver­
steckte Aufforderung, an der „friedli­
chen Entwicklung“ dieser Ziele und ih­
rer „friedlichen“ politischen Durchset­
zung mitzuwirken.

Noch einen Schritt weiter geht die 
Aktion Sühnezeichen: „Die Angst, die 
ich dem Gegner nehme, gewährleistet 
meine eigene Sicherheit. Deshalb tre­

ten wir für kalkulierte einseitige Abrü­
stungsschritte ein.“ Noch deutlicher: 
„Wir stellen unsere Forderungen in der 
Erwartung, daß die UdSSR ihrerseits 
mit wirksamen Schritten der Abrü­
stung antwortet.“ (2) Der Gegner der 
westdeutschen Bourgeoisie ist als eige­
ner Gegner anerkannt.

Ebenso hält es der Aufruf zum Kir­
chentag: Die Bundesregierung möge 
die Zustimmung zur Stationierung von 
Pershing II und Cruise missile verwei­
gern. „Nur so kann der Weg geöffnet 
werden für eine Verringerung der 
Atomwaffen in West- und Osteuropa 
und einen wechselseitigen umfassenden 
Abrüstungsprozeß.“ Nichts sagen die 
Friedensgruppen selbst zur Anerken­
nung der Staatsgrenzen der DDR, Po­
lens und der UdSSR. Die Verlautba­
rungen der offiziellen Kirche dagegen, 
in die sich die Friedensgruppen einge­
bettet fühlen, sprechen eine deutliche 
Sprache: Friedensbedrohend ist die 
„Grenzlinie der großen politisch-mili­
tärischen Bündnisse zwischen den bei­
den deutschen Staaten“ (3). Die Besei­
tigung dieser „Friedensbedrohung“ 
wird vom Grundgesetz gefordert durch 
Einverleibung der DDR und von Tei­
len Polens und der UdSSR. Diesen 
Standpunkt teilt auch die EKD. Derart 
gegen die Kriegspropaganda der west­
deutschen Bourgeoisie gerüstet, steht 
zu befürchten, daß Epplers kritische 
Befragung der Friedensgruppen mit 
der Anerkennung weiterer Kriegsziele 
der BRD ausgehen wird. Da helfen 
auch die violetten Tücher nicht.
(1) Aktion „Ohne Rüstung leben“: Aufruf an alle Chri­
sten, 1978; (2) Aktion Sühnezeichen/Friedensdien ste 
e.V.: Frieden schaffen ohne Waffen, Aufrufe zu den bun­
desweiten Friedenswochen 1980 und 1981; (3) Arbeitsbe­
richt über die Konsultation des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR und der EKD zur Friedensverantwor­
tung der Kirchen in beiden deutschen Staaten, August 
1982

Niedersachsen
Bildungsurlaub gesetz 
lieh eingeschränkt

Göttingen. Seit geraumer Zeit versu­
chen CDU und Unternehmerverbände, 
die öffenliche Meinung gegen den Bil­
dungsurlaub zu mobilisieren. Nach 
dem Motto „keinen Bildungsurlaub 
für Segelschein“ wird das Recht der 
Arbeiter und Angestellten auf Freistel­
lung für Bildungsmaßnahmen ange­
griffen. Dies hat jetzt seinen gesetzli­
chen Niederschlag gefunden. Die 
CDU-Landtagsfraktion hat den Ent­
wurf für ein „Freistellungsgesetz“ vor­
gelegt als Novellierung des Bildungsur­
laubsgesetzes von 1974. Zum einen soll 
die Freistellung für Bildungsmaßnah­
men eingeschränkt werden: § 1: Frei­
stellung wird nicht gewährleistet für 
Maßnahmen, die dem Bereich der Frei­
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Zeitgestaltung bzw. Erholung angehö­
ren; Seminare im Ausland (z.B. ein 
Sprachkurs in England) werden nicht 
mehr anerkannt. § 2: Auszubildende 
haben keinen Anspruch mehr auf Frei­
stellung. § 6: Freistellung für Bildungs­
veranstaltungen anderer Art (z.B. in­
nerbetriebliche Maßnahmen) werden 
auf den Bildungsurlaub angerechnet.

Zum anderen geht es um eine inhalt­
liche Reglementierung der Bildungs­
veranstaltungen. Während im Gesetz 
von 1974 das Bildungsangebot der 
,,anerkannten Träger“ der Erwachse­
nenbildung generell genehmigt wurde, 
§11,4, soll künftig jede einzelne Ver­
anstaltung durch ein Stelle des Landes­
ministeriums genehmigungspflichtig 
sein. Außerdem sollen Veranstaltun­
gen, die „nur Angehörigen bestimmter 
Betriebe oder Mitgliedern einzelner 
Verbände“ offenstehen, nicht mehr 
anerkannt werden. Dies trifft im Kern 
den Bestand der gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit, die bisher die Ausbil­
dung von z.B. Vertrauensleuten über 
Bildungsseminare organisieren konnte. 
Dem entspricht auch § 10 im Entwurf 
des Erwachsenenbildungsgesetzes, wel­
cher die Finanzierung regelt: Die allge­
meine Finanzhilfe des Landes wird auf 
20% beschränkt; höhere Förderungs­
sätze können gewährt werden für „be­
sonders förderungswürdige Sachberei­
che“. Dies richtet sich gegen die beson­
dere Förderung der politischen Bildung 
generell, die bereits im vergangenen 
Jahr von 100% auf 75% reduziert wur­
de. Auch dies trifft hauptsächlich die 
gewerkschaftliche Bildungsvereinigung 
„Arbeit und Leben“. Die Landesvertre­
terversammlung der GEW hat sich am 
26.5. in einer Resolution gegen diese 
Gesetzentwürfe ausgesprochen und ge­
meinsame Aktivitäten mit dem DGB 
angekündigt.

,, Menschenrech te ‘ ‘ 
Gesellschaft zur Pflege 
von Revanchismus

Westberlin. Am 2. September 1982 
wurde in Frankfurt eine Jugend- und 
Bürgerinitiative „30 Jahre 17. Juni 
1953“ gegründet. Die Federführung 
lag bei der Internationalen Gesellschaft 
für Menschenrechte e.V. (IGfM). 
Gründungsmitglieder waren: Die Schü­
lerunionen Berlin, Bayern und Rhein­
land-Pfalz, der Bürgerliche Jugendver­
ein Zürich, die Junge Union, der 
Dachverband der Jugendpresse, Bun­
desring deutscher Nachwuchsjournali­
sten und die Freie Jugendpresse NRW. 
Beschlossen wurde u.a. die Errichtung 
eines Mahnmals in Berlin für „die Op­
fer des 17.Juni 1953“. Dafür wurde, 
mit 500000 DM dotiert, ein Künstler­
wettbewerb ausgeschrieben, dessen Er­

gebnisse im Rathaus Schöneberg zu 
Westberlin zu besichtigen waren. Daß 
die 500000 DM im wesentlichen aus 
dem Hause Springer stammen, gilt of­
fiziell als Geheimnis.

Die IGfM e.V. wurde 1972 als soge­
nannte freie Bürgerinitiative gegrün­
det. Nach eigenen Angaben vereinigt 
sie ca. 2000 Mitglieder und 20000 För­
derer und Helfer. Ihrem Ehrenpräsidi­
um gehören u.a. an: Ludwig Martin, 
Generalbundesanwalt a.D., Prof. An­
drej Sacharow, Constantin Frhr. von 
Heeremann, Dr. Josef Stimpfle, Bi­
schof von Augsburg und Raymond 
Marie Tchidimbo, Erzbischof/Vati- 
kan.

Axel Cäsar Springer gibt nicht nur 
reichlich propagandistische Schützen­
hilfe. Cornelia Gerstenmaier, Chefre­
dakteurin des im Springerschen Ull­
stein Verlag erscheinenden Emigran­
tenhetzblattes „Kontinent“ sammelte 
ihre ersten nachrichtendienstlichen Er­
fahrungen im Vorstand der IGfM. Aus 
der gleichen Redaktion entstammt im 
übrigen der neue Chef des CIA-Spio- 
nagesenders Radio Liberty, Bailey. 
Springer-Redakteure sind auch in der 
Westberliner Filiale der IGfM tätig, 
solche wie Ingo Urban, die bis zu einer 
halben Million für die Exklusivrechte

Die Menschenrechtsgesellschaft und 
die CDU: Demonstration in Westber­
lin

für besondere Hetzstorys gegen die 
Staaten des RGW aufwenden können.

Eine dieser Hetzstorys der IGfM, 
von Springer verbreitet, ist die dreckige 
Lüge, so die Prawda, von dem Einsatz 
von Zwangsarbeitern beim Erdgasbau 
in Sibirien. Die Zeitschrift „Konkret“ 
hatte die Angaben der sechs nament­
lich genannten Kronzeugen über deren 
Briefkontakte mit Amnesty Internatio­
nal nachgeprüft; keiner hatte je etwas 
mit dem Bau der Pipeline zu tun. Für 
solcherlei Arbeit dankte der Bundes­
präsident Carstens zum zehnjährigen 
Bestehen der IGfM: „Fahren Sie in Ih­
rem Engagement für die Gewährung, 
Bewahrung und Garantie der Men­
schenrechte fort.“

CDt/
Protest gegen
Parteitag

Köln. Etwa 150 Menschen beteiligten 
sich am 24.5. auf dem Roncalliplatz in 
Köln an einer Protestkundgebung ge­
gen den in Köln stattfindenden Bun­
desparteitag der CDU vom 24.5. bis 
26.5.. Aufgerufen hatte die „Aktion­
seinheit gegen konservative Ausländer­
politik und Fremdenhaß - jetzt“, den 
Aufruf unterschrieben sieben türki­
sche, kurdische und griechische und elf 
westdeutsche Organisationen und Par­
teien. Masken der CDU-Politiker 
machten auf die Kulturvorträge und 
die Kundgebungsrede aufmerksam. In 
der Stadt wurde ein Karikaturplakat 
gegen die Pläne der CDU verklebt.

Günstig war, daß der beschlossene 
Aufruf sich nicht einfach gegen „die 
Ausländerfeindlichkeit“ richtete, son­
dern vor allem die Verschärfung der 
Gesetzgebung, die Asylbestimmungen 
und die vorgeschlagenen reaktionären 
Maßnahmen der Bund-Länder-Kom­
mission angriff. „Nicht der kleine 
Mann, sondern die offizielle Regie­
rungspolitik macht sich zum Träger 
der Ausländerfeindlichkeit!“, damit 
hob der Aufruf positiv hervor, daß es 
die Kapitalisten und ihr staatlicher An­
hang sind, die eine ganz bewußte Pro­
pagandakampagne in Gang gesetzt ha­
ben, die den ausländischen Arbeitern 
einhämmern soll, daß sie sich unter­
ordnen sollen, sich damit abfinden sol­
len, wie sie leben, wohnen und arbei­
ten.

In der Kundgebungsrede wurde in 
einem Punkt richtig hervorgehoben, 
daß die Verbreitung von Rassismus in 
der letzten Zeit, z.B. wie im Heidelber­
ger Manifest, nicht ein zufälliger Aus­
rutscher rechter Professoren ist, son­
dern ganz offizielle Regierungspolitik 
der Reaktion. Die Rede wurde auch in 
türkischer Sprache gehalten. Am 
Schluß forderten die Redner der Ak­
tionseinheit zur Teilnahme an der De­
monstration gegen die politischen Pro­
zesse in der Türkei am 11.6. in Köln 
auf. Was mit der „geistig-moralischen 
Erneuerung“ des Kanzlers Kohl oder 
den ,,neuentdeckten alten Werten“ ge­
meint ist, machte Dregger dann auf 
dem Parteitag am zweiten Tag recht 
deutlich: Er wisse, daß man zusam­
menzucke, wenn von einer unvertret­
bar hohen Zahl türkischer Gastarbeiter 
geredet werde. Wenn aber Menschen 
aus einer anderen Kultur in Millionen­
zahl hier bleiben wollten, „berührt das 
die Identität unseres Volkes“, wobei er 
vom „gesamtdeutschen“ Volk ausge­
he. Ausländer seien nicht für die deut­
sche Wiedervereinigung zu mobilisie­
ren, hat er an anderer Stelle bedauert.
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Schulen
Polizei „bekämpft Jugendkriminalität im Vorfeld“: 
Schülern soll „Rechtsbewußtsein“ andressiert werden
Hamburg. Die Hamburger Schulbe­
hörde hat 1982 ein Programm zur 
„Prävention von Kinder- und Jugend- 
deliquenz“ aufgestellt. Laut Senats­
mitteilung stehen 60 Polizeibeamte seit 
Oktober 1982 zur Verfügung, um in 
den Schulen als „Experten“ das The­
ma Kriminalität von Kindern und Ju­
gendlichen zu behandeln.

Seit das Modell in den Stadtteilen 
Altona und Wandsbek durchgeführt 
wurde - die Polizisten stellen sich auf 
einem Elternabend vor und dann folgt 
der zweistündige Unterricht - , gibt es 
in der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) Hamburg heftige 
Ablehnung: Kritisiert wird zum einen, 

- daß der Auftritt von Polizisten im Un­
terricht, ob in Zivil oder nicht, die stra­
fende Autorität an die Stelle des „ver­
trauteren Lehrers oder des verständnis­
vollen Sozialarbeiters“ (Hamburger 
Lehrerzeitung 1/83, S. 24) setzt; es 
werde so das Droh- und Strafprinzip 
wieder pädagogisch hoffähig gemacht. 
Zum anderen müsse der Lehrer der pä­
dagogische Fachmann bleiben, wenn es 
darum geht, die Ursachen und Hinter­
gründe der Diebstahls- und Jugendkri­
minalität den Schülern zu vermitteln.

Die Schwäche dieser Kritik, die gar 
nicht auf die Inhalte und auch nicht 
auf die Methode des geplanten Polizei­
unterrichts eingeht, wird augenfällig, 
wenn man die Unterrichtsmappe auf­
schlägt, die das nordrhein-westfälische 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales bereits 1979 herausge­
bracht hat und die auch in Hamburg 
im Rahmen des Programms an die 
Schulen verteilt worden ist.

Unter dem Titel „Jugendkriminali­
tät - Wir diskutieren“ wird in zwei In­
formationsteilen das „Problem der Ju­
gendkriminalität“ in der BRD und 
„abweichendes Verhalten in der Schu­
le“ analysiert. Die Berater hierfür un­
ter anderem: Vertreter der Justizvoll­
zugsanstalt Siegburg und der Landes­
kriminalschule Nordrhein-Westfalen. 
Den größten Umfang nehmen sodann 
die „Bausteine“, beliebig kombinier­
bare Blätter für den Unterricht, ein 
(siehe S. 26). Die zentralen Themen in 
allen Teilen sind die Diebstahlsdelikte 
und „aggressives Verhalten“ gegen 
Personen und Sachen („Vandalis­
mus“).

Diese inhaltlichen Schwerpunkte 
sind vordergründig hergeleitet aus der 
Spitzenposition der Eigentumsdelikte 
in der Kriminalstatistik (siehe S. 27). 
Tatsächlich ist der Diebstahl die häu­
figste Straftat, weil die per Verfassung 

geheiligte Eigentumsordnung der BRD 
die Lohnabhängigen, die von ihrem 
Lohn leben müssen, und ihren Nach­
wuchs ausschließt von der Erfüllung 
vieler elementarer Bedürfnisse: ausrei­
chendem Wohnraum, guter Kleidung, 
gesunder Ernährung, sportlicher und 
kultureller Betätigung. Die unmittel­
barste Rebellion gegen eine solche Ord­
nung ist der Diebstahl; sie ist ohn­
mächtig zum Sturz dieser Ordnung, ihr 
Verlauf ist zwangsläufig gewalttätig

In der Krise 1974/75 war der Umsatz des Einzelhandels rückläufig, nach kurzer 
Erholung gehen die Zuwachsraten zurück - Die Kriminalität steigt.

und geht auch zu blinder Zerstörung 
über, je mehr jede Aussicht auf Erfül­
lung der Bedürfnisse verschlossen 
bleibt.

Eine überzeugende Kritik des Dieb­
stahls und des „Vandalismus“ kann 
daher nur aus der Kritik der kapitalisti­
schen Eigentumsordnung gewonnen 
werden. Wollte der Lehrer von der Po­
lizei also eine ehrliche Antwort für die 
Jugendlichen geben, so entweder: Die 
arbeitenden Klassen sind arm dran, die 
Lage ihrer Kinder ist elend, aber den 
Kapitalisten und Besitzenden gefällt es 
so, also verhaltet Euch „gewaltfrei“ 
und beugt Euch - oder: Es bleibt für 
Euch gar kein anderer Ausweg als der 
Kampf gegen diese Ordnung und den 
könnt Ihr erfolgreich nur führen, wenn 
Ihr Euch auf dem Programm der Kom­
munisten zusammenschließt. Das eine 
würde den Polizeiunterricht so gut 
beenden wie das andere.

Folgerichtig wird eine eigene Theorie 
der Kriminalität zugrunde gelegt: Jeder 
Mensch ist von Natur aus ein mögli­
cher Krimineller, denn der „Norm­
bruch zum Nachteil von anderen“ ge­
hört „zur Normalausstattung des Men­
schen“ (S. 17). Es liegt an den Men­
schen selbst und nicht etwa an der Ei­
gentumsordnung, wenn „Normbrü­
che“ gegen Eigentumsrechte gesche­
hen, z.B. wenn Arbeiter streiken oder 
kriminell werden.

Für die pädagogische Methode sind 
mit dieser Theorie vom Kriminellen in 
jedem Menschen die Weichen gestellt: 
Denn gegen das Tier, das in jedem 
schlummert, hilft nur die Dressur. Da 
ist selbst die humanistische Pädagogik, 
wie sie in der Frühzeit des Kapitalismus 
entwickelt wurde, nicht mehr brauch­
bar. Denn sie ging immerhin davon 
aus, daß wer erziehen will, auch Kennt­
nisse und Wissen vermitteln muß. Im 
Polizeiunterricht aber soll an die Stelle 
von Kenntnissen das gefühlsmäßige 
Übernehmen und Einüben „legaler 
Handlungsweise“ treten: „Es ist viel­
mehr unabdingbar, durch besondere 
pädagogische Maßnahmen und Ange­
bote den jungen Menschen in seinen 
Fähigkeiten und seinem Willen so zu 
stärken und zu entwickeln, daß er sich 
in konflikthaften Situationen für die 
legale Handlungsweise entscheidet.‘ ‘ 
(Einleitung S. 1) Am besten, diese



Polizeiunterricht zur Jugendkriminalität: 
Züchtung des „Anstandsgefühls für Eigentum“

Mit der Abbildung wird ein typisches 
Unterrichtsbeispiel aus den auf S. 25 
genannten Materialien dokumentiert. 
Warum wird soviel geklaut? Genau! 
Ein schwacher Charakter kann der 
Werbung nicht widerstehen. Gehört 
sich das, mehr mitnehmen als man 
will oder bezahlen kann? Nie! Wie 
bringt man das Schülern, die das, 
was sie brauchen, nicht bezahlen 
können, bei?

In einem „Zwischenbericht zum 
Modellversuch der Polizeidirektion 
West - Bekämpfung der Kinder- 
und Jugendkriminalität im Vorfeld“ 
(Vorläufer des jetzigen Konzeptes) 
berichtet ein Polizei-Lehrer über sei­
nen Unterricht: „Ein Junge, der 
überhaupt nicht ansprechbar war, 
wurde von mir aufgefordert, mir sei­
ne Mütze zu geben. Er gab sie mir 
ohne Zögern. Danach folgten das 
Hemd, die Schuhe, die Socken, das 
Unterhemd. Dabei fing er langsam 
an zu zögern. Plötzlich wollte er 
nicht mehr weiter machen. Ich hatte 
ihn somit da, wo ich ihn hinhaben 
wollte. Er wurde danach sehr nach­

Ladendiebstahl — Zusammenhänge O3b

1. Sieh dir das Bild genau an. Überlege, was der Zeichner zum Ausdruck bringen will!

„Also ich versteh’ nicht, warum hier soviel geklaut wird.”

(KStA: 1.10.78,V. Ernsting)
2. Schreibe dir selbst einen Einkaufszettei mit fol­
genden Aufträgen:
1 Pfd. Zwiebeln 200 g Leberwurst
1 Tüte Milch 1 Flasche Mineralwasser
1 Stück Seife

Solche oder ähnliche notwendigen Artikel wollen 
viele Leute kaufen, wenn sie in den Supermarkt 
einkaufen gehen. Wenn sie das Geschäft verlassen, 
haben sie oft einen ganzen Wagen voll mit Dingen, 
die sie gar nicht kaufen wollten — und wenn sie kein 
Geld bei sich haben, dann ist die Versuchung groß, 
ein paar Sachen „so mitzunehmen”
Wie kommt das9 

denklich, als wir darüber sprachen, 
daß jeder das Gefühl des Eigentums 
hat und dies respektiert sehen möch­
te. Ich drehte dann das Beispiel um, 
um ihm klarzumachen, daß andere 
Menschen das gleiche Empfinden ha­
ben, wenn ihnen etwas weggenom­
men wird.“

Was hinderte den Jungen, seine 
Unterhose rauszurücken? Das Ge­
fühl des Eigentums. Ohne Hose vor 
aller Augen, so komme sich jeder 
vor, dem „etwas“ weggenommen 
wird. Hose und Unterhose werden 
unter der Hand zu „Eigentum“, und 
Eigentum ist etwas, das bei anderen 
nicht angegriffen werden darf. So 
soll ein Anstandsgefühl herangezüch­
tet werden, das die Jugendlichen spä­
ter vom Kampf gegen die Ausbeu­
tung durch die Privateigentümer an 
Produktionsmittel abhalten soll. 
Nicht immer ist der Unterricht er­
folgreich: „Ein anderer Teil der Kin­
der wird von zu Hause stark links 
beeinflußt, auch von einem Lehrer 
an der Schule.“ Der kann dann 
gleich mitgemeldet werden.

Gehe du mit deinem „Einkaufszettel" in einen Super­
markt und versuche, die Dinge auf dem kürze­
sten Wege „einzukaufen". Schreibe auf, an wel­
chen Regalen du vorbeigehen mußt, ehe du alles 
hast und wieder am Ausgang bist.

Mach die gleiche Beobachtung in einem zweiten und 
dritten Supermarkt.

Verstehst du jetzt, warum viele Menschen beim Gang 
durch die Regale mehr „mitnehmen“, als sie eigent­
lich wollen oder bezahlen können?

Bei welchen Artikeln war für dich die Versuchung 
besonders groß zuzugreifen?

„Entscheidung“ erfolgt automatisch 
wie ein Reflex.

So etwas ist überhaupt nur halbwegs 
zu erreichen, wenn vor allem in der 
Kindheit unter Ausnutzung gefühlsmä­
ßiger Bindungen ein bestimmtes Ver­
halten immer wieder exerziert wird, bis 
es eingefleischt ist - die Kirche nennt 
das Ergebnis Gewissen. Die Reaktion 
fordert von der Schule auf derselben 
Linie die Vermittlung von „Werten“, 
als da sind Pünktlichkeit, Bescheiden­
heit, Höflichkeit etc. und hofft auf de­
ren Einhaltung auch in „konflikthaf- 
ten Situationen“. Für den Polizeipäda­
gogen heißt das Stichwort Einüben in 
„Normprobleme“: „Der Schwerpunkt 
des Lernens liegt bei diesen Bausteinen 
nicht im kognitiven (erkenntnismäßi­
gen) Bereich; es geht primär nicht dar­
um, Wissen zu erwerben, sondern dar­
um, . .. Motive nachzuempfinden ... 
und in einem Akt der Vorwegnahme 
,legale4 Lösungen einzuüben .. . Die­
ses Material will vor allem die Schüler 
ansprechen, die allein durch Informa­
tion in ihrem Verhalten und in ihrer 
Einstellung nicht beeinflußbar sind. 
Kompensatorisch kann es bei jenen 
Kindern und Jugendlichen wirken, die 
zu Hause wenig Gelegenheit haben, 
Normprobleme zu erörtern ... “ (Ein­
leitung S. 2)

Die Dressur setzt allerdings voraus, 
daß der Dompteur, der Lehrer, sich so 
verhält, daß er möglichst beliebt er­
scheint und anerkannt wird als Autori­
tät, die dann versteckt das gewünschte 
Normbewußtsein einprägen kann: ,,... 
hat der Lehrer als Bezugsperson des 
Schülers .. . entscheidende pädagogi­
sche Einflußmöglichkeiten; ... er 
kann ihm Leitbild und (ggf. unbewußt) 
Richtschnur für spätere Handlungen 
sein.“ (S. 30)

Kein Dompteur ohne Peitsche. Da­
mit das rechtsstaatliche Verbot jegli­
cher Auflehnung ganz verinnerlicht 
wird, muß die innere Hemmschwelle 
noch untermauert werden durch die 
Angst vor Strafe. Sitzt auch die tief, so 
die Absicht, soll schließlich jede noch 
so harte Erfahrung, jedes noch so rich­
tige Argument, jeder Aufruf zum Han­
deln für die eigenen Interessen am 
Rechtsbewußtsein des Jugendlichen 
und späteren Erwachsenen abperlen 
wie Wasser vom geölten Mantel. Ge­
naue Kenntnis der Strafmittel wird 
dem Polizeilehrer als notwendiges 
Rüstzeug mitgegeben, die Drohungen 
sind vorformuliert: „Ein Kind kommt 
nicht vor das Jugend(straf)gericht, ... 
aber je mehr Taten es begeht, desto 
größer ist sein Risiko, vom Jugendamt 
mit besonders kritischer Aufmerksam­
keit beobachtet und schließlich vor das 
Vormundschaftsgericht gebracht zu 
werden.“ (S. 7)
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Stichwort

,,Ursachen der Jugendkrimi­
nalität“ von Prof. Dr. F. 
Geerds, Universität Frankfurt; 
in ,,Kriminalistik“ 7-8/1980. 
Alter
,,Obwohl hier auch bei jungen 
Menschen körperliche oder 
geistige Defekte wie Psychosen 
oder Schwachsinn beziehungs­
weise psychopathologische 
Phänomene, die gerade in und 
kurz nach der Pubertät nicht 
selten sind, eine Rolle spielen 
können, ist bei einer Analyse 
der Jugendkriminalität doch 
wohl das Alter ein besonders 
spezifischer Faktor, mit dem 
man deshalb beginnen sollte. 
Denn eine wesentliche Er­
kenntnis der Kriminologie ist 
die, daß schon bestimmten Al­
tersgruppen in aller Regel eine 
recht typische kriminelle Ge- 
fährdung zu entsprechen 

’ pflegt. Allerdings ist der junge 
Mensch kein ,,kleiner Erwach­
sener“, sondern ein in der Ent­
wicklung begriffenes Wesen, 
das als solches eigenen Geset­
zen unterworfen ist ...

Gegen Ende des Kindesal­
ters kommen die jungen Men­
schen mit der Pubertät in eine 
schwere Krise, die weithin 
auch noch das Verhalten der 
Jugendlichen prägt. Der junge 
Mensch, der als Kind ein rela­
tiv fertiges Wesen war, muß 
jetzt außer der geschlechtli­
chen auch die geistige und die 
seelisch-soziale Reife erlangen, 
was durchweg nicht ohne man­
cherlei Fehlleistungen zu ge­
schehen pflegt. Eben deshalb 
trifft man bei Jugendlichen auf 
vermehrte Kriminalität, die 
nicht das Ergebnis einer krimi­
nellen Neigung, sondern eines 
Entwicklungsdefizits ist. Zu 
daraus zu erklärenden Sexual­
delikten kommen mit der kör­
perlichen Reife Roheits- und 
Gewaltdelikte hinzu; auch die 
hohe Belastung Jugendlicher 
mit gewissen Vermögensdelik­
ten erklärt sich aus dem Ent­
wicklungsgang, bei welchem 
die verfügbaren Mittel keines­
wegs den vermeintlichen Be­
dürfnissen, zuweilen ganz un­
realistischen Wunschvorstel­
lungen, entsprechen . . .
Soziale Lage

Auch Berufsausbildung 
und Beruf sind in ihrer Aus­
wirkung auf den jungen Men­
schen heute komplizierter und 
keineswegs günstiger einzu­
schätzen. Sollte man für die 
Mehrheit wohl schon besser 
von entgeltlicher Erwerbstätig­
keit sprechen, so ist die Wahl 
von Beruf oder Arbeitsplatz 
oft weniger ein Ausdruck von 
Überzeugung als die Konse­

J ugendkriminalität

quenz davon, mit möglichst 
wenig Arbeit viel Geld zu ver­
dienen. Schlüsse sind hier ganz 
anders als früher zu ziehen.

Ebenso ist die wirtschaftli­
che Lage junger Menschen, so­
fern diese nicht mehr identisch 
mit der ihrer Eltern oder Sor­
geberechtigten ist, in unserer 
Zeit durchweg sehr viel besser 
als noch vor wenigen Jahr­
zehnten, was aber für den Kri­
minologen nicht heißt, daß sie 
günstiger ist. Denn wie der 
Wohlstand bei Erwachsenen 
Kriminalität produziert, so 
kann diese finanziell bessere 
Position gerade bei jungen 
Menschen demoralisierend 
wirken und in die Deliquenz 
führen.

Heißt dies ebenso wie ein 
ungleich größeres Maß an Frei­
zeit sicherlich nicht, daß man 
die gesellschaftliche Entwick­
lung zurückdrehen sollte, so 
darf man dennoch nicht ver­
kennen, daß mit ihr gerade für 
in der Entwicklung begriffene, 
mithin unsichere Menschen zu­
gleich größere Gefahren ver­
bunden sind, der nicht selten 
voreilig bejubelte Fortschritt 
also auch seine Kehrseite hat, 
die in der Kriminalistik zu Bu­
che schlägt.“

Aus Berichten von Polizisten 
über ihre Unterrichtserfahrun­
gen in Sachen „Bekämpfung 
der Kinder- und Jugendkrimi­
nalität im Vorfeld“:
„Mit Erstaunen und teils mit 
Bestürzung hörten die Schüler 
und Schülerinnen, daß man 
mit 14 Jahren bedingt straf­
mündig ist. Die Regreßnahme 
sprachen wir kurz an. Bren­
nend erschien zwei Schülern 
die Frage, an wen sollen wir 
uns wenden, wenn Kinder, die 
bereits einen Diebstahl began­
gen haben, von anderen größe­
ren Kindern erneut zum Dieb­
stahl erpreßt werden. Ich gab 
ihnen meine Telefonnummer. 
Ich hatte den Eindruck, daß 
die Kinder sehr nachdenklich 
wurden, nachdem ich ihnen 
konkret etwas angeboten hat­
te. Damit hatten sie offenbar 
nicht gerechnet.“

„Nach dem zweiten Anlauf 
gelang es mir, die Kinder in ein 
Gespräch über Recht und Un­
recht zu führen. Dabei wurde 
deutlich die Reaktion bei eini­
gen ,Schlitzohren4, die ich mir 
schon vorher gemerkt hatte, 
sie wurden wesentlich zurück­
haltender. Dies wurde mir 
nachher von dem Lehrer bestä­
tigt, daß diese Kinder schon 
einmal auffällig waren.“

„Vorgespräch mit Frau X 
(von mir geändert): Es wird 
unheimlich geklaut! Es gibt 
verschiedene Gründe seitens 
der Kinder. Ein Kind klaut of­
fenbar aufgrund eines starken 
Liebesentzuges zu Hause. Es 
hat der Lehrerin zu Anfang al­
les weggenommen, was es er­
reichen konnte, offenbar, um 
die Aufmerksamkeit zu erre­
gen. Es lag hier der Wille zur 
Erreichung des negativen Er­
folgserlebnisses vor. Ein ande­
rer Teil der Kinder wird von zu 
Hause stark links beeinflußt, 
auch von einem Lehrer an der 
Schule. Nach dem Slogan: Es 
macht nichts, wenn ihr den 
Kapitalistenschweinen etwas 
wegnehmt, sie nehmen sich 
auch alles unberechtigt von 
den kleinen Leuten!“
Aus: „Zwischenbericht zum Modellversuch 
der Polizeidirektion West - Bekämpfung der 
Kinder- und Jugendkriminalität im Vorfeld“ 
(Mai 1978); zitiert nach einer Schriftlichen 
Kleinen Anfrage der Grün-Altemativen-Liste 
(GAL) in der Hamburger Bürgerschaft, Ja­
nuar 1983

Registrierte Gesamtentwick- 
lung der Kriminalität:
1981 wurden insgesamt 
4071873 Fälle (1980: 3815774 
Fälle) erfaßt, das sind 6,7 Pro­
zent mehr als im Vorjahr. Da­
mit setzte sich die seit 1973 un­
unterbrochen ansteigende Ten­
denz weiter fort:
1974 +7,1 Prozent
1975 +6,5 Prozent
1976 +4,9 Prozent
1977 +7,3 Prozent
1978 +2,8 Prozent
1979 +4,5 Prozent
1980 +8,0 Prozent
1981 +6,7 Prozent
Aus: Polizeiliche Kriminalstatistik 1981

„Über vier Millionen Strafta­
ten in einem Jahr - Innenmi­
nister besorgt über Kriminal­
statistik 1982“
„Der hessische Innenminister 
Herbert Günther teilte am 
Freitag als derzeitiger Vorsit­
zender der Innenministerkon­
ferenz mit, daß 1982 die Ge­
samtkriminalität um 5,4 Pro­
zent auf fast 4,3 Millionen re­
gistrierte Fälle angestiegen sei. 
Allein im Bereich der Delikt­
gruppen Raub, räuberische Er­
pressung und Raub bei Kraft­
fahrern wurde 1982 gegenüber 
dem Vorjahr ein Anstieg um 
9,9 Prozent auf 30465 Fälle 
festgestellt. Maßgeblich beein­
flußt wurde auch 1982 die poli­
zeiliche Kriminalstatistik 
„durch den überproportiona­
len Anteil des Diebstahls in al­
len seinen Formen mit 65 Pro­
zent an der Gesamtkriminali­
tät“. Wie Günther erläuterte, 
hat sich der „einfache Dieb­
stahl“ seit 1963 knapp verdop­
pelt. Dagegen hat sich in der­
selben Zeit die Zahl der 

„schweren Diebstähle“ fast 
versechsfacht. 1982 wurden in 
der Bundesrepublik einschließ­
lich West-Berlins rund 2,73 
Millionen Diebstahlsfälle ge­
meldet.“
Aus: Frankfurter Rundschau, 23.4.83.

Von den insgesamt ermittelten 
Tatverdächtigen der einzelnen 
Geschlechter und Altersgrup­
pen standen 1981 im Verdacht, 
begangen zu haben:
(AaT = Anteil an den Tat verdächtigen insge­
samt; WVS = darunter: in/aus Warenhäu­
sern, Verkaufsräumen und Selbstbedienungs­
läden)
Kinder, männlich (AaT 4,5 %)
Einfachen Diebstahl 58,4 %
(WVS) 35,7 %
Schweren Diebstahl 23,2 %
Sachbeschädigung 13,3 %
Brandstiftung 2,9 %
Kinder, männlich (AaT 4,5%) 
Einfachen Diebstahl 58,4%
(WVS) 35,7%
Schweren Diebstahl 23,2%
Sachbeschädigung 13,3%
Brandstiftung 2,9%
Kinder, weiblich (AaT 1,1%) 
Einfachen Diebstahl 79,4%
(WVS) 68,7%
Schweren Diebstahl 6,8%
Sachbeschädigung 5,5%
Jugendliche (14 bis unter 16), 
männlich
Einfachen Diebstahl 45,8%
(WVS) 23,8%
Schweren Diebstahl 32,0%
Sachbeschädigung 10,6%
Jugendliche (14 bis unter 16), 
weiblich
Einfachen Diebstahl 71,4%
(WVS) 62,5%
Jugendliche (16 bis unter 18), 
männlich
Schweren Diebstahl 32,2%
Einfachen Diebstahl 29,5%
(WVS) 11,4%
Jugendliche (16 bis unter 18), 
weiblich
Einfachen Diebstahl 53,0%
(WVS) 43,1%
Betrug 10,3%
Rauschgiftdelikte 7,0%
Schweren Diebstahl 6,8%
Jugendliche, männlich (AaT 
insg. 12,7%)
Jugendliche, weiblich (AaT 
insg. 2,5%)
Heranwachsende (18 bis unter 
21), männlich (AaT 12,0%)
Schweren Diebstahl 24,2%
Einfachen Diebstahl 21,3%
(WVS) 6,1%
Sachbeschädigung 10,2%
Betrug 9,1%
Gefährliche und schwere Kör­
perverletzung sowie Vergif­
tung 7,4%
Rauschgiftdelikte 6,8%
Heranwachsende (18 bis unter 
21), weiblich (AaT 1,9%) 
Einfachen Diebstahl 37,7 %
(WVS) 26,5%
Betrug 17,7%
Rauschgiftdelikte 10,4%
Schweren Diebstahl 5,9%
.Aus: Polizeiliche Kriminalstatistik 1981
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Internationale Nachrichten

Bomber für die „Be­
friedung“ des Libanon 
Am 20. Mai hat die US-Regie- 
rung den Lieferstop für 76 F- 
16-Kampfflugzeuge an Israel 
aufgehoben. Mit der Lieferung 
der Flugzeuge wird sich die 
Schlagkraft der israelischen 
Luftwaffe verdoppeln. Die 
Reagan-Regierung hatte den 
Lieferstop verhängt, nachdem 
die zionistische Armee die In­
vasion in den Libanon begon­
nen hatte. Seit dem 18. Mai ist 
ein Vertragswerk zwischen der 
israelischen und der libanesi­
schen Regierung abgeschlos­
sen, für dessen Einhaltung die 
USA die Garantie überneh­
men. Schon ist deutlich wie: 
Den Statthaltern der Imperiali­
sten im Nahen Osten stärken 
sie den Rücken und versehen 
sie mit den Waffen, die nötig 
sind, den ,,Friedensvertrag“ 
durchsetzen. Allein schon der 
Umstand, daß der Vertrag 
Verpflichtungen für Nichtun­
terzeichner enthält, nämlich 
für die syrische Regierung und 
die PLO, ihre Truppen aus 
dem Libanon abzuziehen, 
schafft neue Kriegsgründe, 
nunmehr vielleicht nicht mehr 
zwecks Verteidigung der „is­
raelischen Sicherheit“ - son­
dern zur Erringung der „liba­
nesischen Souveränität“? -

Türkei: Angriffe gegen kurdische Nation
Seit dem Militärputsch in der 
Türkei am 12. September 1980 
fielen über 2500 Kurden der 
faschistischen Junta zum Op­
fer. Juristischer Höhepunkt 
ihres Versuchs, die kurdische 
Nation zu zerschlagen, waren 
die 35 Morde, die am Diens­
tag, den 24. Mai, beim Mas­
senprozeß in Diyarbakir be­
schlossen wurden. 331 weitere 
Kurden müssen zwischen drei
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Minus ein US-Militär- 
berater in El Salvador
Am 25.5. wurde der stellvertre­
tende Kommandeur einer 
Gruppe von 55 US-Militärbe- 
ratern der USA in San Salva­
dor, Schaufelberger, erschos­
sen. Noch in der Nacht erklär­
ten die Volksbefreiungsstreit­
kräfte, die größte von fünf 
Guerrillaorganisationen im 
Norden des Landes, das sei 
„eine Antwort auf das krimi­
nelle Eingreifen des amerikani­
schen Imperialismus“. US- 
Präsident Reagan ist entschlos­
sen, den Kurs seiner Regierung 
gegen die lateinamerikanischen 
Länder noch zu verschärfen. 
Der Botschafter in El Salvador 
wurde abberufen, ebenso der

Die Bundesregierung hat den 
Vertrag begrüßt und plädiert 
für Unterstützung durch die 
EG - eine weitere Mißach­
tung der Rechte der PLO und 
des palästinensischen Volkes.

Klage gegen VW/USA 
Schuld an Selbstmord
Weil die US-Tochtergesell- 
schaft von VW schuldig am 
Selbstmord eines Arbeiters ist, 
hat seine Frau jetzt Klage er­
hoben. W. Brock war seit 1977 

und 24 Jahre in den Kerker. 
Anfang Mai waren die ersten 
sieben Morde gerichtlich be­
schlossen worden. Allen Ver­
urteilten wurde Mitgliedschaft 
in der verbotenen kurdischen 
Arbeiterpartei, Bildung be­
waffneter Banden und Versu­
che der Bildung eines kurdi­
schen Staates vorgeworfen. 
Am Mittwoch, den 25. Mai, ei­
nen Tag nach Lambsdorffs

Leiter der interamerikanischen 
Abteilung des US-Außenmini- 
steriums Enders. Dieser ist be­
rüchtigt wegen seiner Verant­
wortung für die Bombardie­
rung der Grenzgebiete Kam­
bodschas während des Viet-

Beauftragter für gleiche Rech­
te im Betrieb. VW hatte ihn er­
folglos aufgefordert, die Un­
tersuchungen über rassische 
Diskriminierung einzustellen, 
ihn als geisteskrank verdäch­
tigt und zu psychologischen 
Tests gezwungen. Als Brock 
die Klagen neun schwarzer Ar­
beiter gegen ihre Niedriglöhne 
unterstützte, drohte die Ge­
schäftsleitung, ihn mit fal­
schen Klagen vor Gericht zu 
zerren. Brock erschoß sich 
daraufhin am 7.1.83

Zusage in Ankara, die BRD 
werde 1983 Militärhilfe von 
130 Mio. DM und Wirtschafts­
hilfe in gleicher Höhe an die 
Türkei leisten, überfielen tür­
kische Truppen kurdische 
Guerillaeinheiten im Irak. 
Über 7000 Soldaten, unter­
stützt durch Panzerfahrzeuge 
und Luftlandeeinheiten waren 
daran beteiligt. Tagelang wur­
den zuvor Ortschaften im 
Osten der Türkei für den zivi­
len Verkehr gesperrt. Seit 1977 
kämpfen kurdische Guerillas 
von Gebieten im Irak für einen 
autonomen kurdischen Staat. 
Der Angriff auf dieses Gebiet, 
durch das die irakisch-türki­
sche Öl-Pipeline verläuft, war 
zwischen Ankara und Bagdad 
abgesprochen. Er basiert auf 
einer Absprache von 1978 zwi­
schen Evren und Hussein, die 
beiden Staaten die Verfolgung 
kurdischer Guerillas über die 
Staatsgrenzen hinweg erlaubt. 
Nach Angaben der Zeitschrift 
„New Statesman“ wurde die 
Operation schon 1982 zwi­
schen den USA und der Türkei 
abgesprochen. Seit Samstag, 
den 28. Mai, finden in der Ost- 
Türkei NATO-Manöver statt. 

namkrieges. Die gleiche Sub­
versionspolitik setzte er von 
Honduras aus gegen El Salva­
dor fort. Er ist beteiligt an den 
Aktivitäten der von den USA 
reaktivierten „Special forces“, 
militärischen Sondereinheiten, 
geführt durch die 1980 gegrün­
dete Geheimdienstorganisa­
tion „Intelligence Support Ac- 
tivity (Isa)“. Sie bildet „Gue- 
rilleros“ aus, die Terror gegen 
die sandinistischen Befreiungs­
kämpfer ausüben. Weinberger 
gibt als Zweck dieser Truppen 
in einer Richtlinie vom letzten 
Jahr an, diese US-Spezialein- 
heiten seien dort zu verwen­
den, „wo der Einsatz konven­
tioneller Truppen verfrüht, 
unangebracht oder unmöglich 
ist“.

EG will Zugriff auf 
Grönland erhalten 

„Die BRD ist vor allem am 
Fischfang in Grönland interes­
siert“, bemerkte das „Han­
delsblatt“ zum Vorschlag der 
EG-Kommission, der BRD 
Fangrechte für 10000 t Kabel­
jau in grönländischen Hoheits­
gewässern einzuräumen. Zu­
vor hatte die grönländische 
Regierung verlangt, daß mit 
der Neugestaltung ihrer Bezie­
hungen zur EG nach dem Aus­
tritt keinerlei Zugeständnisse 
seitens der EG gefordert wer­
den; nur die griechische Regie­
rung unterstützte sie dabei. 
Ein Vertrag soll in Zukunft die 
Basis dafür bilden, daß Grön­
land seine Fischfanglizenzen 
selbst vergibt und EG-Markt- 
Zugangsrechte im Verbund 
mit Dänemark aushandelt. Die 
dänische Regierung schlug der 
EG „parallel laufende aber 
formell unabhängige Verhand­
lungen über einen Vertrag (zur 
Regelung des Austritts) und 
über Fischereirechte für EG- 
Staaten in der grönländischen 
200-Meilen-Zone“ vor, denn 
„die strategische Plazierung 
im Nordatlantik macht die In­
sel zu einem wichtigen Teil der 
westlichen Interessensphäre, 
und deshalb sollte man den 
grönländischen Wünschen ent­
gegen kommen“. Über den 
EG-Vertrag, der, so das 
„Handelsblatt“, „die Bezie­
hungen mit abhängigen Län­
dern“ regelt, will Dänemark, 
per Kolonialistenstatus sich 
und der EG den Zugriff auf 
die Blei- und Zinkvorkommen 
Grönlands sichern. Ange­
sichts der daraus erwarteten 
Profite wären „Fanglizenz- 
Gebühren kein Problem“.



Italien

Kapitalisten wollen reaktionäre „Wende“
PCH för 9 9demokratische Alternative“
Am 26. Juni wird das italienische Par­
lament - zum vierten Mal hinterein­
ander vorzeitig - neu gewählt. Ober­
flächlich mag man die Herbeiführung 
der Neuwahlen allein dem Mutwillen 
der Sozialisten zuschreiben, die im 
April in der Hoffnung auf Stimmenge­
winne die Regierungskoalition verlas­
sen haben. Scheinbar geht es nur dar­
um, welches Gewicht jeder der fünf 
Koalitionspartner der vergangenen Le­
gislaturperiode (Christdemokraten, 
Sozialisten, Sozialdemokraten, Repu­
blikaner und Liberale) in der nächsten 
Regierung haben wird. Nicht weniger

Generalstreik am 27. Mai. 100000 de­
monstrierten in Mailand.

als deren sechs sind in den letzten vier 
Jahren verschlissen worden, freilich al­
le mit derselben soliden Mehrheit und 
wie stets seit 1947 unter dem bestim­
menden Einfluß der Christdemokra­
ten.

Nur ein abgeschmacktes Gefeilsche 
um Stimmenprozente und Ministerpo­
sten also? Der Schein trügt: Deutlich 
wie lange nicht mehr spiegelt der Wahl­
kampf die Gegensätze der gesellschaft­
lichen Klassen und wird sein Ausgang 
das Kräfteverhältnis zwischen ihnen 
beeinflussen. Das nicht nur, weil die 
Wahlen mit der erbitterten Auseinan­
dersetzung um den seit anderthalb 
Jahrn überfälligen Abschluß neuer Ta­
rifverträge in den drei größten Bran­
chen der Industrie zusammen fällt. Mit 
einem Generalstreik sind die Lohnab­
hängigen am 27. Mai erneut für ihre 
Tarifforderungen eingetreten. Immer 
unverhüllter tritt vor allem das enge 
Bündnis zwischen dem Großindustriel­

lenverband Confindustria und der De- 
mocrazia Cristiana (DC) mit dem Ziel 
zutage, durch die Wahl eine reaktionä­
re „Wende“ herbeizuführen.

Das Programm der Wende hat der 
Confindustria-Vorsitzende Merloni 
kürzlich einmal mehr auf der Jahres­
versammlung seines Verbandes umris­
sen: Abbau des Indizierungssystems, 
das bei Löhnen und Renten wenigstens 
einen Teil der Teuerung ausgleicht; Be­
grenzung der Staatsausgaben durch 
weiteren Abbau von Sozialleistungen; 
„Überprüfung“ der in den letzten 15 
Jahren erkämpften Reformen (z.B. 
Status der Arbeiterrechte, der Miet­
preisbindung, der Rentenreform).

Als Flaggschiff dieses Kurses kandi­
diert der (parteilose) ehemalige Zen­
tralbankpräsident und Confindustria- 
Vorsitzende Carli in Mailand für die 
Christdemokraten. Geflissentlich 
schart sich ein Teil der „liberalen Öf­
fentlichkeit“, so die früher linkslibera­
le „Republica“, unter Lobgesängen 
auf das „gesunde und schöpferische 
Unternehmertum“ um die „neue 
DC“. Deren Vizesekretär Mazzotta 
tritt schon seit Monaten für die Ver­
drängung der Sozialisten aus der Re­
gierung und die Bildung einer „Koali­
tion der Mitte“ aus der DC und den 
kleinen bürgerlichen Parteien wie in 
den 50er Jahren ein. DC-Sekretär De 
Mita versucht, die Sozialisten vor der 
Wahl zu einer Koalitionszusage zu er­
pressen, was für diese bedeuten würde, 
das reaktionäre Programm von CD 
und Confindustria widerspruchslos zu 
schlucken.

Auf der anderen Seite gibt die jetzt 
von der Kommunistischen Partei (PCI) 
verfolgte Taktik der „demokratischen 
Alternative“, d.h. der Bildung einer 
vor allem auf die beiden Arbeiterpar­
teien gestützten Linksregierung, der 
Vertretung proletarischer Klasseninter­
essen mehr Raum als der gescheiterte 
Kurs des „historischen Kompromis­
ses“ mit den Christdemokraten. Ein 
Ausdruck davon ist die Kandidatur des 
linken Gewerkschaftsführers Giovan- 
nini als Unabhängiger auf der PCI-Li- 
ste, ein weiteres Wahlbündnis der PCI 
mit der kleinen, links von ihr stehen­
den Partei der proletarischen Einheit 
(PdUP). In ihrer Wahlkampfführung 
bezieht sich die PCI ausdrücklich auf 
die gewerkschaftlichen Kämpfe, an de­
ren Entwicklung im letzten Jahr sie ei­
nen großen und positiven Anteil hat. 
Die - sehr entfernt mit den westdeut­
schen Grünen vergleichbare - Radika­

le Partei hat zwar Kandidaten aufge­
stellt, ruft aber gleichzeitig zum Wahl­
boykott auf.

Die Erfolgsaussichten der „demo­
kratischen Alternative“ hängen frei­
lich nicht nur vom Wahlausgang ab 
(bei den letzten Wahlen erhielten die 
Linksparteien insgesamt 45,9% der 
Stimmen), sondern auch vom künfti­
gen Kurs der Sozialisten. Trotz einiger 
Kritik am „zentristischen“ Kurs der 
DC tun die Sozialisten eine Linkskoali­
tion bisher als „unrealistisch“ ab und 
spielen die Aufstellung gemeinsamer 
Kandidaten für den Senat mit der PCI 
in einigen Wahlkreisen als lokale An­
gelegenheit herunter.

Zudem hat sich die PCI zwar vom 
Bündnis mit der Hauptpartei des Klas­
sengegners abgewandt, aber keines­
wegs von der Politik der Klassenver­
söhnung. Ein führender Vertreter der 
Partei beklagte kürzlich die Sturheit 
der Kapitalisten in Lohnfragen, die ei­
ne Einigung über die „Modernisie­
rung“ der Betriebe im Interesse der 
„nationalen Wirtschaft“ behindern 
würde. Gleichwohl: Ein Wahlerfolg 
der Linksparteien und vor allem der 
PCI würde die Position der Arbeiter­
klasse stärken, eine Parlamentsmehr­
heit für eine „Koalition der Mitte“ da­
gegen der Großoffensive der Kapitali­
sten weiteren Auftrieb geben.
Quellenhinweis: l’Unitä, verschiedene Ausgaben Mai 1983

Belgien
,, Sanierungsprogramm“ 
gegen die Stahlarbeiter

„Kenner unseres Nachbarlandes be­
fürchten . .. Erschütterungen . . ., die 
Belgien an den Rand einer Staatskrise 
führen könnten“, wußte das „Han­
delsblatt“ am 20. Mai zu berichten. 
Der Anlaß für diese kaum verhüllte 
Drohung an die Adresse der belgischen 
Gewerkschaften: am 13. Mai hatte der 
von der belgischen Regierung mit der 
Überprüfung der wirtschaftlichen Lage 
des Stahlkonzerns Cockerill-Sambre 
beauftragte französische Kapitalist 
Gandois sein Gutachten über die not­
wendigen ,,Sanierungsmaßnahmen“ 
für Cockerill-Sambre vorgelegt.

Inhalt des Gutachtens: je ein Stahl­
werk in Seraing bei Lüttich und in 
Montignies bei Charleroi, beides Ge­
biete mit jetzt schon 15% Arbeitslosig­
keit, soll geschlossen werden, 8000 der 
20000 Lohnabhängigen von Cockerill- 
Sambre bis 1986 entlassen und den 
übrigen der Lohn drastisch gekürzt 
werden. Die Kapazität von Cockerill- 
Sambre soll durch diese Stillegungen 
von 8 Mio. t Rohstahl im Jahr auf 5,1 
Mio. t verringert werden - eine Nach­
richt, die die übrigen westeuropäischen
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Stahlkapitalisten, denen Gandois noch 
als früherer Vorsitzender des gemein­
samen Stahlkartells Eurofer bekannt 
ist, mit Genugtuung aufnehmen wer­
den. Schließlich soll die Regierung bis 
1986 weitere Zuschüsse von insgesamt 
4,7 Mrd. DM bereitstellen, um die ver­
bleibenden zwei Cockerill-Werke zu 
,,modernisieren“. Die einzige Alterna­
tive zu seinem Plan, so Gandois, sei die 
Liquidierung des gesamten Konzerns.

Gleich nach Veröffentlichung des 
Gutachtens traten die Arbeiter in Se- 
raing und in Montignies in Warn­
streiks, schon wenige Tage später be­
teiligten sich mehrere Tausend Stahlar­
beiter an einer gemeinsamen Protestde­
monstration in Charleroi gegen die 
Pläne der Stahlkapitalisten. Dennoch: 
die Lage der Stahlarbeiter ist schwie­
rig. Nicht nur, weil der christliche Ge­
werkschaftsbund das Gutachten als 
,,realistisch“ im wesentlichen gutge­
heißen hat. Auch der sozialistische Ge­
werkschaftsbund hat sogleich nach 
Veröffentlichung dieses Rationalisie­
rungsprogramms die Linie eingeschla­
gen, jetzt müßten vor allem die ,,Ar­
beitsplätze in der wallonischen Stahlin­
dustrie“ verteidigt werden - eine Li­
nie, die den Kapitalisten willkommene 
Spaltungsmöglichkeiten läßt und die 
Stahlarbeiter gegen die Lohnsenkungs­
und Intensivierungsabsichten der Kapi­
talisten weitgehend wehrlos macht. 
Teile der Stahlarbeiter bereiten jetzt 
für den 21.6. eine Demonstration in 
Brüssel vor. Dort wollen die Stahlkapi­
talisten an diesem Tag mit der EG- 
Kommission über die Verlängerung ih- 

\ res EG-Quotenkartells beraten.
Quellenhinweis: Handelsblatt, 16.5. bis 21.5.83; Solidair, 
Zeitung der PvdA, Brüssel, 25.5.83

Chile
Gewerkschaften rufen er­
neut zu ,,Protesttag“ auf

Nur wenige Tage nach den ersten lan­
desweiten Demonstrationen seit dem 
Militärputsch vor zehn Jahren (s. Pol. 
Ber. 10/83) haben 60 Vertreter der 
sechs größten Gewerkschaften Chiles 
eine ,,Nationale Führung“ gebildet. 
Neben der Kupferarbeitergewerkschaft 
CTC, mit 22000 Mitgliedern der größ­
te Gewerkschaftsverband und bis vor 
etwa zwei Jahren mit einer eher regi­
menahen Führung, beteiligen sich an 
dem Zusammenschluß die CNS, ein 
Zusammenschluß von sozialistischen 
Gewerkschaften, der christdemokrati­
sche Verband UDT, sowie die kleine­
ren christlichen Gewerkschaften FUT, 
ANEF (Angestellte des öffentlichen 
Dienstes) und CEPCH (Privatange­
stellte). Nach Angaben eines Sprechers 
der Gewerkschaftsverbände repräsen­
tiert die Aktionseinheit den größten

11. Mai 1983: Die Polizei greift De­
monstrationsteilnehmer vor dem Ober­
sten Gerichtshof an

Teil der rund eine Million gewerk­
schaftlich organisierten Arbeiter und 
Angestellten und damit etwa 30% aller 
Beschäftigten Chiles.

Die ,,Nationale Führung“ der sechs 
Gewerkschaftsverbände wurde einen 
Tag nach einer Fernsehansprache Pi­
nochets gegründet, in der er angekün­
digte hatte, daß die Militärregierung 
noch wenigstens bis 1989 an der Macht 
bleiben will. Obwohl Pinochet in seiner 
Rede Zugeständnisse bei der Arbeitsge­
setzgebung andeutete und bereits am 
Tag zuvor der Innenminister Vertreter 
der UDT, ANEF und CEPCH zu Ge­
sprächen empfangen hatte, stimmten 
auch die christlichen Gewerkschaften 
dem gemeinsamen Ziel der Gewerk­
schaftsverbände zu, die „Wiederher­
stellung der Demokratie und die freie 
Ausübung gewerkschaftlicher Rechte“ 
zu erkämpfen.

Die „Nationale Führung“ der Ge­
werkschaftsverbände hat beschlossen, 
für den 14. Juni zu einem zweiten 
„Nationalen Protesttag“ gegen die Mi­
litärjunta, gegen Hunger und Unter­
drückung aufzurufen. Die angekün­
digten Demonstrationen sollen zu­
gleich eine Antwort auf die Terror­
maßnahmen sein, die das Regime nach 
den Aktionen am 11. Mai gegen die 
Gewerkschaftsbewegung durchführte. 
Zwei Demonstrationsteilnehmer waren 
getötet, rund 500 verhaftet worden - 
viele erst bei an die Aktionen anschlie­
ßenden Razzien der Polizei und Armee 
in den Armenvierteln -, inzwischen 
hat die chilenische Justiz auf Antrag 
des Innenministeriums gegen 86 Teil­
nehmer den Prozeß wegen Verstoßes 
gegen die innere Sicherheit eröffnet. 
Gegen den Vorsitzender Seguel sowie 
neun weitere führende Mitglieder der 
CTC wurde Anklage wegen „Anstif­
tung zum Umsturz sowie umstürzleri­
scher Betätigung“ erhoben.
Quellenhinweis: Süddeutsche Zeitung, 24.5.83; Latein­
amerika Nachrichten 115, Mai 1983

Mexiko
Ein Plünderprogramm 
für die Gläubigerbanken

Der mexikanische Gewerkschaftsbund 
fordert eine Lohnerhöhung von min­
destens 50% ab 1. Juli. Die Regierung 
hat diese relativ niedrige Forderung 
schroff zurückgewiesen und erklärt, 
mehr als 12,5% würde die Zahlungsfä­
higkeit der Wirtschaft und des Staates 
gefährden. Die Regierung selbst rech­
net mit einer Inflation von 70% in die­
sem Jahr. Schon zu Beginn des Jahres 
hatte sie die Mehrwertsteuer von 10 auf 
15% erhöht, eine 6%ige Steuer auf alle 
Nahrungsmittel festgelegt, die Subven­
tionen für Nahrungsmittel und den ge­
samten privaten Verbrauch gestrichen, 
die Aufkaufpreise für landwirtschaftli­
che Erzeugnisse um 20% gesenkt und 
eine Steuerreform durchgeführt, die al­
le Einkommen mit 10 bis 60,5% be- < 
steuert - Maßnahmen, die bis auf die 
Einkommenssteuerreform hauptsäch­
lich die Arbeiter, Landarbeiter und 
Bauern treffen.

Die Regierung erklärte, anders kön­
ne sie der Forderung der Gläubiger­
banken nicht nachkommen, das Haus­
haltsdefizit binnen zwei Jahren zu be­
seitigen. Mit insgesamt 65 Mrd. Dollar 
sind der mexikanische Staat und 
Staatsunternehmen bei den imperiali­
stischen Banken verschuldet, vor allem 
bei US-Banken; die auswärtige Schul­
denlast der Privatunternehmen beträgt 
ca. 15 Mrd. Dollar. BRD-Banken und 
Kapitalisten erheben direkt Forderun­
gen von insgesamt 2 Mrd. Dollar ge­
genüber Mexiko. Als die Regierung im 
Herbst letzten Jahres die Privatbanken 
verstaatlichte, um die weitere Ver­
schuldung kontrollieren zu können 
und Spekulationsgeschäfte zu unter­
binden, verschärften die imperialisti­
schen Banken die Kreditbedingungen 
rapide. Die mexikanische Regierung 
bemüht sich auf die oben beschriebene 
Weise, diesen Bedingungen nachzu­
kommen. Darüberhinaus mußte sie 
weitere Zugeständnisse machen: Aus­
ländische Unternehmen, die bislang 
nicht mehr als 49% des Grundkapitals 
eines mexikanischen Unternehmens 
besitzen durften, ist in Zukunft für be­
grenzte Zeit erlaubt, bis zu 70% eines 
Unternehmens zu erwerben und ent­
sprechend die Gewinne ins Ausland zu 
überführen - allerdings nur in mexi­
kanischer Landeswährung.

Die US-Zeitung „Wall Street Jour­
nal“ meldet die nächsten Ansprüche 
der Imperialisten an: Die Steuerreform 
müsse geändert werden, da eine so ho­
he Besteuerung der oberen Einkom­
men „leistungsmindernd“ sei. Außer­
dem müsse die Regierung noch in die­
sem Jahr die „Reprivatisierung“ nicht 
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nur der Banken, sondern auch der 
Staatsunternehmen und der Boden­
schätze einleiten. Gleichzeitig droht die 
Zeitschrift: Unruhen unter den mexi­
kanischen Arbeitern und Bauern be­
rührten unmittelbar die US-amerikani­
sche Interessen, das sei eine alte Erfah­
rung. Also: Entweder die mexikanische 
Regierung spurt - oder das mexikani­
sche Volk kann die direkte Wahrung 
US-amerikanischer Interessen erleben.
Quellenhinweis: Wall Street Journal, 16., 18., 24.5.83; 
Statistische Beihefte zu den Monatsberichten der Deut­
schen Bundesbank, Reihe Zahlungsbilanzstatistik, 5/83

Brasilien
Imperialisten verschär­
fen Kreditbedingungen

Brasilien ist mit über 90 Mrd. US-Dol­
lar das bei den imperialistischen Ban­
ken am höchsten verschuldete Land 
der Dritten Welt. Der brasilianische 

'V Zentralbankchef Langoni mußte in der 
vorletzten Woche zum Rapport vor 
den Internationalen Währungsfonds 
(IWF): Brasilien war im März mit rund 
1 Mrd. US-Dollar in Zahlungsrück­
stand geraten. Anfang Juni wird sich 
eine Kommission des Internationalen 
Währungsfonds in Brasilien aufhalten. 
Es herrscht Unzufriedenheit in Ban­
kenkreisen über ,,ungenügende Be­
rücksichtigung der ausgehandelten 
Auflagen“.

Arbeitslosendemonstration; Gewerk­
schaften unterstützen die Organisie­
rung

Im Februar hatte der Internationale 
Währungsfonds Brasilien einen Über­
brückungskredit von 4,9 Mrd. US- 
Dollar unter folgenden Auflagen be­
willigt: Aufnahme neuer Bankdarlehen 
im Umfang von 4,4 Mrd. US-Dollar 
und weiterer fünf Mrd. US-Dollar für 
die Refinanzierung kurz- und mittelfri­
stiger Kredite, sowie drittens Bereitstel­
lung von 20 Mrd. US-Dollar für Han­
delskredite brasilianischer Importeure 
(zumeist Tochtergesellschaften impe­
rialistischer Konzerne) und viertens die 

Wiederaufstockung der Bankeinlagen 
in überseeischen Filialen brasiliani­
scher Kreditinstitute durch weitere Mil­
liardenkredite bei privaten Geldge­
bern. Die brasilianische Regierung 
mußte sich dazu bereiterklären, das 
Handeisbilanzdefizit auszugleichen 
und das Haushaltsdefizit von fast 1797o 
des Sozialprodukts abzubauen. Die ge­
samten Forderungen des Internationa­
len Währungsfonds haben zum Inhalt: 
weitere Kürzungen bei Sozialprogram­
men, Rückdrängung des staatlichen 
Sektors - Privatisierung, Erhöhung 
des Exports und Ausverkauf der natür­
lichen Ressourcen an die ausländischen 
Konzerne.

Die Verschuldung Brasiliens ist Er­
gebnis der Einbindung in den imperia­
listischen Weltmarkt und der Abhän­
gigkeit von den internationalen Ban­
ken. Dies soll anhand der Verschul­
dung verdeutlicht werden: Die Ver­
schuldung Brasiliens wuchs von 6,6 
Mrd. US-Dollar 1971 über 32 Mrd. 
US-Dollar 1977 und 50 Mrd. US-Dol­
lar 1979 (davon ca. 15 Mrd. US-Dollar 
bei den BRD-Banken) auf heute 90 
Mrd. US-Dollar. Die Kreditaufnahme 
bei den imperialistischen Banken er­
höhte sich von 67% 1971 auf fast 90% 
1982. Die Kreditkonditionen ver­
schärften sich ständig. Die Zinsen für 
Kredite von Großbankenkonsortien 
wurden nach Libor (Geldwertsatz in 
London) berechnet. Dieser stieg zwi­
schen 1977 von ca. 6% auf 16% 1982! 
Zusätzlich fügten die Banken den Kre­
ditbedingungen sogenannte ,,spreads“ 
(Risikoaufschläge) hinzu, 1983 für 
Brasilien plus 2,375%. Die Zins­
zahlungen Brasiliens an die imperiali­
stischen Banken explodierten von 4,2 
Mrd. US-Dollar 1979 auf 12,6 Mrd. 
US-Dollar 1982. 1983 muß Brasilien 
über 90% seiner Exporterlöse (ge­
schätzt 21 Mrd. US-Dollar) als Schul­
dendienst (ca. 7 Mrd. US-Dollar Rück­
zahlung und 13 Mrd. US-Dollar Zin­
sen) aufbringen.
Quellenhinweis: Solidarität Nr. 72 u. 76; FAZ u. NZZ 
16.5. - 28.5.83; Wall Street Journal v. 17.5.83; jornal dos 
trabalhadores Nr. 21

Jugoslawien
Zugeständnisse an 
Direktinvestoren

Die BRD ist seit Jahren Jugoslawiens 
größter westlicher Handelspartner. 
Nach der Öffnung seines Marktes En­
de der 50er Jahre nahm die Auslands­
verschuldung Jugoslawiens rapid zu, 
sie beträgt heute ca. 20 Mrd. Dollar. 
Westdeutsche Banken sind mit mehre­
ren Krediten maßgeblich beteiligt. De­
visenmangel, Bürokratie, mangelnde 
Kapazitätsauslastung und zu niedrige 
Arbeitsproduktivität, diese von jugo­
slawischer Seite genannten Gründe 

wirtschaftlicher Schwierigkeiten wur­
den von westdeutschen Kapitalisten 
(VW, Mannesmann, MAN u.a.) dazu 
benutzt, ihre Direktinvestitionen in Ju­
goslawien auszubauen. Seit 1967 sind 
Beteiligungen von ausländischem Ka­
pital, Produktionsgemeinschaften und 
Technologieabkommen zugelassen.

Mit heute 270 Produktionskoopera­
tionen und 56 gemischten Gesellschaf­
ten führt auch hier die BRD vor allen 
anderen imperialistischen und kapitali­
stischen Ländern. Im Folgenden be­
trachten wir nur die reinen Kapitalbe­
teiligungen. Seit 1967 wurden die ge­
setzlichen Grundlagen dafür viermal 
geändert, jedesmal zugunsten der aus­
ländischen Investoren. Zwar ist die Fir­
ma weiterhin vergesellschaftet, die Ein­
lagen können aber bis 49% (und seit 
Anfang 1983 per Ausnahmeregelung 
auch mehr) des Gesamtkapitals betra­
gen.

Ein gemeinsamer Geschäftsausschuß 
(GA) wird gebildet. Er ist verpflichtet, 
die Beschlüsse vom Arbeiterrat billigen 
zu lassen, aber seine Kompetenzen 
wurden schrittweise erweitert. Die Mit­
glieder des GA werden von den Ver­
tragspartnern bestimmt, nicht gewählt. 
Ein Sprecher von VW forderte 1978, 
der GA solle nicht mehr rechenschafts­
pflichtig sein, er allein solle über die 
Höhe des Gewinns und der Löhne ent­
scheiden.

Das Recht der ausländischen Inve­
storen auf ihre Einlage, den entspre­
chend erwirtschafteten Gewinn, die 
Möglichkeit des Rücktransfers oder 
weiterer Investitionen in Jugoslawien 
sind nicht nur per Gesetz, sondern in 
der Verfassung 1974 geregelt.

Ursprünglich waren Beteiligungen 
nur in der verarbeitenden Industrie er­
laubt, seit 1978 auch in der Rohstoffin­
dustrie und im Bankwesen(!). Der Ex­
port der produzierten Waren ist geneh­
migt worden, ebenso Gemeinschafts­
unternehmen in Drittländern. 1980 
wurden 15 solche Verträge vor allem 
für arabische Länder abgeschlossen.

Da den Kapitalisten auch nach dem 
Gesetz von 1978 das Genehmigungs­
verfahren zu langwierig war und die 
Beteiligungen zurückgingen, wurde es 
1983 verkürzt, eine Anzahl von Aus­
nahmefällen zugelassen und die Ausge­
staltung der Verträge nahezu ganz den 
beiden Partnern überlassen.

Das niedrige Lohnniveau (ein jugo­
slawischer Arbeiter verdient maximal 
500 DM) und die so „verbesserten 
Rahmenbedingungen“ werden zu ei­
nem Anstieg des westdeutschen Kapi­
talexports führen. Die Gefahr weiterer 
Erpressungen der Kapitalisten auf­
grund der hohen Verschuldung und 
damit einer inneren Aushöhlung des 
Selbstverwaltungssozialismus wächst. 
Quellenhinweis: Die jugoslawischen Kooperations- und 
Investitionsgesetzgebung von 1978; Gesetzestexte, veröf­
fentlicht bei der Bundesstelle für Außenhandelsinforma- 
tioncn; Verfassung Jugoslawiens von 1974
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VR Polen
Die polnische Regierung traut sich die 
Aufhebung des Kriegsrechts zu
Die Regierung der VR Polen kündigt I $ 
die Aufhebung des Kriegszustandes an. < 
Sie unternimmt damit nicht einfach i 
den Versuch, dem Schwall der interna- 1 
tionalen Aufmerksamkeit der Bour­
geoisie, die der Papst mit seinem Be- i 
such unweigerlich erneut auf das Land < 
lenken wird, möglichst wenig Angriffs- : 
punkte zu bieten. Vielmehr hält sie den i 
mit Hilfe des Kriegsrechts erzielten : 
wirtschaftlichen und politischen Zu- , 
stand für ausreichend, um auf einen er­
klärten Ausnahmezustand vorerst zu I 
verzichten.

Nachdem in der Nacht vom 12. auf 
den 13. Dezember 1981 die polnische I 
Regierung den Kriegszustand ausgeru- i 
fen und zugleich begonnen hatte, den 
Großteil der Leitung der Gewerkschaft 
„Solidarität“ zu verhaften und zu in­
ternieren, erklärten die obersten 
Staatsorgane tags darauf, was sie, ge­
stützt auf das Kriegsrecht und eine 
Verfassungslücke, erreichen wollten. 
Partei- und Regierungschef Jaruzelski 
verwendete zwar den größten Teil sei­
ner Rede darauf, die Gefahren auszu­
malen, vor denen das Land gestanden 
hatte. Er versäumte nicht, die Verhaf­
tung führender Staatsmänner der sieb­
ziger Jahre hervorzuheben und die In­
ternierung von Führern der Gewerk­
schaft herunterzuspielen, äußerte je­
doch klar eins der Ziele des Militärrats: 
„Die Achtung vor der menschlichen 
Arbeit muß wiederhergestellt werden. 
Recht und Ordnung müssen wieder re­
spektiert werden.“ Eindeutigen Ver­
zicht verlangte er nur von den Arbei- | 
tern: „Ich wende mich an die polni­
schen Arbeiter. Verzichtet für das Va­
terland auf Euer unveräußerliches 
Streikrecht für eine Zeit, die sich als 
notwendig erweisen wird, um die größ­
ten Schwierigkeiten zu überwinden!“ 
Am selben Tag verdeutlichte der Mili­
tärrat der Nationalen Rettung, daß er 
es nicht bei Appellen an die Verzichts­
bereitschaft bewenden lassen würde. 
Neben der Aufgabe, „den Angriff auf 
den Staat zunichte zu machen”, er­
klärte er wirtschaftliche Ziele zu seinen 
vordringlichen Aufgaben: „Er wird die 
Verwirklichung der Wirtschaftsreform 
gemäß den bisher gebilligten Haupt­
voraussetzungen unterstützen ... er 
wird Pflichtvergessenheit, Störung der 
öffentlichen Ordnung und böswillige 
Drückebergerei vor der Arbeit ausrot­
ten.“

Die Staatsorgane sorgten dafür, daß 
die Wirkungen des Kriegsrechts für die 
beiden produzierenden Klassen, die 
Arbeiter und die Bauern, ganz unter­

Die Arbeiter dagegen mußten starke
Lohnsenkungen hinnehmen. In wel­
chem Umfang die Regierung unter der 
Bedingung militärischer Kontrolle der 
Wirtschaft Lohnsenkungen bis heute 
durchgesetzt hat, ist uns nicht be­
kannt. Über die Größenordnung, die
sie angestrebt hat, gibt jedoch der Be-
richt des Vorsitzenden der Plankom­
mission und stellvertretenden Minister­
präsidenten Madej vor dem Sejm im 
Mai letzten Jahres Auskunft. Er bezif­
ferte den Rückgang der Realeinkom­
men bis dahin mit 23%.

Daß der Wert der verkauften Pro­
duktion 1982 nur um 2% niedriger war 
als im Vorjahr im Vergleich zu einer 
14%igen Absenkung gegenüber 1980, 
erscheint bedeutend, ist jedoch haupt-

Trotz harter Arbeit reichen die Löhne in den unteren Lohngruppen nicht mehr 
für die Aufzucht von Kindern.

schiedlich waren, und erzielten so eine 
erhebliche Spaltungswirkung, die ih­
nen die Entwaffnung der Arbeiterbe­
wegung erleichterte.

Den „brüderlichen Bauern“, die Ja­
ruzelski aufgerufen hatte, Sorge um 
den polnischen Boden zu tragen, er­
füllte die Regierung die Forderung, für 
deren Durchsetzung sie sich haupt­
sächlich von der Bildung der Abteilung 
„Land“ der Gewerkschaft „Solidari-

tät“ etwas versprochen hatten. Schon 
im März 1982 sicherte der Sejm den 
polnischen Privatbauern erstmals ihren 
Grundbesitz gesetzlich zu. Er stärkte 
sie damit in ihrem Streben, das kleine 
bäuerliche Eigentum zu erhalten. Für 
diese Forderung hatte sich auch die 
katholische Kirche eingesetzt, denn 
Haften am Eigentum, den darauf beru­
henden Familienstrukturen und der 
Religion würden die Folge sein neben 
der spalterischen Funktion gegenüber 
dem Interesse der Arbeiterklasse an der 
Vergesellschaftung aller Produktions­
mittel. Die Regierung nährte weiter die 
Befriedigung der Bauern durch Erhö­
hung der Aufkaufpreise für Ferkel und 
höheren Aufkauf von Milch. Sie beleb­
te die Hoffnung der Bauern, von die­
sem ihnen gesicherten Boden leben zu 
können, indem sie die Produktion von 
Traktoren forcierte. Trotz der tiefen 
Krise wurden 1982 53000 Traktoren 
oder 2% mehr als im Vorjahr, an die 
Landwirtschaft geliefert.

sächlich nicht zustande gekommen 
durch Steigerung der Arbeitsprodukti­
vität und Senkung der Produktionsko­
sten, sondern durch Erhöhung der 
Preise der Unternehmen. Da 1982 zu­
gleich das erste Jahr war, in dem die 
Wirtschaftsreform praktiziert wurde, 
ist der Effekt, daß die Unternehmen 
besser dastehen, die Arbeiter aber we­
niger haben, weil sie angeblich zu we­
nig täten. Daß es sich nicht um Ab­
schöpfung überschüssiger Kaufkraft 
handelt, wie die Regierung vor Verhän­
gung des Kriegszustandes ihre Preisre­
form und darunter die Erhöhung vieler 
Preise für Lebensmittel und für Güter 
des täglichen Bedarfs wie Strom, Gas 
und Fernheizung begründet hatte, er­
sieht man aus der von derselben Regie­
rung getroffenen Maßnahme, die so­
zialen Geldleistungen um 138% zu er­
höhen, um „die schwierige Situation 
der Familien mit einem niedrigen Ein­
kommensniveau“ zu „mildern“. Das 
heißt nichts anderes, als daß durch die 
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Senkung der Löhne die unteren Ein­
kommen dermaßen betroffen waren, 
daß die Reproduktion der Arbeiter ein­
schließlich Erhaltung der Familie und 
Aufzucht von Kindern nicht mehr ge­
währleistet war. Besondere Reize ge­
winnt unter diesem Gesichtspunkt ei­
nes der Hauptziele des Volkswirt­
schaftsplans für die Jahre 1983-85, 
nämlich der ,,Schutz der Gruppe der 
Bevölkerung, die sich in der schwierig­
sten materiellen Lage befindet, vor den 
Folgen der Krise“.

Laut Wirtschaftsbericht über das 
Jahr 1982, den das Statistische Haupt­
amt im Februar 1982 veröffentlichte, 
sind die Resultate des Jahres 1982 ins­
gesamt beschreibbar als ,,Umkehr der 
Senkungstendenzen in der Wirt­
schaft“. Diese Umkehr vollzog sich je­
doch nicht einheitlich. Nur auf der 
Grundlage einer insgesamt verminder­
ten Wirtschaftstätigkeit kann festge­
stellt werden, daß zum erstenmal seit 
einigen Jahren der Export höher war 

> als der Import. Da die verminderte 
Einfuhr auch die Futtermittel betraf, 
wurde die Viehzucht beeinträchtigt. 
Die schlechte inländische Kartoffel- 
und Futtermittelernte schadete ihr zu­
sätzlich. Die Getreideernte stieg je­

doch. Das Nationaleinkommen sank 
1979 um 2%, im folgenden Jahr bereits 
um 6% und 1981 um 12%. 1982 war 
diese Entwicklung nicht mehr so 
schroff und erreichte nur 8%. Das ver­
teilte Nationaleinkommen verminderte 
sich jedoch stärker, nämlich um 12%.

Durch das Gewerkschaftsgesetz vom 
8. Oktober 1982 beraubte die Regie­
rung die Arbeiterbewegung der Mög­
lichkeit, sich in größerem als betriebli­
chem Rahmen gegen Angriffe auf den 
Lohn und den Lebensstandard zur 
Wehr zu setzen. Sie hat diese starke 
Beschränkung des Koalitionsrechts ge­
sichert über den möglicherweise frühe­
ren Zeitpunkt der Aufhebung des 
Kriegsrechts hinaus. Vor 1984 soll es 
auf keinen Fall gewerkschaftliche Or­
ganisationen geben, die höher als auf 
der Ebene des Betriebs organisiert 
sind. Streiks gegen dieses Gesetz wur­
den niedergeschlagen, die Arbeiter vor 
allem der Werftbetriebe unter militäri­
sche Dienstpflicht gestellt.

Abgesegnet wurden diese Maßnah­
men von der Kirche, die sich recht 
schnell mit der Regierung auf die 
Marschroute gegen die Arbeiter einig­
te. Bereits am Tag der Verabschiedung 

des Gewerkschaftsgesetzes waren 
Glemp und Jaruzelski imstande, die 
,,gemeinsame Sorge um die Aufrecht­
erhaltung der Ruhe, der öffentlichen 
Ordnung und der gewissenhaften Ar­
beit“ zu verkünden. In der Folge hatte 
die Regierung freie Hand bei der Ver­
folgung der Teile der Gewerkschaft, 
die versuchten, eine weitere Tätigkeit 
im Untergrund zu organisieren. Staat 
und Kirche hatten ihre Verständigung 
darüber erreicht, daß die Kirche keine 
klassenbewußte Arbeiterbewegung, 
deren Hauptströmung ihre Interessen 
weder Glaubenssätzen noch nationalen 
Interessen unterordnen würde, unter­
stützt. Damit war auch Verständigung 
über die Richtung des Wirkens des 
Papstes bei seinem Besuch gelungen.

Genau einen Monat später konnte 
Glemp den Termin für den Papstbe­
such unter Dach und Fach bringen und 
eine freundschaftliche Einladung 
obendrein erzielen: „Die Staatsbehör­
den der VR Polen und die Konferenz 
des polnischen Episkopats werden Sei­
ne Heiligkeit offiziell einladen, die Pil­
gerfahrt am 18. Juni 1983 zu 
beginnen.“
Quellenhinweis: Europa Archiv 4/82 bis 6/83; Polnischer 
Wirtschaftsanzeiger 7—9/83

Kirche fordert: Katholiken in den Staatsdienst, 
von den Gemeinden bis zu den Ministerien
Der polnische Klerus erhofft eine be­
deutende Festigung der Stellung der 
katholischen Kirche im polnischen 
Staatsgefüge aus dem zweiten Besuch 
des Papstes Wojtyla. In einem Hir­
tenbrief vom 30. Januar 1983 appel­
lieren die Bischöfe, die ganze Nation 
solle in dem Besuch des Papstes im 
Juni einen neuen Versuch der morali­
schen Erneuerung sehen, wie ihn 
schon die erste Polenreise des Papstes 
im Jahre 1979 dargestellt habe. 1979 
hatte Wojtyla gebetet: „Möge Dein 
Geist herabsteigen und das Angesicht 
der Erde erneuern - dieser Erde!“ 
Weniger geistlich denn handfest hatte 
der polnische Klerus die sich bildende 
Gewerkschaft „Solidarität“ bis zur 
Ausrufung des Kriegsrechts in Polen 
personell und mit Geld unterstützt 
und den Einfluß der Kirche auf die 
Arbeiterbewegung gesichert.

Seit dem 13. Dezember 1981 hat 
die katholische Kirche in Polen die 
zunächst erhobenen Forderungen 
nach Aufhebung des Verbots der 
„Solidarität“ und der „Land-Solida­
rität“, nach Einhaltung der Verein­
barungen von Danzig und Wieder­
herstellung der Verhältnisse vor dem 
31.12.83 fallengelassen. Stattdessen 
betreiben die polnischen Bischöfe die 
Stärkung der staatsrechtlichen Posi­
tion der Kirche. Nachdem der um 

Primas Glemp versammelte „Gesell­
schaftliche Rat“ seit dem Frühjahr 
letzten Jahres seine Thesen zur „Ver­
ständigung zwischen Gesellschaft und 
Staat“ (s. Pol. Ber. 14/82, S. 16) ver­
ficht, erhebt Glemp auch die Forde­
rung nach verstärkter Beteiligung von 
Katholiken an Staatsgeschäften. Im 
November 1982 predigte er: „Bei uns 
war es gewöhnlich so, daß man als 
»gläubiger4 Mensch schon keinen Zu­
gang zu irgendwelchen Ämtern und zu 
irgendwelchen Positionen hatte ... 
Doch es sollte im Leben der Kirche sol­
che Katholiken geben, die aktiven An­
teil am öffentlichen Leben nehmen.“ 
Glemp leitet daraus die Forderung ab, 
daß die Katholiken in allen staatlichen 
Wahlkörperschaften von den Gemein­
den bis zu den Ministerien vertreten 
sein müßten. Für solcherart Wiederer­
langung staatskirchlichen Status kann 
sich der polnische Klerus in den beste­
henden sozialen und politischen Ver­
hältnissen bequem einrichten.

In einem Beschluß zum Besuch Woj- 
tylas, der die Grundlage für den Hir­
tenbrief vom 30. Januar bildet, fordert 
die polnische Bischofskonferenz „wür­
dige Bedingungen“ für den Papstbe­
such. Diese Bedingungen sollen sein: 
Amnestie aller unter dem Kriegsrecht 
Verurteilten; das Recht auf Unverletz­
lichkeit der Person, das Recht auf Ar­

beit und das Recht auf gerechte Ent­
lohnung müssen für den einzelnen 
wieder hergestellt sein; die Rechte der 
Bürger und sozialer Gruppen ent­
sprechend ihrer sozialen Pflichten 
müßten gegeben sein. Diese Forde­
rungen lassen Übles bezüglich der 
Entrechtung und Entlohnung der Ar­
beiter und Bauern zu - aber auch 
die Förderung einer besser bezahlten, 
von harter Arbeit befreiten Clique. 
Kritik an dem Vorhaben der Bischöfe 
ist vor allem aus der „Solidarität“ 
lautgeworden. Ob der Papstbesuch 
diese Kritik zuschütten kann?
Quellenhinweis: Herder Korrespondenz, Monatshefte 
für Gesellschaft und Religion, Nr. 2, 4, 5/83; La docu- 
mentation catholique, 2.1.83: Europa-Archiv Nr. 6/83

Die „Königin Polens“ mit ihrem 
weltlichen Vertreter.
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Aus Kultur und Wissenschaft

,, Streetfighters ‘ ‘

Ein Propagandafilm für die Bildung polizeilich 
gesteuerter ,, Bürger wehren“
Von den brasilianischen ,,To­
desschwadronen“, auf deren 
Konto Hunderte von politi­
schen Morden und Folterun­
gen an Gewerkschaftsmitglie­
dern und an Vertretern der 
kleinen Bauern und Landar­
beiter gehen, weiß man, daß 
sie sich zum größten Teil aus 
Kreisen der Polizei-, Geheim­
dienst- und Armeeoffiziere re­
krutieren. Vom US-amerikani­
schen Ku-Klux-Klan gilt ähnli­
ches: seine engen Verbindun­
gen zu den örtlichen Polizei- 
und Justizorganen der US- 
Imperialisten sind unbestrit­
ten. Dennoch: Die Bildung be­
waffneter Banden, gedeckt 
und gefördert durch Polizei­
kräfte, ist in Bourgeoiskreisen 
nicht umstandslos beliebt. Oft 
gilt sie eher als Zeichen uner­
wünschter Anfälligkeiten des 
Polizeiapparates für Korrup­
tion, als Zeichen mangelnder 
Disziplin und von ,,Ineffi­
zienz“. Wo solche Mob- 
Bildungen, seien sie nun direk­
te Polizeibanden, seien sie 
,,Bürgerwehren“ mit Unter­
stützung der Polizei, dennoch 
zu einer andauernden Erschei­
nung werden, kann man ihre 
Ursachen also getrost weniger 
im zu knapp bemessenen Geld­
beutel der einzelnen Polizeibe­
amten oder in deren empörtem 
„Rechtsempfinden“ suchen, 
als vielmehr in ganz bestimm­
ten und bestimmbaren Absich­
ten der obersten Polizeifüh­
rung bzw. der herrschenden 
Kapitalistenklasse. So fügt sich 
die aus den USA weithin be­
kannte Bildung von Polizei­
banden in den Großstädten be­
stens in die Absicht der US- 

Kapitalistenklasse, die Viertel 
der Schwarzen, der Puertori­
caner usw. in diesen Großstäd­
ten einem ständigen Terror 
auszusetzen. Die örtlichen Po­
lizeiführungen, die die rohe­
sten und brutalsten Polizeiele­
mente in solchen Vierteln zu­
sammenziehen, besorgen diese 
Art von „Bandenbildungen“ 
planmäßig.

Von all diesen Interessen­
punkten der herrschenden 
Klassen findet man in dem 
jetzt in den Kinos angelaufe­
nen US-Film „Streetfighters“ 
wenig bis gar nichts wieder, 
stattdessen aber um so heroi­
schere Geschichten von um 
Frau und Kind besorgten Bür­
gern, die sich zu „Bürgerweh­
ren“ zusammenschließen.

Die Handlung des Films ist 
genauso durchsichtig wie ein­
fallslos. Da treffen sich gleich 
zu Anfang des Films in irgend­
einem Keller „Bürger“ und 
hören einen Vortrag eines an­
deren „Bürgers“ über die 
„Flut von Verbrechen“, vor 
der sie sich künftig selber 
schützen müssen, da Polizei 
und Gerichte „versagen“. 
Nächste Szene: Schießausbil­
dung eben dieser Bürger. Drit­
te Szene: Eine Frau wird 
nachts auf dem Weg in ihre 
Mietwohnung überfallen und 
auf dem Dach des Hauses ver­
gewaltigt. Keiner will den Tä­
ter gesehen haben, die Polizei 
tappt im Dunkeln. Die „Bür­
gerwehr“ schreitet ein, findet 
prompt den Täter und richtet 
ihn - wie, bleibt der Phanta­
sie des Zuschauers überlassen. 
Und so geht es weiter gegen 

Rauschgifthändler, Zuhälter, 
Punker, Rocker usw. Das gan­
ze ist angereichert mit kriti­
schen Hinweisen auf die Ge­
fahren, die mit solcher 
„Selbstjustiz“ verbunden 
sind. Wo kann das zum Bei­
spiel hinführen, wenn am En­
de jeder . . .? Ganz nebenbei 
erfährt der Zuschauer, daß 
mindestens eines der schließ­
lich vier „Bürgerwehr“mitglie- 
der direkt von der Polizei 
kommt, daß die gesamte 
„Bürgerwehr“ der Polizei be­
stens bekannt ist usw. Ein Zu­
geständnis an die Realität sol­
cher polizeilich gesteuerter 
„Bürgerwehren“, das im 
nächsten Augenblick durch 
das umständliche Ausmalen 
der tierisch-triebhaften Nei­
gungen der unterdrückten 
Klassen zum Verbrechen und 
der Hilflosigkeit der Polizei 
demgegenüber wieder aufge­
hoben wird. Am Ende soll dem 
Zuschauer nur noch eine Al­
ternative bleiben: entweder er 
duldet und billigt die Bildung 
solcher „Bürger wehren“ als 
einzige Rettung gegen die 
„Verbrechensflut“ - oder er 
fordert härteste Staatsmaß- 
nahmen. Eine Alternative, die 
sofort vollstreckt werden 
könnte. Schließlich sitzen in 
den USA derzeit mehr als 1000 
zum Tode Verurteilte in den 
diversen Haftanstalten. Ein ra­
sches Blutbad durch die Hin­
richtung dieser 1000 Häftlin­
ge, verbunden mit einem An­
steigen der Zahl der „auf der 
Flucht erschossenen“ Straftä­
ter - wäre das etwa kein 
„Kampf gegen die Flut des 
Verbrechens“?

Deutsche Polizeimoral 
als Exportartikel

Warum wird der „deutsche 
Krimi“ auch dann nicht bes­
ser, wenn er in exotischen Ge­
filden spielt? Weil er auch dort 
die spießige Moral ausdünstet, 
die den hiesigen Polizeiapparat 
auszeichnet und dessen zahl­
reiche Brutalitäten mit dem 
Heiligenschein des Kampfes 
für das Gute und Gerechte um­
gibt. Katenkamp, Hamburger 
Kriminalkommissar, wird zur 
Ausbildung von Polizeioffizie­
ren nach Kenia geschickt - 
„erzählen Sie den Bimbos ein 
bißchen was“. Katenkamp ist 
aber ein Mann der Tat, so 
kommt er gar nicht bis zur Po­
lizeihochschule in Nairobi, 
sondern klärt mit einem kenia­
nischen Kommissar drei Mor­
de. Die dürftige Geschichte, 
wie ein unwahrscheinlicher 
Zufall nach dem anderen 
schließlich die Zuhälter und / 
Rauschgifthändler aus Ham­
burg in Kenia ans Messer lie­
fert, lohnt nicht der Wiederga­
be. Sie ist auch bloß Rahmen 
für die Behauptung, das „in­
ternationale Verbrechen“ 
müsse „international“, aber 
auf jeden Fall mit BRD-Betei- 
ligung bekämpft werden. 
Denn der kenianische Polizei­
beamte ist bestechlich, seine 
Vernehmungsmethoden mit 
Prügeln zwar beeindruckend, 
aber nicht sonderlich effektiv. 
Der dumpfe Rassismus und die 
Überlegenheit des deutschen 
Herrenmenschen in Polizeiuni­
form werden auch dadurch 
nicht erträglicher, daß sie kon­
trastiert werden mit dem offe­
nen Rassismus des Rauschgift­
händlers, der zwei schwarze 
Prostituierte ermordet hat, 
weil „nun die Neger ausgerot­
tet werden“ müßten.
Detlef Wolff, Katenkamp in Kenia, rororo 
2634, 5,80 DM

Teilnahme am 
Aufbau der DDR

In einer Reihe von Kurzge­
schichten befaßt sich Anna 
Seghers mit der Frage, wie sich 
verschiedene Menschen nach 
der Niederschlagung des deut­
schen Faschismus gegenüber 
der Aufgabe des Aufbaus der 
DDR entschieden haben. In 
Anekdoten beleuchtet sie je­
weils einen Punkt. Z.B. flieht 
der Landarbeiter Franz Müller 
nach Berlin zur westlichen 
Kommandantur, weil er einen 
Prozeß in der DDR fürchtet. 
Im Moment, da ihm viel Geld 
angeboten wird, zugleich mit 
der Verpflichtung, fünf Jahre 
im Vietnamkrieg zu dienen, 
entscheidet er sich gegen die­
sen Krieg, kehrt zurück und
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stellt erleichtert fest, daß ihm 
kein Prozeß gemacht wird. 
Ausführlich behandelt die No­
velle „Der Mann und sein Na­
me“ die lange verschleppte 
Entscheidung des Schlossers 
Walter Retzlow, der im letzten 
Kriegsjahr noch in die SS ein­
trat und in einem Zuchthaus 
Befehle der Nazis gegen Anti­
faschisten durchsetzen half. 
Unter falschem Namen nimmt 
er ernsthaft am Aufbau der 
Betriebe teil. Er setzt sich von 
seinen alten Kameraden ab, 
die ihn in ihre Sabotageaktio­
nen hineinziehen wollen. Es 
gelingt ihm, seine Vergangen­
heit zu verbergen. Erst die un­
erwartete Konfrontation mit 
einem früheren Nazi, der sich 
als Betriebsleiter eingenistet 
hat, treibt ihn dazu, sich sei­
nem früheren Lehrer zu offen­
baren. Partei, Volkspolizei 
und Staatsanwalt untersuchen 
den Fall. Ein Prozeß wird ihm 
-nicht gemacht, doch wird er 
aus der SED ausgeschlossen. 
Er bleibt in der DDR und ar­
beitet weiter. Anna Seghers be­
handelt dies einleuchtend als 
seine eigene Entscheidung, 
denn niemand hätte ihn gehin­
dert, in den Westen zu gehen, 
sich dort wegen Verfolgung 
hofieren und einen guten Po­
sten besorgen zu lassen. Merk­
würdig ist, daß sie in diesen 
1952 in der DDR geschriebe­
nen Erzählung als seine blei­
bende Schuld herausarbeitet, 
der Partei nicht vertraut zu ha­
ben, der er sich zunächst auf 
Anraten der alten Nazis, dann 
aber aus Interesse angeschlos­
sen hatte. Dieser ins Morali­
sche gezogene Fehler erscheint 
als anhaftender Charakter­
mangel, und seine Änderung

- scheint nie vollständig werden 
zu können.
Anna Seghers, Vierzig Jahre der Margarete 
Wolf und andere Erzählungen, Sammlung 
Luchterhand 443, 10,80 DM

Reihe „Weltpolitik“ 
im R.G. Fischer Verlag 
Eine Schriftenreihe „Weltpoli­
tik und Sicherheit“ hat der 
R.G. Fischer Verlag begon­
nen. Das erste Heft „Der Is­
lam in der Weltpolitik“ liegt 
uns zur Besprechung vor. Über 
die Autoren teilt der Verlag 
mit, daß Dr. Arnold Hottinger 
seit längerem Beiträge für die 
„Neue Züricher Zeitung“ ver­
fasse, Prof. Zuhayr Mikdashi 
aus dem Libanon sei, Wirt­
schaftswissenschaften studiert 
habe und als Generalsekretär 
des European-Arab Business 
Council wirke, Godfrey H. 
Jansen schließlich früher im 
indischen diplomatschen
Dienst gewesen sei, eine Reihe 
von Büchern zur Weltpolitik

verfaßt habe und zur Zeit als 
Nah-Ost-Korrespondent der 
Zeitschrift „The Economist“ 
tätig sei. Im Anhang enthält 
die Broschüre eine Deklaration 
des „1. internationalen Semi­
nars muslimischer Gemein­
schaften in der nicht-islami­
schen Welt“.

Die Autoren der drei Beiträ­
ge gehen mit leicht unter­
schiedlichen Motiven ans 
Werk. Hottinger denkt über 
die Gefahren nach, die vom Is­
lam, insbesondere der „dog­
matisch fundamentalistischen 
Richtung“, für die Sicherheit 
der Welt ausgehen, ruft zum 
Kampf gegen diese Richtung 
auf und erklärt, die „offene 
Diskussion der grundlegenden 
Probleme der islamischen Ge­
sellschaften“ sei dazu die „be­
ste Waffe“. Godfrey H. Jan­
sen hingegen weist auf das Un­
glück hin, das für den Islam 
durch den Mißbrauch entstan­
den sei, den einige weltlich ge­
sonnene Politiker mit dem Is­
lam getrieben hätten. Jansen 
erläutert weiter, der Islam ver­
füge über „spirituelle Reser­
ven“, die „noch mindestens 
ein Jahrhundert lang ausrei­
chen“. Bestrebungen, „das 
Leben der muslimischen Völ­
ker mit den religiösen An­
schauungen und Idealen des 
einzelnen Muslims in Einklang 
zu bringen“, würden unver­
meidlich andauern. Mikdashi 
endlich schreibt über den 
„Entwicklungsgedanken“ im 
Islam und folgert, daß letztlich 
verantwortlich für Wohlstand 
und soziale Harmonie der 
Mensch sei und wenn da zu 
wünschen übrig sei, so müsse 
das ihm, dem Menschen, ange­
lastet werden und nicht seiner 
Religion. Die Darlegungen der 
Autoren sind zielbewußt auf 
die Folgerungen hin geschrie­
ben und entsprechen diesen in 
der Qualität. Vielleicht läßt der 
Beitrag von Mikdashi noch am 
ehesten eine Vorstellung zu, 
wie die Verbindung von religiö­
sen Normen und politischen 
Zielen erklärlich ist, die in der 
ganzen islamischen Welt einge­
treten ist. Leser, denen an der 
Fragestellung liegt, ob der Is­
lam eine große, eine mittlere 
oder gar keine Gefahr für die 
sogenannte Weltsicherheit dar­
stellt, können auf ihre Kosten 
kommen, gleich welchem Vor­
urteil sie anhängen. Wer sich 
im Zusammenhang mit dem Is­
lam jedoch für anderes interes­
siert und anderes sucht als Zeu­
gen für Party-Diskussionen, 
der wird nicht umhinkommen, 
was anderes zu lesen.
A. Hottinger, G. H. Jansen, Zuhayr Mikda­
shi, Der Islam in der Weltpolitik. Reihe Welt­
politik und Sicherheit 1, R.G. Fischer Verlag, 
Frankfurt'M 1982

DDR
Antifaschistischer Aufbau in der 
SBZ bis zur Gründung der DDR
Am 8. Mai mußte die faschistische Wehrmacht endgültig die be­
dingungslose Kapitulation unterzeichen, Deutschland wurde in 
vier Besatzungszonen eingeteilt. Die einzige Besatzungszone, in 
der eine antifaschistische und demokratische Politik durchgeführt 
werden konnte und wurde, war die Besatzungszone der Sowjet­
union, die heutige DDR. Die Bevölkerung der sowjetischen Be­
satzungszone hatte nicht nur die Möglichkeit, einen antifaschisti­
schen und demokratischen Weg einzuschlagen, sondern den So­
zialismus aufzubauen. Denn im Gegensatz zu den westlichen Alli­
ierten, die alles daran setzten, gerade dies zu verhindern, war die­
ser Weg seitens der sozialistischen Sowjetunion erwünscht. Die 
Sowjetunion traf zahlreiche Maßnahmen, die der Bevölkerung ei­
nen selbständigen Aufbau des Landes erlaubten. Mit dem 2. Be­
fehl der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland 
(SMAD) vom 10. Juni 1945 wurde die Tätigkeit antifaschistischer 
und demokratischer Parteien und freier Gewerkschaften erlaubt. 
Als erste Partei nahm die KPD ihre Arbeit auf und veröffentlichte 
am 13. Juni ihre erste Zeitung. Die SPD begann zu arbeiten, und 
es bildeten sich die Christlich Demokratische Union (CDU) sowie 
die Liberal Demokratische Partei Deutschlands (LDPD). Im Juni 
legte das ZK der KPD ein Aktionsprogramm vor, in dem sie u.a. 
die Unterstützung der entstandenen Selbstverwaltungsorgane, Li­
quidierung des Großgrundbesitzes, Enteignung des „Vermögens 
der Nazibonzen“ und „Schutz vor unbotmäßiger Ausbeutung“ 
forderte. Daß die KPD z.B. nicht die generelle Beseitigung der 
Ausbeutung festlegte, mag Ausdruck der schwierigen Lage gewe­
sen sein, der sich die KPD gegenüber sah. Denn es bestand zwar 
die Möglichkeit des Aufbaus des Sozialismus, aber nicht, weil die 
Mehrheit der Bevölkerung dies durch Revolution erzwungen hat­
te, sondern quasi als Geschenk der Sowjetunion, die die Bevölke­
rung vom faschistischen Joch befreit hatte.

Auf Initiative der KPD und SPD wurde am 14. Juli 1945 der 
Block der antifaschistischen Parteien gebildet, der alle vier exi­
stierenden Parteien einschloß. Die Festlegungen des Blocks lagen 
weit hinter dem Aktionsprogramm der KPD zurück mit Forde­
rungen wie z.B Herstellung eines demokratischen Rechtsstaates. 
Im gleichen Monat wurden Landes- und Provinzialverwaltungen 
gebildet, wo Präsidien von den vier Parteien vorgeschlagen wur­
den. Am 22. Oktober übertrug die SMAD diesen Verwaltungen 
das Recht, Gesetze zu erlassen. Im September 1945 legten diese 
gleichlautende Vorschläge für eine Bodenreform vor. Mit dieser 
Bodenreform wurden alle Kriegsverbrecher und alle Großgrund­
besitzer mit mehr als 100 ha entschädigungslos enteignet. In allen 
Gemeinden wurden zur Durchführung wie zur Verteilung des Bo­
dens Kommissionen gebildet. Den Bewerbern wurden 5 ha, bei 
schlechter Qualität bis zu 10 ha zugeteilt, den Preis zahlten sie in 
Naturalien ab. Gut ein Drittel des Bodenfonds blieb in Händen 
staatlicher und kommunaler Einrichtungen, woraus später z.T. 
Volkseigene Güter aufgebaut wurden. Aus den Ausschüssen der 
gegenseitigen Bauernhilfen, die untereinander mit Geräten und 
Arbeitskräften aushalfen, entstanden später die Organisation der 
Bauern und die 1949 entstandenen Maschinenausleihstationen.

Nach mehreren Konferenzen und Verhandlungen beschlossen 
die KPD und die SPD den Zusammenschluß zur Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands (SED) im April 1946. In ihrem Grün­
dungsdokument hatten sie als gesellschaftliches Ziel die Errich­
tung des Sozialismus festgelegt und als Gegenwartsforderungen 
u.a. die Beseitigung kapitalistischer Monopole und Überführung 
der Banken an die Gemeinden. Ende Mai legten die Landesver­
waltungen Gesetzentwürfe über die Übergabe von Betrieben vor. 
Über diese Gesetze, die die Enteignung der Kriegsverbrecher und 
Unternehmer, die „diesen aktiv gedient“ hatten, wurden Volks­
entscheide durchgeführt. Z.B. stimmten in Sachsen von 93% der 
Stimmberechtigten 77,6% mit Ja. Bis zum Frühjahr 1948 wurden 
9281 Unternehmungen enteignet. Beim Freien Deutschen Ge­
werkschaftsbund (FDGB) lag vor allem die praktische Durchfüh­
rung der Enteignung der Betriebe.

Im Herbst 1946 wurden überall Wahlen zu den Gemeinde-, 
Kreis- und Landesvertretungen durchgeführt. Die SED erhielt bei 
den Gemeindewahlen 58,5%, bei den Kreiswahlen 50,3% und bei 
den Landwahlen 47,5% aller Stimmen. Angesichts der zunehmen­
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den Spaltungsversuche Deutschlands durch die westlichen Alliier­
ten rief die SED zu einem Volkskongreß für Einheit und gerech­
ten Frieden auf, wo von den 2215 Delegierten 650 Delegierte der 
Westzonen teilnahmen. Dieser und auch der 2. Kongreß waren 
Versuche einer gesamtdeutschen überparteilichen Vertretung, der 
dort gebildete Volksrat bestand aus einem Mitglied der SED, der 
CDU und der LDPD. Mit Verboten, Zwangsmaßnahmen und 
sonstigem verhinderten die westlichen Alliierten in ihren Besat­
zungszonen eine Entwicklung wie in der sowjetischen. Mit Grün­
dung der BRD vollzogen sie die Teilung Deutschlands und Spal­
tung Berlins. Der 3. gewählte Volkskongreß in der sowjetischen 
Besatzungszone legte daraufhin der Bevölkerung einen Verfas­
sungsentwurf zur Debatte vor. Am 7. Oktober 1949 proklamierte 
der Volkskongreß die DDR, am 10.10. übergab die SMAD die 
Verwaltunsfunktionen an die Regierung der DDR. In der ersten 
Regierungserklärung der DDR-Regierung erkannte sie die Oder- 
Neiße-Grenze an, was ein halbes Jahr später mit Polen unter­
zeichnet wurde. Der für 1949/50 festgelegte Produktionsplan sah 
vor, die industrielle Produktion auf 81% des Standes von 1936 zu 
steigern, erreicht wurden 110,7% bis Ende 1950.
Quellenhinweis: Walter Ulbricht, Zur Geschichte der Neuesten Zeit; Keiderlin/Stulz, Berlin 
1945- 1968; Volkseigener Verlag Berlin, Geschichte 10

Monetarismus und Keynesianismus

Unterschiede in Theorie und 
Praxis
Der Unterschied zwischen monetaristischer (,,angebotsorientier­
ter“) und keynesianischer (,, nach frageorientierter“) Wirt­
schaftstheorie läßt sich an folgender Gleichung verdeutlichen: 
M xV = YrxP = I + C. In dieser Ausgleichung sind fol­
gende grundlegenden gesamtwirtschaftlichen Größen zusammen­
gefaßt: M = Geldmenge, V = Häufigkeit des Umschlages der 
Geldmenge pro Jahr (Umlaufgeschwindigkeit), Yr= reales So­
zialprodukt, P = gesamtwirtschaftliches Preisniveau. Das nomi­
nale Sozialprodukt Yr x P teilt sich auf in die beiden Nachfrage­
komponenten C = Konsumgüter und I = Investitionsgüter. Als 
Definitionsgleichung besagt die Gleichung z.B., daß eine Geld­
menge von 250 Mrd. DM vier mal im Jahr umgeschlagen werden 
muß, um ein Transaktionsvolumen (also ein nominelles Sozial­
produkt) von 1000 Mrd. DM im Jahr umzuwälzen. Diese empi­
risch meßbare Feststellung schließt noch keine Aussage über ei­
nen gesetzmäßigen Zusammenhang zwischen den einzelnen ge­
samtwirtschaftlichen Größen ein. Erst durch die Bildung solcher 
Gesetzeshypothesen, z.B. daß der Konsum positiv mit dem Ein­
kommen oder die Investitionen negativ mit der Zinshöhe korre­
liert sind, kann hieraus ein wirtschaftstheoretisches Modell for­
muliert werden.

Die Monetaristen interpretieren den theoretischen Wirkungszu­
sammenhang der Größen dieser Gleichung von ,,links nach 
rechts“: Sie gehen davon aus, daß durch die Ausweitung der 
Geldmenge ursächlich vor allem das reale Sozialprodukt (also die 
Produktionstätigkeit) erhöht werden kann und erst in zweiter Li­
nie die Preise steigen. Friedmann (1) rechnet, daß eine Geldmen­
genausweitung mit einer Verzögerung von ca. einem 34 Jahr zu­
nächst eine Erhöhung der Produktion und erst nach einem weite­
ren A Jahr unter Umständen (wenn die Geldmengenerhöhung zu 
hoch ist) auch eine Preissteigerung verursache. Die Umlaufge­
schwindigkeit sei langfristig im wesentlichen konstant.

Die Keynesianer bestreiten vor allem diesen letzten Punkt, 
rechnen mit erheblichen Schwankungen der Umlaufgeschwindig­
keit und interpretieren die Gleichung von ,,rechts nach links“: 
Um eine Erhöhung des Sozialprodukts (und damit auch eine Er­
höhung der Beschäftigung) zu erreichen, komme ursächlich nur 
eine Ausweitung der Nachfragekomponenten Konsum (Kauf­
krafttheorie der Löhne!) oder Investitionen in Frage, die dann zu 
einer entsprechenden Anpassung der Geldmengen führe bzw. 
durch staatliche Geldpolitik flankiert werden muß.

A. Wichtigste allgemeine theoretische Differenz zwischen Mo­
netaristen und Keynesianern ist also die Einschätzung des Wir­
kungszusammenhanges zwischen ,,monetärem“ und ,,realem“ 
Teil einer Volkswirtschaft. In Marxscher Terminologie könnte 
man sagen: Während die Monetaristen davon ausgehen, daß die 
Zirkulationssphäre - die Bewegung des Geldkapitals - die Pro­
duktionssphäre bestimmt, ist für die Keynesianer die Zirkula­
tionssphäre nur Reflex der Produktionssphäre. Wie Zirkulation 
und Produktion im Akkumulationsprozeß des Kapitals tatsäch­

lich Zusammenhängen und wie sich dieser Prozeß in zyklischen 
Krisen und im tendenziellen Fall der Profitrate Geltung ver­
schafft, können beide Theorien nicht erklären.

B. Aus der unterschiedlichen Einschätzung dieses Wirkungszu­
sammenhanges folgt eine wichtige Konsequenz für die staatliche 
Wirtschaftspolitik. Wegen der sogenannten Wirkungsverzöge­
rung („time lag“) geldpolitischer Maßnahmen halten die Moneta­
risten konjunktursteuernde, antizyklische (also „kurzfristige“) 
Geld- und Fiskalpolitik für unzweckmäßig; ja zum Teil werden 
die Krisen sogar als durch staatlichen Interventionismus verur­
sacht interpretiert. Stattdessen soll sich nach ihnen der Staat in 
wirtschaftspolitischer Hinsicht darauf konzentrieren, über eine 
stetige Ausweitung der Geldmenge den entsprechenden Finanzie­
rungsspielraum für die Investitionstätigkeit und steigendes Volks­
einkommen zu gewährleisten. Schreibt man die obige Gleichung 
in dynamisierter Form (d.h. mithilfe von Wachstumsraten, z.B. 
Y = Wachstumsrate des Sozialprodukts), so ergibt sich: 
M + V = Yr + P, also z.B.: 8% = 5% + 3%(da V = konstant also 
auch V = 0). Interpretiert nach Auffassung der Monetaristen: 
Wird pro Jahr eine Preisteigerungsrate von 3% für unumgänglich 
gehalten und soll das Sozialprodukt gleichwohl real um 5% wach­
sen, muß die Zentralbank die Geldmenge um 8% ausweiten. Auf 
diese Friedmansche „Geldmengenregei“ konzentriert sich die 
monetaristische Geldpolitik'.

sich der Output entwickelt, hängt von realen Faktoren ab: Dem 
Unternehmungsgeist, dem Einfallsreichtum und dem Fleiß der Men­
schen, dem Ausmaß des Sparens, der Struktur der Industrie und der Re­
gierung, den Beziehungen zwischen den Völkern usw. Hieraus folgt, daß ,< 
Inflation immer und überall ein monetäres Phänomen ist, in dem Sinne, ' 
daß sie nur durch ein rascheres Wachstum der Geldmenge relativ zum 
Output geschaffen werden kann und wird ... Die Fiskalpolitik ist äu­
ßerst wichtig, denn sie legt fest, welcher Teil des gesamten Volkseinkom­
mens vom Staat ausgegeben wird und wer die Lasten dieser Ausgaben 
trägt. Im Hinblick auf Inflation ist die Fiskalpolitik als solche nicht wich­
tig.“ (M. Friedman, (1))

Neben der Anwendung dieser Geldmengenregel geht es also für 
die Monetaristen nur darum, daß der Lastenanteil des Kapitals 
zur Finanzierung der Staatsausgaben möglichst klein und „Unter­
nehmensgeist“ über Steuersenkungsprogramme etc. möglichst 
frisch gehalten werden.

Die Keynesianer dagegen gehen davon aus, daß der Staat so­
wohl mit Geld- und Kreditpolitik, also auch insbesondere mit Fis­
kalpolitik (Variation von Staatseinnahmen und -ausgaben) anti­
zyklisch zur Konjunktur intervenieren muß, um „Ungleichge­
wichte“ (vor allem auf dem Arbeitsmarkt) zu korrigieren. Über 
die Variation der Steuern und Staatsausgaben (notfalls auch über 
„deficit spending“, d.h. kreditfinanzierte Staatsausgaben) soll 
der Staat die Nachfragekomponenten direkt und indirekt beein­
flussen; fällt private Nachfrage aus, tritt der Staat als kompensa­
torischer Nachfrager auf bzw. sorgt durch einen entsprechend 
starken Impuls (z.B. durch ein Zukunftsinvestitionsprogramm), 
daß ein sich selbst verstärkender Aufschwung erneut in Gang 
kommt. Die Qualität der Nachfrage - mehr Rüstung oder mehr 
Renten - ist für die Konjunkturankurbelung kurzfristig unbe­
deutend, wichtig ist nur die Quantität der zusätzlichen Nachfrage, 
die das entsprechende Angebot (und damit neues Einkommen = 
neue Nachfrage, also eine „Multiplikatorwirkung“) schon her­
vorbringen wird. Die Geldpolitik kann durch Senkung des Dis­
kontsatzes hierzu zwar flankierenden Anreiz schaffen (denn: nie­
drigere Zinsen = höhere Investitionstätigkeit = zusätzliche 
Nachfrage), aber ob der profitable Anreiz auch angenommen 
wird, ist bei niedrigen Gewinnerwartungen unsicher. Ist die er­
wartete Profitrate sehr gering, kann selbst ein minimaler Zins und 
ausreichendes Geldangebot keinen Investitionsstoß in Gang set­
zen („Liquiditätsfalle“).

Vertrauen die Monetaristen grundsätzlich auf die „Selbststeue­
rungskräfte“ des Marktes, die „bereinigende Wirkung“ der Krise 
und die dynamischen Auftriebskräfte einer profitgesteuerten Pri­
vatwirtschaft, halten die Keynesianer dagegen ständige staatliche 
Interventionen - bis hin zu Arbeitsbeschaffung, Investitionskon­
trollen und auch Verstaatlichung (Linkskeynesianer) - zur Kor­
rektur von „Ungleichgewichten“ für notwendig.

C. Beide gehen davon aus, daß es einen Zusammenhang gibt 
zwischen Lohnerhöhung, Preissteigerungsraten und Arbeitslosen­
quote; dies vor allem deshalb, weil die gegen dje Inflation von den 
Gewerkschaften erkämpften NominalXöhne auch eine gewisse 
„Starrheit der Äeö/löhne nach unten“ verursachten.

Die dahinter stehende theoretische Annahme ist: Profitmaxi­
mierende Kapitalisten dehnen die Nachfrage nach Arbeitskräften 
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nur so weit aus, bis der letzte eingestellte Arbeiter noch minde­
stens einen Umsatz in Höhe der von ihm verursachten Lohnko­
sten erbringt, d.h. es gilt P x X = A x w, also P = w:(X: A); hier­
bei bedeutet P= Preis des Produkts; X:A= durchschnittliche 
Arbeitsproduktivität (AP); w= durchschnittlicher Lohnsatz, 
P x X = Umsatz und A x w = Lohnkosten. Dynamisiert man 
nun wieder diese Gleichung (mit Wachstumsraten), ergibt sich: P 
= w - A P, also z.B. (Wo = 4% - 4%.

Aus dieser Formel wird gefolgert, daß theoretisch z.B. keine 
Tendenz zur Preissteigerung existiert, wenn alle Löhne durch­
schnittlich nur mit der Arbeitsproduktivität wachsen. Hieraus hat 
der Sachverständigenrat Anfang der 70er Jahr die Forderung 
nach ,,Produktivitätsorientierter Lohnpolitik“ abgeleitet. Was 
jedoch, wenn real Inflation und Arbeitslosigkeit (,,Stagflation“) 
gleichzeitig auftreten? Die Keynesianer würden sagen: Höheres 
Lohn- als Produktivitätswachstum verursacht zwar Inflation, 
senkt jedoch die Arbeitslosenquote (sog. „Philippskurve“), des­
halb Schmidts Wahlkampfparole ,,Lieber 5% Inflation als 5% 
Arbeitslose“. Die Monetaristen und mit ihnen die Kohl/Gen- 
scher-Regierung sagen heute: Lohnerhöhungen gleich/oder grö­
ßer als das Produktivitätswachstum verursachen sowohl Inflation 
als auch Arbeitslosigkeit, deshalb kein „produktivitätsorientier­
ter“ Lohnabschluß mehr, sondern am besten „Lohnpausen“.

D. Dieser Widerspruch' zwischen beiden gewinnt an Schärfe, 
wenn der Weltmarkt sich für ein so expansives Kapital wie das der 
BRD verengt. Nur eine nationale Inflationsrate (bzw. Lohnstück­
kostenwachstumsrate) deutlich unter dem Weltdurchschnitt si- 

x chert die westdeutsche Exportoffensive. Lohnsenkungskonzepte 
werden daher während der 80er Jahre für Keynesianer und Mone­
taristen entscheidend, wie abschließend verdeutlicht werden soll. 
Als Indikator der Profitrate (r) kann statistisch gemessen und 
durch einfache Umformung eines Bruchs definiert werden: 
r = G:K = (Y — L):K = (Y:K) x (Y — L): Y = (Y:K) x (1 -L:Y) = 

(Y:A):(K:A) x (1 -L:Y) - Hierbei steht Y= Volkseinkommen = 
Löhne (L) +Profite (G); K= Produktionskapital; L:Y= volks­
wirtschaftliche Lohnquote = Lohnstückkosten; Y:A= Arbeits­
produktivität und K:A = Kapitalintensität (Mechanisierungsgrad).

1. Die Formel verdeutlicht zunächst den aus der Sicht des Ka­
pitals „rationalen Kern“ der Lohnsenkungsstrategie: Um die 
Profitrate zyklisch zu stabilisieren (was die Keynesianer im Ge­
gensatz zu den Monetaristen versuchen!) oder zumindest, um 
dem tendenziellen Fall langfristig entgegenzuwirken (was beide 
versuchen), soll Druck auf die Lohnquote bzw. die Lohnstückko­
sten L: Y ausgeübt werden, denn je höher L:Y, desto geringer die 
Profitrate.

Während die Keynesianer zur Sicherung der internationalen 
Konkurrenzposition und zur Stabilisierung der Profitrate des 
westdeutschen Kapitals auf staatliche Einkommenspolitik („Kon­
zertierte Aktion“ bis zu „Lohnleitlinien“) setzen, um das Aus­
maß von Lohnerhöhungen zu begrenzen, rechnen die Monetari­
sten mehr mit dem „stummen Zwang der Verhältnisse“ (K. 
Marx), also dem durch hohe Arbeitslosigkeit erzeugten Druck auf 
die Löhne und die Schwächung der Gewerkschaften.

2. Die Formel zeigt jedoch, daß die Lohnquote nur ein und kei­
neswegs ausschlaggebender Faktor für die Entwicklung der Pro­
fitrate ist. Steigt z.B. wegen kapitalistischer Rationalisierung un­
ter verstärktem Konkurrenzdruck K:A um 10% schneller als 
Y: A, so ist der Druck auf die Profitrate relativ größer als bei einer 
Anhebung von L:Y um 10%. Der behauptete Automatismus „aus 
niedrigen Löhnen folgt höhere Profitrate, daraus mehr Investitio­
nen und folglich mehr Beschäftigung“ existiert also so nicht! Lohn­
kosten lassen sich jedoch (wenn die Gewerkschaften es dulden) po­
litisch drücken, über die weiteren Komponenten der Profitrate be­
stimmt „der Markt“ - hinter dem Rücken des Kapitals.
(1) M. Friedman, Die Gegenrevolution in der Geldtheorie, in P. Kalmbach (Hrsg.), Der neue Mo­
netarismus, München 1973

Federzeichnung

Karikatur, ulr., Weingarten, Mai 1983 (bereits veröffentlicht in: „Südschwäbische Nachrichten“)
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RENTEN, NETTOLOHN UND SOZIAL­
HILFE: ENTWICKLUNG UND DURCH­
SCHNITTLICHE HÖHE (MONATLICH)

1 1. Versicherungsrenten:
Anzahl(Tsd) Höhe(DM)

1974 Juli 6615 561
1975 Juli 6851 621
1976 Juli 7108 685
1977 Juli 7361 748
1978 (748)
1979 Jan. 7590 776

1 1980 Jan. 7709 801
1981 Jan. 8110 817

2. Witwenrenten:
Anzahl(Tsd) Höhe(DM)

1974 Juli 3246 440
1975 Juli 3299 492
1976 Juli 3362 545
1977 Juli 3417 599
1978 (599)
1979 Jan. 3489 626
1980 Jan. 3530 653
1981 Jan. 3666 670

3. Waisenrenten:
Anzahl(Tsd) Höhe(DM)

1974 Juli 476 181
1975 Juli 469 201
1976 Juli 498 224
1977 Juli 505 233
1978 (233)
1979 Jan. 501 237
1980 Jan. 499 241
1981 Jan. 525 238

I 4. Lohn je Beschäftigten:
Brutto Netto

1974 1744 1263 Nach Ge­
1975 1869 1355 samtgrößen
1976 1999 1414 der volks­
1977 2136 1494 wirtschaft­
1978 2246 1588 lichen
1979 2370 1681 Rechnung
1980 2523 1764 ermittelte
1981 2649 1844 Werte

5. Sozialhilfe pro Empfänger:
Ecksatz Tats . Aufwand

1974 236 310
1975 252 342
1976 268 378
1977 287 402
1978 290 446
1979 297 482
1980 309 516
1981 328 ...

1 6. Versichertenrente in % vom:
Bruttol. Nettol. Sozialh.

1974 32,2% 44,4'% 181,0%
1975 33,2% 45,8% 181,6%
1976 34,3% 48,4% 181,2%
1977' 35,0% 50,1% 186,1%
1978 33,3% (47,1%) 167,7%
1975» 32,7% 46,2?o 161,0%
19801 31,7% 45,4% 155,2%
1981. 30,8% 44,3%

Quellen: Rentenanpassungsber.
81, BT-Drs. 9/290; Statisti-
sches Taschenbuch 1982, Hrsg.:
BMA

Finanzen der Rentenversicherung (Schluß) 
Generationen-Vertrag-Bet rüg jährlich?

In der gesetzlichen Rentenversi­
cherung wird nun seit Jahren mit 
der drohenden Zahlungsunfähigkeit 
eifrig Politik gemacht. Ehrenberg 
kam es zu, das Vorverfahren zum 
Vergleich zu eröffnen mit u.a. der 
Stornierung der Rentenanpassung 
1978 und der Aussetzung der Ren­
tenanpassung entsprechend der Er­
höhung der Bruttolöhne. Die FDP 
stellte sodann mit ihren ”Thesen 
zur Alterssicherung” den ersten 
Vergleichsantrag 1979: die Renten­
steigerung sollte sich nach der 
Entwicklung der Nettolöhne rich­
ten. Mit der Regierungserklärung 
80 eröffnete Schmidt das Ver­
gleichsverfahren: entsprechend dem 
Antrag der FDP wurde den Rentnern 
vorgehalten, es sei ihnen noch nie 
so gut gegangen wie heute, vergli­
chen mit dem Nettolohn der "Akti­
ven" •
Vor jede Aussage zur Sache stellte 

die CDU den Grundsatz, daß für "Si­
cherheit im sozialen Netz" bloß 
bürgen könne, wer bereit sei, "so­
zialen Ansprüchen" die Stirn zu 
bieten. Regierender Kohl und sein 
Arbeitsminister Blüm ließen sich 
denn auch nicht nötigen, die be­
gonnene "Nettoanpassung" der Ren­
ten u.a. per Abwälzung der Kran­
kenversicherungskosten auf die 
Rentner so zu beschleunigen, daß 
von der Anpassung der Renten an die 
Nettolöhne auch schon nicht mehr 
gesprochen werden kann. Nach Vor­
abberichten eingeweihter Presseor­
gane sei nun zunächst daran ge­
dacht, die Vergleichsmasse bzw. 
den "Maximalbeitrag der Rentenver­
sicherung" festzustellen, um dann 
mit einem demographisch (unbekann­
ten) Kürzungsfaktor der Renten das 
Vergleichsverfahren dynamisch zu 
sichern.
So etwa skizziert sich die aktuel­

le Vorgeschichte des Werks, das 
nunmehr von der CDU erneut als 
"Jahrhundertwerk" aufgetischt 
wird. In den vorangegangenen Bei­
trägen dieser Reihe (Nr. 4, 5, 7 
und 9/83) ist etwas Material zu­
sammengestellt zur Beurteilung der 
Rentengesetze von 1956/57, von der 
CDU ebenfalls als "Jahrhundert­
werk" bzw. "Generationenvertrag" 
beschrieben. Folge dieser Gesetze 
in der Rentenpolitik war:
1. die Beseitigung der staatli­

chen Verpflichtung, zu jeder Rente 
einen bestimmten Grundbetrag zu 
leisten; 2. die grundsätzliche 
Aufhebung der Verpflichtung der 
Versicherungsträger, ein Versiche­
rungsvermögen aufzubauen, das nach 
versicherungstechnischen Regeln 
den entstehenden Anwartschaften 
entspricht;

3. die Ablehnung einer garantier­
ten und von jeweiligen Regierungen 
nicht abhängigen Höhe der Renten 
in bezug auf die Bruttolöhne.
Mit diesen grundsätzlichen Fest­

legungen von 56/57 ist die gegen­
wärtige wechselseitige Erpressung 
der "aktiven" und der verrenteten 
Lohnabhängigen mit der Drohung der 
"Zahlungsunfähigkeit" möglich ge­
worden, aber keineswegs zwingend. 
Dazu mußte u.a. kommen:
- die Aufhebung der zunächst noch 
bestehenden Vorschriften zur Bil­
dung einer begrenzten Reserve 
("Abschnittsdeckung");
- die Verabschiedung von Gesetzen 
zur Aufhebung der Bruttobezogen- 
heit der Renten statt zu deren fi­
nanzieller Gewährleistung und
- schließlich z.B. die gesetzliche z 
Ausschaltung der "Rentenniveausi­
cherungsklausel", die verlangt, 
das eine Standardrente nach 40 
Versicherunsjahren wenigstens 50% 
der Höhe des durchschnittlichen 
Bruttolohns des Vorvorjahres er­
reicht.
Für die Beurteilung der gegenwär­
tigen Finanzentwicklung ergibt 
sich daraus:
1. Die Berufung der CDU auf "kon­

junkturelle Entwicklungen" ist ei­
ne schlechte Ausrede. Es steht 
nirgends geschrieben, daß die mo­
natlichen Beitragseinnahmen die 
Ausgaben zu decken haben. Umge­
kehrt hat die staatliche Rentenpo­
litik die Rentenversicherung in 
diese Lage gebracht.
2. Mit "Folgen eines Pillen­

knicks" oder ähnlichen demographi­
schen "Natur"erscheinungen hat die 
aktuelle "Finanzkrise" ebensowenig 
zu tun; viel dagegen mit der ab­
sichtsvollen Mißachtung der Vor­
schriften, die jedem beliebigen 
Versicherungsunternehm en gemacht 
werden: daß es für eingegangene 
Verpflichtungen eines Tages auch 
aufkommen muß.
3. Und schließlich wäre es ein ge­

fährlicher Irrtum, zu glauben, um 
den Preis eines gewissen, angeb­
lich auch noch bis zum Jahre 2030 
n.Chr. berechenbaren "Kürzungsfak­
tors" davon zu kommen und "Sicher­
heit" zu finden - wenn auch mit ge­
kürzten Renten bei höheren Beiträ­
gen.
Sicher dagegen ist, daß diese Po­
litik bloß einem verschrieben ist: 
den Kapitalisten die Kosten der 
verrenteten Arbeitskraft vom Hals 
zu schaffen. Gefordert ist da 
nicht irgendwelche "Generationen­
solidarität", sondern die Solida­
rität der ausgebeuteten wie der 
ausgeschiedenen Lohnabhängigen ge­
gen die Kapitalisten.
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Entwicklung der Zusatzver­
sorgung im Off» Dienst

1929 Gründung der Zusatzversor­
gungsanstalt des Reiches und der 
Länder, in der zunächst nur die Ar­
beiter, später auch die Angestell­
ten versichert wurden. Die von den 
Gewerkschaften geforderte Zusatz­
versorgung über die Leistungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
hinaus sollte die Unterschiede der 
Arbeiter- und Angestelltenrenten 
zu den Pensionen von Beamten, die 
die gleichen Tätigkeiten ausführ­
ten, verringern. Für die Arbeit­
geber war die Zusatzversorgung ein 
Argument, die Bezahlung für ein­
fache Arbeit weiter unter dem Ni­
veau in der Industrie zu halten. 
Beiträge für die Zusatzversiche­
rungskassen wurden von den Be­
schäftigten und dem Dienstherrn 
aufgebracht•
1967 Nach langjährigen Verhand­
lungen Abschluß neuer Tarifverträ- 

"’v ge für die Zusatzversorgung. Wäh­
rend für die Beschäftigten der 
Kommunen, Sparkassen, Kirchen etc. 
die Leistungen der Zusatzversor­
gung im Tarifvertrag geregelt 
sind, sind die Leistungen für Ar­
beiter und Angestellte des Bundes 
und der Länder weiter durch die 
Satzung der VBL (Versorgungsan­
stalt des Bundes und der Länder) 
festgelegt, in deren Verwaltungs­
rat der Dienstherr die Mehrheit 
hat. Seit 1967 werden die Leistun­
gen der Zusatzversorgung den Ver­
änderungen der Pensionsbezüge der 
Bundesbeamten angepaßt. Bei 35 
Dienstjahren ist den meisten Ar­
beitern und Angestellten eine Ge­
samtversorgung (aus gesetzlicher 
Rentenversicherung plus Zusatzver­
sicherung) in Höhe von 75% des 
letzten Bruttoeinkommens garan­
tiert, d.h. dieselbe Obergrenze 
wie bei Beamtenpensionen. Anders 
als in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung gibt es auch eine Min­
destrente wenigstens in Höhe des 
beamtenrechtliehen Mindestruhege- 
halts. Der Beitrag zu den Zusatz­
versicherungskassen betrug bis
1972 2,5% (1% vom Arbeitgeber,
1,5% vom Arbeitnehmer) des steuer­
pflichtigen Brutto.
1973 Seit dem 1.7.1973 werden die
Zusatzversicherungskassen aus­
schließlich durch Arbeitgeberumla­
gen finanziert (im Bundesange­
stelltentarif z.B. bleibt aller­
dings die Beitragspflicht der An­
gestellten festgeschrieben).
Grund: Die Versicherungskassen
sind voll. Außerdem steht diese 
Maßnahme ebenso wie die 1967er Re­
gelung im Zusammenhang der Ausdeh­
nung der öffentlichen Dienste: Der 
Arbeitsmarkt war leergefegt, die 
Bezahlung lag noch unter der in der 
Privatwirtschaft, der Dienstherr 
mußte also was bieten.

Zusatzversorgung: Dienstherr liquidiert 
Versicherungsprinzip

Das System der Zusatzver­
sorgung
Aus der Dauer der gesamtversor­
gungsfähigen Arbeitsjahre (=Zahl 
der Monate, in der für den Versi­
cherten Beiträge bzw. Umlagen an 
die Zusatzversicherung gezahlt 
sind + Hälfte der sonstigen Ren­
tenversicherungszeiten / 12) wird 
ermittelt, wieviel Prozent des für 
die Gesamtversorgung maßgeblichen 
Arbeitsentgelts der Versicherte 
als Rente erhält. Das Arbeitsent­
gelt wird berechnet aus dem Mo­
natsdurchschnitt der letzten drei 
Kalenderjahre vor Eintritt des 
Versicherungsfalls, bereinigt um 
den Faktor, um den sich die Pensio­
nen der früheren Bundesbeamten er­
höhen oder vermindern. In das zur 
Rentenberechnung maßgebliche Ar­
beitsentgelt ist das 13. Monatsge­
halt einbezogen.
Für die ersten 10 Arbeitsjahre mit 

Anspruch auf Gesamtversorgung be­
trägt die Rente (aus gesetzlicher 
Rentenversicherung und Zusatzver­
sicherung) 35%, für die folgenden 
15 Jahre kommen pro Jahr 2% und für 
die folgenden 10 Jahre pro Jahr 1% 
hinzu. Maximal kann ein Gesamtver­
sorgungsanspruch in Höhe von 75% 
des durchschnittlichen Bruttoar­
beitsentgelts der letzten drei 
Jahre vor der Rente entstehen. Von 
der errechneten Gesamtversorgung 
wird der Anspruch auf gesetzliche 
Rentenversicherung abgezogen und 
der Rest von den Zusatzversiche­
rungskassen gezahlt.

Ein Beispiel (Verrentung 1981): 
Versorgungsanspr.: 35 J.= 75v.H.

Bruttojahresentgelt * Anpassung

1978= 22000 * 1,14 = 25080
(79=3,7%; 80=6,1%; 81=4,2%) 
1979= 24000 * 1.103 = 26472
(80=6,1%; 81=4,2%)
1980= 26000 * 1.042 = 27092
(81=4,2% Pensionserhöhung)

maßgebliches Entgelt = 78644/36 
= 2184,56

Gesamtversorgung (75%)= 1638 DM 
davon gesetzt. Rente = 1250 DM 
davon Zusatzrente = 388 DM

Die Versorgungsrenten, die von 
den Zusatzversicherungen gezahlt 
werden, werden jeweils den Ände­
rungen der Pensionen der Bundesbe­
amten angepaßt. Unabhängig davon 
erhöhen sich die Rentenansprüche 
aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung.
"Uberversorgung”?
Die von der Reaktion behauptete 

"Uberversorgung”, d.h. daß die 
Rente eines Verwaltungsangestell­

ten z.B. höher ist als sein Netto- 
Arbeitsentgelt vor der Verrentung, 
ist oft ein ganz schäbiger Propa­
gandatrick: Es wird bei den Re­
chenbeispielen einfach das 13. Mo­
natsgehalt "unterschlagen" und das 
Monats-Nettoentgelt der Rente 
gegenübergestellt.
Daß auch bei Einbeziehung des 13. 

Monatsgehalts die Gesamtversorgung 
höher sein kann als das letzte Net­
togehalt, hat zwei Ursachen:
- Die Maximalhöhe der Gesamtver­
sorgung von 75% ist seit 1967 un­
verändert, obwohl seither Steuern 
und Sozialabzüge drastisch gestie­
gen sind. Deshalb hat die ÖTV bis­
lang stets erklärt, daß nicht die 
Versorgung in ihrem Nettobetrag 
zu hoch, sondern die Netto-Ar­
beitseinkommen zu niedrig sind.
- Die Rentenanpassungen in der ge­
setzlichen Rentenversicherung sind 
laut VBL-Satzung kein Grund zur 
Neuberechnung der Gesamtversor­
gung. Da aber die gesetzlichen 
Renten durch den Bezug auf das 
Bruttoarbeitsentgelt aller Er­
werbstätigen im Verhältnis zu den 
Beamtenpensionen überproportional 
gestiegen sind, kann die tatsäch­
lich gezahlte Gesamtversorgung, 
mit dem Eintritt des Versiche­
rungsfalls auf 75% des maßgebli­
chen Arbeitsentgelts begrenzt, in 
den folgenden Jahren über diesen 
Prozentsatz hinausgehen.
Liquidierung des Versiche­

rungsprinzips
Sollte sich die ÖTV jetzt tatsäch­
lich den Provokationen des Dienst­
herrn beugen und der vom Schlich­
ter Krause vorgeschlagenen Begren­
zung der Gesamtversorgung auf 90% 
des vorherigen Nettolohns zustim­
men, so wird das ein Meilenstein 
für weitere Rentenkürzungen. Für 
diese Kürzung, die faktische Li­
quidierung des Versicherungsprin­
zips, gibt es keinerlei Rechtfer­
tigung: Denn die Versicherten im 
öffentlichen Dienst haben oft 
jahrzehntelang Beiträge entrich­
tet, die Kassen der Zusatzversi­
cherungen sind voll. Mit demselben 
Argument der "Uberversorgung" 
könnten ja auch Leistungen aus 
privaten Lebensversicherungen, 
durch die das verfügbare Einkommen 
eines Rentners über seinen frühe­
ren Nettolohn steigt, gestrichen 
werden. Daß es Kapitalisten und 
Staat um allgemeine Rentenkürzun­
gen geht, belegt die Tatsache, daß 
nicht nur die Möglichkeit einer 
sog. "Uberversorgung" beseitigt 
wird, sondern die Renten deutlich 
unter dem bisherigen Nettolohn 
liegen sollen.
Quellen: div. ÖTV-Broschüren;

Satzung der VBL
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Im nächsten Heft

Großbritannien
Thatcher sucht ein Mandat gegen die Arbeiter

Am 9. Juni wird das britische 
Parlament neu gewählt. Die 
Regierung Thatcher sucht ein 
Mandat, ihren Kurs der drasti­
schen Lohnsenkung für die 
Masse der Arbeiter bei Förde­
rung von wenigen Lohnabhän­
gigen fortzusetzen. Sie führt 
den Wahlkampf unter dem 
Stichwort ,, Volkskapitalis­
mus“. Was der in den letzten 
vier Jahren für die britischen 
Arbeiter, ihren Lebensstan­
dard und ihre Rechte bedeutet 
hat, untersuchen wir im näch­
sten Heft.

Nachrüstung
Welche Aufgaben stellt eine Volksentscheidkampagne?
In der Bewegung gegen die 
Stationierung der Mittelstrek- 
kenraketen wird über eine 
Volksentscheidkampagne dis­
kutiert. Der Kommunistische 
Bund (KB) hat bereits Anfang 
Mai seine Unterstützung er­
klärt und die Wichtigkeit einer 
solchen Kampagne begründet. 
Der BWK hält den Volksent­
scheid für ein geeignetes Mit­
tel. Welche Aufgaben stellen 
sich? Auf Fragen antwortet 
der KB in einem Diskussions­
beitrag.

Kernkraftwerk Wyhl
Ministerpräsident Späth will auf jeden Fall bauen

Zimbabwe

Am 30. März 1982 hat der Ver­
waltungsgerichtshof Baden- 
Württemberg mit einem offen 
tendenziösem Urteil die Kla­
gen gegen den Bau des Kern­
kraftwerks Wyhl abgewiesen. 
Ministerpräsident Späth hat 
nie Zweifel daran erkennen 
lassen, daß er diesen Bau 
durchsetzen will. Durch geziel­
te Indiskretionen der Landes­
regierung sind Pläne bekannt

geworden, wonach der Bau 
durch den Einsatz von 15000 
Polizisten ermöglicht werden 
soll. Unter der Bevölkerung 
am Kaiserstuhl wird das Pro­
jekt nach wie vor mehrheitlich 
abgelehnt. Ob und wie der Bau 
verhindert werden kann, und 
welche politischen Schritte da­
zu notwendig sind, darüber 
herrscht gegenwärtig noch gro­
ße Unklarheit.

Anstrengungen, die kolonialistischen Erben zu überwinden
Eines der größten Probleme, 
vor denen die Befreiungsorga­
nisationen Zimbabwes seit der 
Erkämpfung der Unabhängig­
keit stehen, ist die Beseitigung 
des Landmangels der schwar­
zen Bauern. Zahlreiche Aus­
einandersetzungen zwischen 
ZANU und ZAPU resultieren 
aus den Hinterlassenschaften 
der Kolonialherren. Welche 
Anstrengungen unternehmen 
beide Parteien gemeinsam zur 
Überwindung dieser Schwie­
rigkeiten?


